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^Z^In Jlchr — fiir die Angestelltenbewegung wichtig wie

Tafelten eines — ist zu Ende. Der Kreislauf beginnt
^^von vorn. Da erscheint es angebracht, der Dinae Lauf
und Wertxm — ?llckblick-nd-ausblickend — zu betrachten.
Dunkles ahnend, wenn auck kampfesfroh, begannen wir

das Jabr. Unendlich Vieles, dock wenia Gutes hat es uns

gebracht. L?.:s ist freilich ein Jahr im Kreislauf der Jahr-
Hunderte — in den Entwicklungsperioden der Völker! Was
aber ift und kann sein ein Jahr für die lebende Generation.'
wieviel unsagbares Elend. Not und Verderben ist in diesem
einzigen Jahr über uus dahingegangen.
Die Verwendung der Arbeitnehmersckast hat erschreckende

Fortschritte gemacht. Unberechenbare Verluste an ethischen
und orodultiven Werten sind entstanden durch die Erwerbs¬
losigkeit mit all ihren furchtbaren Folgen Wenn auch
die Arbeitslosenziffein infolge einer Scheinkonjunktur
zurückgegangen Nnd. so bleibt doch die entscheidende Tat¬
sache bestehen, oaß trotz gestiegener Löhne die Lebens-
Imltung und damit die Arbeitskraft der Arbeitnehmer
weiter herabgedrückt worden sind. Diese Zustände muß-
len entstehen, weil eine verhältnismäßig kleine Schicyt
">n Menschen es verstanden bat. ihre Kaoitalien.
enten und Peofite zu vervielfachen und auf Kosten der
beschaffenden Profitorgien zu feiern, die angesichts der

Notlage, in der sich der übergroße Teil des deutschen Volkes
I'esindet. geradezu verbrecherisch sind. Eo krankt das Volk
an den Aufwüchsen einer planlosen Volk wirtschaft, so zeigt
sich aber allch ber Widersinn des kapitalistischen Wirtschafts¬
systems. uni> es ist deshalb auch nicht verwunderlich, daß auch in
den Kreisen derer, die bisher der Gemeinwirtschaft ablehnend
geaenüberstanden. Stimmen vernehmbar werden, die eben¬
falls nur die Gemeinwirtschaft als Ausweg aus dem Chaos
und einzige Möglichkeit des Wiederausbaues der danieder¬
liegenden Volkswirtschaft bezeichnen.

Unser A!A-Bund hat bereits in seiner Reichsvertreter-
Ptzung vom IN—!7. Januar lttLS den Grundsatz in sein
Programm aufgenommen, bah er

..im wirtschaftlichen Sozialismus gegenüber der privat¬
kapitalistischen Wirtschaft die höhere Form der Volkswirt-
schaftlichell Organisation erblickt".

ausgedeckt und mit allen Kräften versucht, die Entwicklung
in der Richtung zur vergesellschaftete 1 Wirtschaft zu fördern.

Unsere natürlichen Gegner, die Arbeitnehmer und ihre
Organisationen, haben ihrerseits alles Erdenkliche getan,
um ^ls kapitalistische Wirtschaftssystem, das bei Ausbruch
0« Revolution stark ins Wanken aeraten war. erneut zu
«festigen. Ueber den Weg der Fusion und Konzentratioa

hat sich das Großkapital die geschlossene Phalanx gegen die

Arbeitnehmer geschossen. Seine darauf begründete Macht
sucht es mlt allen Mitteln zur Geltung zu bringen.
Eine Hochkonjunktur, dte es erlaubt, ungeheure Speku¬
lationsgewinne zu erzielen, ist ihm dabei besonders
behilflich Die Auswüchse dieser Machtkonzentration traten

nirgends krasser in Erscheinung als bei der Frage des

Steuerproblems. Während die Hinanznot des Reiches
trostlos ist und das Reich durch dle Reparationsverpflich¬
tungen weit über die Grenzen seiner Belastungsfähigkeit
in Anspruch genommen wird, betreibt man innerhalb weiter

kapitalistischer Kreise Steuerdefraudation und Kapitalflucht
in unglaublichem Ausmaße. Die sogenannte ..industrillle
..Hilfe" sollte obendrein nur gegen Auslieferung der Reichs-
eHenbahaen an das Privatkapital gewährt werden. Auf
der anderen Seite wird den Lohn- und Gehaltsempfängern
jede verdiente Mark mit mindestens ll) Prozent versteuert,
wozu noch die geradezu unerträgliche Belastung der arbei¬

tenden Bevölkerung durch die indirekten Steuern kommt.
Während in den Jahren litt« und Ansätze zu einer

bem Geiste der neuen Zeit Rechnung tragenden sc^al-
politischen Gesetzgebung bemerkbar wurden. ist beute fest*
zustellen, bah wohl im Laufe des Jahres etne Menge no,

sozialpolitischen Vorlagen produziert worden ist. die sich
über noch alle in ..Beratung" befinden. Bci einem 2

dieser sozialpolitischen Vorlagen wird sogar versucht. Er¬

rungenschaften der Arbeitnehmers^.t zu beschneiden, wiNN

nicht gar zu beseitige!:. (Siehe Schlichtung-ordnung 5

Trotz des düsteren Bildes, das wir vornel end gegl'^en
ha^,en und trotz des Niederganges ist festzukeilen, daß die

Arbeitnehmerbelvegung auck in dieiem Jabre ,e:mrtte

auszuweisen hat. Die wachsende Einsicht bei den Arbeit¬

nehmer!!, diiß nur in großen und tarken Organisationen eine

wahrhafte Vertretung ihrer Interessen gegeben ist. hat zur
fortschreitenden Aufwärtsentwicklung dcr Gewerkschaften ge¬

führt, und es ist diesen gelungen, die Anerkennung durch
den Staat als gewichtiger Faktor im wirtschaftspol: tischen
Leben zu erlangen. Es nimmt deshalb nicht wunder, daß
die Gewerkschaften ibre Macht im Interesse ibrer Mitglieder
auch geltend gemacht haben und gerade bei der sozial¬
politischen Gesetzgebung war dies möglich. wS Schlimmes s'hr
oft durch das Eingreifen der Gewerkschaftsvertreter rer-

hindcrt werden konnte.

Für Kie freigewerkschaftlichc Angestelltenbewegung hat
dieses Jahr eine besondere erfreuliche Entwicklung geor ^t.

Unser AsA-Bund konnte im Verlauf desselben seine Reorga¬
nisation io^sühren und zum Abschluß bringen. Er konnte
weiter mit ..seinem groken Bruder", dem A. D. G. B.. in ein
«ck innigeres, festeres Verhältnis treten. Unser !. Gewerl'

schUfttkongreß in Düsseldorf stand unter diesem Zeichen und

richtete weiter das hohe Postulat vom Borrecht des Mensche»
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»or dcm des toten Besitzes auf. Das kürzlich oerösfcntlichte
Steuerprogramm der freien Gewerkschaften and die damit

verbundene Forderung der Sozialisterung «erden in ihrer
weiteren Behandlung das bisher so erfreuliche Zusammen¬
arbeiten mit dem A. D. G. B. «uss neue erweisen.

Doch nlcht nur national hat unsere Bewegung Höhepunkte
«uf^uweisen. Nachdem wir durch den Anschluß an den Inter-

nationalen GcwerksZ)aitsbund in Amsterdam in die Welt¬

bewegung der Arb.'it?kehmerschaft eingereiht waren, hatten
wir a^ch dorl die Möglichkeit mitzuarbeiten und uns der

internationalen Unterstützung zu erfreuen. Die Tag^^.g d?s

^rivatangejtelltenbundes in Wien gab einen erfreulichen
Beweis dafür. Durch unseren Anschluß an den I. l!> B. ist

es uns aber auch möglich, unsere nationale Betätigung auf

die internationale Wirtschaft auszudehnen und fo mitzu¬

helfen, ba^ Gegengewicht gegen die internationale Ge¬

schlossenheit des Unternehmertums zu schassen. Es sei hierbei

nur erinnert an die Stcllungnahme des I. G. B. zum Steuer-

und Finanzproble«, gegen den Krieg, gegen die Privati¬
sierung staatlicher Unternehmungen und anderes mehr.
Wir haben also keinen Grund, den Kopf hängen zu lassen,

wenn wir uns den Perlauf des nun vergangenen Jahres
betrachten. Wir wissen aber auch, daß uns das kommende

Jahr Arbeit und Kämpfe in Hülle und Fülle bringen wird.

Boraussetzung zur Leistung und Vollendung dieser Arbeit

rd allerdings sein die Durchdringung der Arbeitnehmer-

schast mit der Cr?c;minis d< - u:rtsckms^ich Notwendigen. Die

Schulung ihrer Mitglieder ist deshalb uach wie vor eine der

wichtigsten Aufgaben der Gewerkschaften. Schulter an

Schulter mit der Arbeiterschaft und der internationalen

vrbcitnchmeischast muß und wird es uns auch im kommenden

Jahre gelingen, unsere Bewcguna weiter vorwärts zu

treiben. Unsere Parole foll auch im neuen Jahre heißen:

Vorwärts - Aufwärts!
Willy Gesell.

Die frelßewerkschafiliche Veamienbewcgung
Bs.! Erich Händeler. Berlin.

E!^.e Entscheidung von weittragendster Bedeutung für
dic ..rbe Znchmerbewegung hat der Bundcsousschuh des

D. unter Zustimmung des AfA-U-undes in seiner

Tagung vom 13 bis 17. Dezember gefällt.' die Grün¬

dung ei?: er sreigewerkschaftlichen Beamten-

zentrale!

Dieser Beschluß !st die Folge einer langen Reihe von Ver¬

handlungen, die bis in das Jahr 191!) zurückgehen. Als nach
der Gründung des Deutschen Beamtenbnndes die damalige
Generalkom:nission der Gewerkschaften, der jetzige A. D. G. B.,
zu dcr Frage der Beamtenorganisationen Stellung nahm,
wurde ln Verhandlungen mit dem Vorstand des Beamten-

bundcs. an denen auch Berrreter der wichtigeren, ihm an¬

geschlossenen Beamtenvercinigungen teilnahmen, vereinbart,
da^ wenn der D. B. B. seine ^ierbande in gcwersschaftlichem
Sinne umgestalten würde, der L.D.G.B, von der Grün¬

dung besonderer Besmtengewerkschasten absehen wolle. Auf
Grund dieser Aussprachen hat der A. D.G.B, damals be¬

schlossen, „bis zur oövigen Klärung der Ansicht^ ^ dem

D.B.B, gegeiübcr eine neutrale Haltung ein¬

zunehmen". Am 20. August 1919 wurde dementsprechend
«r weitere Beschluß gefaßt, ^Seamtenorganisationen, die

sich zum Anschluß gemeldet haben, vorläufig nicht aufzu¬
nehmen".

Das Jahr hat. wenigstens soweit die satzungOgemäKe
Formulierung der seitens des A.D.G.B, an den D.V.B,

gestellten Forderungen in Betracht kam. einen Fortschritt
gebracht. Die Satzungen des D. V. V. «nd einesTetles

seiner Oiganisationen ftnd so geändert worden, daß fie venn

gewerkschaftlichen Standpunkte ans einwandfrei sind. Vei

einem anderen Teile der Beamtenverbände ift aber auch noch
nicht einmal diese Aenderung vollzogen worden, fte sind auch
satzungsgemöß nach wie vor Bere i ne.

Wahrend so äußerlich eine Annäherung an die sreigewer?-
schastliche Bewegung vollzogen wuide. waren aber anderer-

seits sn führender Stelle im D.V.B. Kräfte tälig. die auf
keinen Fall eine enge Verbindung mit den freien Server?-

schasten wollten und den Versuch machten — trotz der von

der großen Masse der Beamtenschaft geforderten engen Zu¬
sammenarbeit der Veamtengewerffchaften mit den freien
Gewcrksckmften der Arbeiter und Angestellten — den

Leamtenbund im reaktionären Sinne zu beeinflusse«. Vie

tretbende Kraft dieser Richtung war de? Führe? der Kom-

munalbccmten Ehrmann, der zielbewußt an der Ver¬

schärfung der Gegensätze zwischen dem Deutschen Beamten¬

bund urd den freien Gewerkschaften arbeitete. Er führte
einen andauernden Kampf gegen den Zentrakoerband der

Angestellten und den Bund der technischen Angestelllen und

Beamten. Besonders der Bund, der sür seine im Beamten-

Verhältnis stehenden Mitglieder dem Deutschen Beamtenbund
.

'
uor d.::ch lei^e Vertreter im ^undcswg.

^
'

5 ^'"'tal'd l TV B. V. imner wie^r die frei-
gewerfschaf^liche Einstellung des D.V.B, forderte, wurde

von i!>.'?l am l^sligsten befehdet. Zur Sitzung des Ausschusses

des D. B. V. am 7. und 8. Mär-) d. I. lag bereits em Antrag
des Reichsbundes der Kom; lunalbcamtcn auf Ausschluß des

Bundes aus dcm D.V. A. vor. der damals jedoch vertagt

wurde.

Angesichts dieser Strömungen im D.B.B, muhte un¬

bedingt eme Klöruna erfolgen. Es wurden deshalb vom

A. D.G.B, und AsA-Bund Verhandlungen mit dem Vor¬

stand des D.B.V. aufgenommen, die zu dem Entwurf eines

Abkommens dieser dret Spitzcnorganisationen sührtHi. nach

dem sie sich zur wirksamen Vertretung der xememsamen

Interessen der Arbeiter. ^- ^Nt-n und Beamten „unter

Wahrung ibrer vollen Selbständigkeit und unter Aipschluh
aller parteipolitischen und religiösen Bestrebungen" ?u-

sammensinden sollten. Das Abkommen war so allffemein

wic möglich gehalten, um dem D.B.B, die Zultilyml..ig zu

erleichtern. Ja, es ist in den Verhandlungen wiederholt oen

unserer Seite znm Ausdruck gebracht worden, daß « ir : ?

der Fassung des Abkommens zu jedem Entgegenkommen

bereit wären, dah aber unbedingt auf einer schrist! ichen

Vereinbarung bestanden werden muss-. In der Sitzung oo^.

K. ^uli stimmte der Vorstand des D.B.B, denn auch gegen

drei Stimmen dem Entwurf zu und beschloß, ihn seinem

Bundesausschuß zu unterbreiten. Auf der «undeeausschuß-

sitzung vom IS. und 16. August wurde aber diesem Ab¬

kommen nicht die Zustimmung gegeben, vielmehr eine Ent¬

schließung angenommen, iu der zwar die Rotroendigke.it eines

Zusammengehens des D.V.V. mit der Angestellten- und

Arbeiterschaft in allen aus dem allgemeinen Arbeitnehmer-

Verhältnis sich ergebenden gemeinsamen Fragen anerkannt

nnd versichert wird, daß der D. B. V. „daher auch nach wie

vor zum Abschluß von Abmachungen mit den in Frage kom¬

menden Spitzcnorganisationen bereit ist", in der ober wegen

Auseinant^rsewmaen. die zwischen Verbänden des A. D. G. V.

und D. V.V. stattgefunden hatten, „die endgültige Erledi¬

gung der Angelegenheit bis zu dem Zeitpunkt, der

dem Bundesvorstände geeignet erscheint",

vertagt wurde.

Bereits am 1». August nahm der Ausschuß dcs A. D. «. V.

zu dieser Haltung des D.D.B, mit folgender Entschließung

KteUung:

„Der «undesausschnß des A.D.G.V. hat von der kni.

Ichliehung des D. B. V. Kenntnis genommen. Er hält «ach wie

vor unter Aufrechterhaltung der früheren Beschlüsse an ber Aus-

fafsung fest, daß das vorgelegte Abkomme« der beiderseitigen

Vorstände eiue geeignrte Grundlage siir et» Zusammengehe»

der drei Spitzcnorganisationen bildet. Er erwartet baldige

Wiederaufnahme der vom D. V. V. iu Aussi« gestel!!?n

Verhandlungen. Sollte tn angemefjener »ist eine

Vereinbarung nicht zustande komme«, »ird der

Borstand des A. D.G.B, beauftragt, mit den beteiligten «ver¬

banden und dem AfA Bund i« Verhandlungen «u treten, «m

die Grundlege für et«e gewerkschastliche
Beapltenbewegung im Anschluß an den ND. GV.

«nd«k»-Bundzuschasse n."
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Anfang Oktober fchlen es, als ob die ins Stocken geratenen

Verhandlungen wieder aufgenommen würden. Das Vor¬

standsmitglied des D.B.B. Lange trat auf dem AfA-

Kongreß in Düsseldorf am L. Oktober warm für das Zu¬

sammengehen des Beamtenbundes mit den freigewerkschaft-

lichen Arbeitern und Angestellten ein. Aber schnell wurde

diese Aussicht von der bereits oben gekennzeichneten Richtung
im D.B.B, wieder verdunkelt. Es wurde folgende Erklärung
in der Tagespreise verbreitet:

i „Die auf Grund einer ungenauen und unzutreffenden Bericht«

erstattn«« an die Begrüßungsworte eines Vertreters des

D.B.V. auf der Tagung des AsA Bundes in Düsseldorf in

einem Teile dcr TagespreHe bekundete Auffassung ist. soweit sie

das Verhältnis des D.B.B, zu dcn Gewerkschaften berührt,

unzutreffend. Für die Leitung des D. B. B. ist dcr Beschluß der

letzten Tagung des Bundesausschusses maßgebend, der einen

einseitigen Anschluß an eine der be flehenden

Gewerkschaftsrichtungen verbietet."

Diese Erklärung stellte nichts anderes als eine Fäl¬
schung des Bundesausschußbeschlusies des D.B.B, dar.

Denn in jener bereits oben erwähnten Entschließung hieß es:

?>r Bundesausschuß ..billigt die Grundgedanken des zu

diesem Zweck ihm vorgelegten llcbercmkommens als geeignet

sur die Herstellung engerer Beziehungen zu allcn spitzcnorgani¬

sationen dcr Arbeilnehmerschaft. welcke die org^n nd

programmatische Celbstäudigkeit einer gewerkschaftlich geeinten
deutschen Beamtenschaft anerkennen".

Ohne daß dem Borstand dcs D. B. B. Gelegenheit zur

Stellungnahme gegeben wurde, ist hier von der Gcschäfts-
leituna des D.B.B, der Annäherung des D.B.B, an die

freie Gewerkschaftsbewegung entgegengearbeitet worden.

Oder ift hier während des Ganges der Ticrhandlungen ein

Doppelspiel getrieben worden? Der Entwurf des Ab¬

kommens sprach ausdrücklich von dcn ..drei Spitzcnorganisa¬
tionen". also vo« A.D«.«.. AfA-Bund und D.B.B. Es

war selbstverständliche Voraussenung. daß dieses Abkommen

nur zwischen dem D. B.V. und den beiden sreigewerkschaft¬
lichen SpitzenverKänden abgeschlossen werden sollte. Die

Verbandlungsführer de« D.B.B, haben auch diesem Ziel
zugestimmt. Aber bereits tn der Vorstandssitzung des

D V. V. vom K. Juli wurde der Versus unternommen, einen

Antrag durchzusetzen, daß dieses Abkommen auch mit dem

Christlichen Gewerkschaftsbunde und dem Hirsch-Dunckerschen
Gewerkschaftsring abgeschlossen werden sollte Dieser Antrag
wurde damals abgelehnt. Sollten die Worte „zu allen

Spitzenorganisationen der Arbeilnehmerschaft" tn der Ent¬

schließung des Ausschuffes des D. V. V. nach der Absicht der

Verfasser nun wieder diesen Sinn haben?

Fast will es uns so dünken. Denn jene unter Ehrmanns
Führung stehende Richtung im D.B.B, weiß, was sie will

l"d hat es geschickt verstanden, auch diejenige5. die ursprüng¬
lich Anhänger des Abkommens waren, in ihren Bann zu

zwingen. Im Vorstand des D. D. B. waren es vor allem die

Vertreter der Reichsgewerkschast dcr Eisenbahnbeamten, die

die Annäherung an die srcicn <5ewerkschafien wollten. Kürz¬

lich hat der Vorstand der Reichsgewerkschaft abe? folgende
Entschließung angenommen:

„Der geschistssührende Vorstand dcr Reichsgewerkschast g^t
die bestimmte Erklärung ab. daß e? niemals die Hand zu einem

einseitigen Klommen mit nur ein r parteipolitisch orten-

irrten Organisation geben wird."

Die gesperrten Worte stnd auch in der Zeitschrist der

Rcichsgewerkschuft gesperrt wiedergegeben. Was wollen sie

besagen? Wen» Worte einen Sinn Koben, doch nur. die

freien Gewerkschaften sind parteipolitisch orientiert, also
können wir alc parteipolitisch neutrale. Beamtenorganisation
eins nicht mit ihnen verbinden. Gegen diese Aufsanung muß
der schärfste Protest erhoben werden. Das ift die Argumen¬
tation der Feinde der freien Gewerkschaften,
die unsere Vewegung als parteipolitisch — sozialdemokralisch

kommunistisch hinstellen, um so alle parteipolitisch ander«

Eingestellten ,wn der freien Gewerkschaftsbewegung fern¬
zuhalten. Unsere Vewegung ist ebenso wie die des D.B.B,
auf parteipolitisch neutrale? Grundlage aufgebaut. Wir

fragen niemand nach seiner «artcizugehörigkelt. sondern
alle Arbeitnehmer gehören in die einheitliche Gewerkschafts¬
bewegung hinein.

Mlt derartigen Mitteln ist es den Gcg^ern der freie«

Gewerkschaften gelungen, seit dem Y. Juli ci^en vollständigen

Ctimmungsumschwung im Borftand des D.B.B, herbei¬

zuführen. Verschiedene Versuche dc? Vorsitzendem des

A. D. G. B.. Kollegen Lelpart, die Verhandlungen wieder

in Gang zu bringen, schlugen fehl, bis endlich nach wieder¬

holtem Trängen von der Geschäft slcitv ng des

D. B. B. — wieder ohne Befragen des Vor-

standes — die Antwort einlief, daß der D. B. B. den Zeit¬

punkt für Wiederaufnahme der 55crhand!ungen noch nicht

für gekommen halte.

So standen denn der A. D. G. B. und der AfA-Bund in der

Bundc^auslchußsitiung dcs A. D. G. B. vor der folgenschweren

Entscheidung. Sollte man in die vom D.B.V. gewun.lte
weitere Vertagung einwilligen und dadurch unseren Gegnern
weiter die Möglichkeit geben, unter dcr Decke gegen dcn f^ei-

gewerkschaftlichen Gedanken im D.B.B, zu wühlen? SoU:en

Ä.D. G. I. und AfA-Bund wcitcr zusehen, wie von einigen

zum D.B.B, gehörenden reaktionären ?eamtenverbä?-dcn

der Kampf gegen die freien Gewerkschaften in ihren Zeit¬

schriften, in Flugblättern und ^Versammlungen geführt
würde, ohne daß — wegen dcr zweifelhaften Hoffnung auf

etwaige Verhandlungen — unseren Gcwe7kühnsten die Mög¬
lichfeil einer eiü^hiedenen Abkehr gegeben war?

'''ach eingehender Beratung ift auf der Bunoecauc^.

sitzung dc<i A D.G.B, folgender einstimmiger Beschluß

gefaßt worden:

„Dee Anschuß des A.D. G.B. nimmt zustimmend Kenntnis

davon, daß die untcr dem Hamen ..B e r k e b r s K u n d" gcgrün-

oete Arbeitsgemeinschaft zwischen den beiden Verbanden der

Eisenbahner und der Transportarbeiter auch weiterhin als

solche bestehe« bleiben soll und bestrebt ist. die Gewerkschaften

der Eisenbahn« «nd Postbeamten gleichsalls in dle Arbeits¬

gemeinschaft einzubeziehen.
Er billigt die Absicht der dem K D.G.B, und dem AfA-

Bunde angehörende« Verbände, die Beamten organisieren,

für dieje besondere Abteilungen bzw. Reichssektionen z» errichte«,

uuter der Voraussetzung, daß die spätere Durchführung der vor-

a«fgega«ge«e« grundsätzlichen Entscheidungen des Ausschusses
über den Aufbau der Arbeiter'. Angestellten« u;rd Beamte««

gewerkschaften dadurch nicht beeinträchtigt wird.

Der Ausschuß ermächtigt dc» Bundesvorstand, ln Gemeinschaft

mit dem AfA Bund eiue Beamtenzentrale des A D G B. und

oes AfA-Bundes zu errichten, die den Zweck haben soN. dic in

den angeschlossene« Verbanden vorhandene« Beamtengruppe«

zur g?metnsame» Vertretung allgemein« Beamteninteresse«

zusammenzufassen.
Bon den Gesinnungsgenossen in den im D B B. vereinigten

Verbänden, für die eine Berufsorganisation auf dem Biden des

A. D.S.B, nicht besteht, erwartet der Ausschuß, daß sie inner«

halb dieser Beamtenverdände stets die sre!^ea>erNä.astl!chen

Prinzipien verfechten und d<n Grundja? eines ständig,! Zu¬

sammenwirkens zwischen D.B. B.. « D.S.«. «nd «l« Bund

i« allen gemeinsamen Ardeitnehmerjragcn unter Wahrung

parteipolitischer Neutralität hochhattrn."

Diese Entschließung ist von dem Geiste außerordentlich«
^Verantwortung gegcnüöer der Beamtendcwcgung getragen.
Sie läßt auch jetzt noch dem D.B.B, die Mögli^kei: weiter

Verhandlungen offen. Rock sind nicht alle Brücken

abgebrochen. Dcr D.B.B. Za .^ heute noch den An¬

schluß sn die sreigewerkschastliche Bewegung gewinnen;

morgen wird eszu spät sein.

Dann mag der D. B. B. als solä?er vielleicht weiterbestehen.
Die große Masse oer Beamtenschaft wird aber lm frelgewer!-
schastlichen Lager seini

Ebenso wie sich die Ardeiter- und ihr folgend die An¬

gestelltenbewegung in eine freigewerksckzaitliche. cine 5>irsch-

Dunckersche und eine christliche geteilt hat. so wird sich auch
die Beamtenbewegung in diese drei Richtungen glicdcrn.
Der D.B.B, kann sich dieser Entwicklung nicht mehr ent-

«genstemmcn. Alle drei Richtungen sind jetzt schon in dcr

Beamtenbewegung dai Der D.B.B, muß sich zu einer von

ihnen bekennen.

Und ebenso, wie in der Arbeiter- und Angestelltenbewegung
die freie und die christliche Richtn« vorwärtskommen, dte

zwischen ihnen stehende Hirsch-Dunckersche Vewegung aber

zerrieben wird, so wlrd auch der D. B. B. zerrieben werden
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wenn cr schwankend zwischen bcidcn steht. Die von Dr. Hofle
ins Leben gcrufcne und geführte christliche Bcamtcnbcwcgung
ist mehr und mehr erstarkt. Da jetzt der Weg sür die frei-

gewerkschaftliche Bcamtcnbewrgung frei ist. wird auch fie

ihre Wcrdekraft entfalten. Schon letzt stehen rund 2t« «00

Bcamtc in dcn freigcwcrkschastlickcn Verbänden. Der Deut¬

sche Eisenbahner« Verband organisier! die Eisen-

bahnbcamtcn. der Transportarbeiteroerband
die Postbeamten und Straßenbahner, dcr Gemeinde-

und Staatsarbciterverdand hat neben Straßen¬
bahnern rnd anderen Gcmcindcbcamten vor allem das

Sanitätspersonal, der Deutsche Musikcrvcrband
die Beamten der staatlichen und städtischen Theater und

Orchester, dcr Verband deutscher Per uf5fe ver¬

wehr m.L.ln er. der Bund der technischen An¬

gestellten undBcanytcn und dcr D e u t s ch e W e r k-

mcistervcrdand haben die Feuerwehrmänner, Tech¬
niker und Werkmeister im Reichs-, Staats- und Gemeinde¬

dienst in ihren Reihen. im ZcntralvcrbanddcrAn-
gestellten sind cinc Reihe Beamten dcr Verwaltungen
organisiert, ^cun die frcigcwcrkschaftlichc Bcamten^cntrale

ihre Tätigkeit aufnimmt, wcrdcn zu diesen Gruppen in

kurzer Zeit große Massen der übrigen Beamtenschaft stoßen.

Dcun eine außerordentliche Unzufriedenheit geht durch bis

Beamten ob der schwankenden Haltung des D.B.B. Ja
allen entscheidenden Augenblicken hat leine Leitung versagt.
Wie kann er denn auch zu dcn wirtschaftlichen Fragen der

Bcamten Stellung nehmen, wenn ihm ein Wirtschafte
Programm fehlt? Wie kann cr die socialen Forderungen der

Beamten vertreten, wenn einflußreiche Gruppen seiner Mit¬

gliedschaft den alten Kastengeist und Standesdünkel dcr

Beamten konservieren wollen? Wie kann er dic gewerk¬
schaftlichen Aufgaben erfüllen, wenn er in jeder Lage, wo

es gilt, cincn stcifen Nacken zu haben, zusammenknickt, weil

man dic Anwendung aller gewerkschaftlichen Mittel zioar

auf dcm Pcpicr stehen hat, aber mit ihncn nicht Ernst zu

machen gedenkt?
Die deutsche Beamtenschaft kann Nch nicht einer Führung

anvertrauen, die so wankend ist. Denn die gleiche Uncnt-

schlossenheit und Angst vor der eigenen Courage, die dcr

D B. B. in gewerkschaftlicher Hinsicht an dcn Tag legt, hat

stch auch bei den Verhandlungen über das Abkommen mit

dcn freien Gewerkschaften steigt. Tvcil einige Gruppen von

Beamten an dcm Zusammengehen mit den freien Gcnzcrk-
schaften Anstoß nehmen tonnten, drückt man sich vor der

Entscheidung herum, zögert und zaudert, bis es zu spät ist...

Der neue Steuerabzug vom Arbeitslohn
Bon Dr. Paul Hertz. «. d. R.

Am 1. Januar treten zwei Gesetze in Kraft, dic kür die

Stcuerlcistung. besonders der Lohn- und Gehaltsempfänger,
von einschneidender Bedeutung sind. Es sind dies das Gesetz
über die Einkommensteuer vom Arbeitslohn vom ll. Juli
1921. das bisher nur zum Teil in Krast war. und das Gesetz
über die Aenderung der Einkommensteuer, das der Reichs¬
tag am 17. Dezember 1921 verabschiedet hat.
Beide Gesetze hängen eng miteinander zusammen. Das

Lohnsteuergesetz, wie man das am 11. Auli 1921 be-
schloss'ne Gcleß am zutreffendsten bezeichnet, enthält die Be-

stimmungen. durch die d?> Umwandlung des Lohnabzuges
vom Arbeitslohn zur endgültigen Steuerlcistung vor¬

genommen wird. Es sieht deshalb für die Fälle, in denen
dic Berücksichtigung besonderer Verhaltnisse vom

Gesetzgeber anerkannt worden ist. die vorherige Zulassung
non höheren Abzügen als den in dem Gesetz vorgesehenen
vor. wenn dementsprechend». Anträge vom Finanzamt ge¬
nehmigt worden sind. Das Gesetz über die Aende¬

rung dcrEinkommen st euer vom l7. Dezember
lieht die Konsequenzen aus dem Lohnsteuergesetz und der

seit seiner Verabschiedung eingctrctel cn gewaltigen Geld«

entwcrtung. Es erhöbt de ^.alb ans sozialen wie aus ver-

waltungctcchpjschen Gründen die Einkom nensgrenze. bis zu
der der einheitliche Steuersatz von M Prozent als end¬

gültige Tilgung dc? Slruerlchu?d ohne Veranlagung
lediglich durch dcn 7:b;uc- vom Arbeitslohn erhoben wird.
Die ungeheuer? Geld niwcrtung. die durch sie hervor¬

gerufene gewaln^ P-ei'sleigerunq aller Waren in dcn

letzten Monotcn. hat tic Gel d löhne wesentlich herauf-
getrieben. Da dadurch aber auch nicht im entferntesten d^s
Sirkcn d« Nenllk>hse« verhindert wurde, so war bereits
in den letzten Monaten >as Steigen der Geldlöhne mit einer
starken Steigerung der Steuerleistung der

Lohn- und Gcloltsempfänger verbunden. Das war um so
ugerechtfertigter, weil die Besitzenden mit ibren Steuer¬

leistungen stark im Rückstände sind. Eine Anpassung des
Stenertarifs an dic G'sKcntwertuna war deshalb unau^-

b eibllch. wollte man nicht die aus diele? herrührende Last
wesentlich höhere Steuerleistung gesetzlich sanktionieren.
Es bestand nnter ben Arteten des Reichstages allgemeine

Uebereinstimmung, daß ein derartiger Zustand nicht erträg¬
lich sein würbe. Der Grundsatz der Anpassung des

Steueriariss an die Geldentwertung r?ar deshalb unange¬
fochten. Sehr erhebliche Meinungsverschiedenheiten be¬
standen dagegen über das M a ß der Anpassung. Gestützt aus
bic unsozialen Wirkungen der Geldentwertung sowie aus dte

sofortige und restlose f>eranziehung des Einkommens der

Lohn- und Gehaltsempfänger traten die sozialistischen
Parteien besonders sür die Anpassung der unteren «ris-

stasfeln an die Geldentwertung ein. Die bürgerlichen
Parteien dagegen wollten gleichzeitig wesentlich darüber hin¬

ausgehende Milderungen l,ei dcn höchsten Einkommcn«-

ftufcn durchsetzen. Daß dieser auch aus außenpolitischen
Gründen sehr bedenkliche Versuch nicht abgeschlagen werden

konnte, ist die Schuld der dem Deutschen Gewerk-

schastsbund angehörenden Arbeitervertreter des Zen¬

trums, der Deutschen Volkspartei und der Deutschnationalen
Trotzdem sti. zunächst denselben Standpunkt einnahmen, wic

die socialistischen Vertreter, unterstützten sie spater die Pläne
der Besitzenden, wie sie in den Antragen der bürgcrlict-e?
Parteien zum Ausdruck kamen. Dadurch gelang cs. de

Höchstsatz dcr Einkommensteuer voll Utt Prozent, der bi.K,^.

bei einem Einkommen von 4l)0 0tt0 Mark erreicht wurde ^

der nach dem Antrag d->r Socialisten nun bei einer

erreicht wcrden sollte, auf zwei Millionen fest,uki>l

federn Steuerpflichtigen mit mehr als einer Million sten
barem Einkommen wird dadurch übcr die auch von der

Linken vorgesehene Milderung hinaus eine Cteuerve^

günstigung von mehr als 1^0000 Mark zutc

Schätzt man dic Zabl dcr Stcuerpfliä tigen mit mehr <

einer Million steuerbarem Einkommen vorsichtig auf zehn
tausend, so ergibt das c'ncn AussallfürdieReich
lasse von einer Milliarde Mark.

Eine Gegenüberstellung des geltenden und des neuen

Tarifs zeigt folgendes Bild:
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Von dem sozialistischen Vorschlag weicht der neue Toris

aber nicht nur in den oberen Etuscn ab. sondern auch in den

unteren. Im Hinblick aus das stürmische Tempo der

ss^ldentwertung und der Wahrscheinlichkeit, dak groke
lkruppen der Lohn« und Dehaltsempsäilger im Hal,re
die Einkommensgrenze von S0V00 Mark übekschreitcn
werden, war von ihnen beantragt worden bis 75000 Mark

15. Prozent und bis 100000 Mark Ltt Prozent festzuletzen.
anstatt 60000 bzw. 80 000 Mark, «ber auch dafür fand sich
keine Mehrheit.
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Dte Wirkung dcr neuen Staffelung ift aus der nach¬

stehenden Seacnüberstelluna der bisherigen und der künstigen
Einkommensbelastung durch die Einkommensteuer zu ersehen:

Steuer»
bare« Ein>

kommen
Mk.

bisher rtinftt, k«n'tig
weniger

Mk !Mk.
de«

«int
Mk. «,,de«

«int.

24 0«« 2400 10.- 2 40« 10.-

S« «00 5 SO« 12- 3000 10.— soo 2.-

3S00« 4 850 118« 5500 1«.- 1 550 5««

40000 6550 15.88 4 000 10.- 2 550 5.88

45000 8100 1« - 450« 10— 50,« 8.—

S0 000 10,00 20 20 500« 10.- 5100 10.20

SO 00« 14 SO« 24 S5«0 10.85 «100 1550

8000« 25 60« 29^0 10 500 13.12 15100 16 28

100 000 32S00 32 SV 15500 15.50 17100 17.10
200000 81l»0 4S.80 45 500 22 75 56100 17^)5

300 000 156 SSO 45.53 80500 26.83 56100 18.70
500000 251 l^O 50.32 1SV500 32 10 91 100 1».22

I t>>0000 55! 600 55.1« 585500 5.X.55 16SI00 16.61

1 500 00« 85160« 56.7? 655 500 42.3? 216100 14 40

2000000 I 15, 600 5758 «10 500 -i5.53 241 100 12.05

5000000 1 751 «00 58.35 1 510 50« 5>0 35 ?4t 100 8.—

5000000 2 951 600 5'>.«3 2710 500 5421 24> 100 482

10000000 5 «51 SV» 55.52 5710500 57 ,0 241 100 2.42
20 000000 11 »51 «00 50 7« 11710 500 '^55 241 100 121

SO 000 000 2vV51S0« 5S.M 2« 710 500 5S.42 241 100 «48

Danach trifft die prozentual größte Begünstigung die

Einkommen zwischen 50 000 und 2 Millionen Mark. Die

Steuererleichterung für die niedrigeren Einkommen»

stufen tritt freilich in der obigen Zusammenstellung nicht

vollständig hervor, da gleichzeitig die steuerfreien Grund»

betröge erhöht worden sind. Demgegenüber ift aber auch
zu berücksichtigen, dah die Steuersätze bei den höheren
Einkommen tn großem Umfange nur theoretische Be«

deutung haben. Die Veranlangung zur Einkommensteuer
beruht auf der Selbsteinschätzung. Erfahrungsgemäß werden

dadurch erhebliche Einkommensbeträge verschleiert, während

für die Lohn» und Gehaltsempfänger die Angaben der Unter»

nchmer gelten, so dah das Lohneinkommen restlos zu?

Steuer herangezogen wird. Eine sehr beachtenswerte Denk¬

schrift des bekannten Professors Bühler über die ..Benach«
tciligung der Festbesoldeten in der Steuergesetzgebung" stellt
ebenfalls fest, dah das Einkommen aus Handel. Gewerbe und

Landwirtschaft nur zu ungefähr 50 Prozent erfaßt wird,

während der Festbesoldete mit mindestens 90 bis 05 Prozent
herangezogen wird.

Die Ermäßigungen für denSteuerpflich«
tigen und seine Ehefrau werden künftig bis zu einem

Einkommen von 50 000 Mark, die für die Kinder bis zu
200 000 Mark gewährt, Sie betragen bei Mann und ,"rau

je 240 Mark jährlich, bei den Kindern je 36« Mark. Außer»
dem sind bei den Lohn» und Gehaltsempfängern als Entgelt
sür die in A 13 vorgesehenen zulässigen Abzüge — die so»

genannten Merbungskosten — feste Beträge abzieh,
bar. und zwar vom 1. Januar 1022 ab 540 Mark jährlich.
Die zur Haushaltung zählende Ehefrau wird auch dann bet

den Abzügen des Eyemannes berücksichtigt, wenn sie selbst
Arbeitslohn bezieht und daher ihrerseits Anspruch auf An«

rechnung ver Ermäßigung von 240 Mark und der Ermäßi«

gung für die Werbungskosten von 540 Mark jährlich hat.

Eben!« werden Kinder unter 17 Jahren bei dem Steuer¬

pflichtigen berücksichtigt, auch wenn sie eigene» Arbeitsein«

kommen haben. Daneben haben diese Kinder auch selbst
Anspruch auf die zulässigen Ermäßigungen.

Auf Antrag können in besonderen Fällen höhere
Ermäßigungen vom Finanzamt zugelassen werden' ss
z. B. für mittellose Angehörige, die von dem Steuer«

Pflichtigen unterhalten werden: ferner in den Fällen, in
denen die Werdungskosten den Betrag von 540 Mark um

mindestens 45« Mark übersteigen. De? An.rag muh dem

Finanzamt unter Vorlegung der Beweise bis zum 81. De«
zember eingereicht fein. Wlrd der Antrag fpäter gestellt,
so wirkt die Berücksichtigung erst oon der Lohnzahlung ab.
dei der das ergänzte Steuerbuch vorgelegt wird. Für das

Aahr 1922 ist dte Einreichung solcher Anträge bi, zum
«1. März gestattet.

Da die Fälle höherer Werdungskosten in Großstädten und

bei Angestellten, dte erhebliche Aufwendungen für Berufs¬

kleidung. Fahrgelder usw. zu machen haben, häufig einireien.

so sei darauf hingemiesen, daß das Einkommensteuergesetz

(ß 13) unter Werbungskosten folgende Abzüge versteht! Bei«

träge des Steuerpflichtigen für sich, seine Ehefrau und scm'',ge

5>aushaltungsnngeKörige zur Kranken». Unfall. Haftpflicht».

Angestellten«. Invaliden» und sonstigen Versicherungen. Bei«

träge z, Sterbekassen bis zum Jabresbetrag von 100 Mark.

Versicherungsprämien bis?um ^«hresbetr.ig von 7.000 Mark.

Yerner die Beiträge zu gewerkschaftl'chen Organisationen, sie

Fahrkosten von und zur Arbeitsstätte. Auswendungen für

Berufskleidung, für Werkzeuge. Mehraufwendungen im

Haushalt durch Erwerbctätigkeit der Ehefrau.

Eine ander« wichtige Aenderung ist die Bestimmung, daß

künftig der Besteuerung für alle Steuerpflichtigen nicht mehr

das Rechnungsjahr (1. April bis 3!. März), sondern das

Kalenderjahr zugrunde gelegt wird. Dadurch wird die

notwendige Uebereinstimmung aller Steuerpflichtigen mit

der Besteuerung der Lohn» und Gebaltsempsönger un« auch

mit der Umsatzsteuer, die ebenfalls für das Kalenderjahr

erKoben wird, hergestellt. Um den Ueber gang vom

Rechnungsjahr 1. April UM bis 31. Mär« 1 '22 auf das

Kalcnderjabr 1021 zu ermöglichen, wird deshalb der Vel«

anlagung für das Jahr 1921 nur der Zeitraum vom

1. April bis 31. Dezember 1921 zugrunde gelebt.

Für diele Zeit gilt ober der bisherige Tarif. Das

hat zur Folge, das, alle diejenigen, die in diesem Zeitraum,

also in neun Monaten mehr als 24 000 Mk. steuerbares

Einkommen bezogen baben. veranlagt werden und für

den Betrag. der'24l>00 Mk. überstclzt. 20 Prozent ?u ent»

richten haben. Vom 1. Januar 1 9 2 2 abgilt dann

der neue Tarif.

Einige Beispiele mögen die Wirkungen der neuen

Bestimmungen erläutern. Die Zahlen in Klammern stellen

die bisherigen Abzüge dar.

I Ei« verheirateter Angestellter mit drei minderjährigen

Kinder« bet einem Mvnatslohn von 2100 Mk. hat zu zahlen:

Stcuerbetrag (10 Prozent) . 240 Mk. (240 Mk.)

Davon sind abzuziehen:

für den Steuerpflichtigen . . 20
»

(10
die EKesrau 20

. (10
drei Kinder 90

« (15

Werbungskosten ...
45

.. (l5

5s

>«

)

>

Sesumtabzüge 175 Mk. (80 Mk.,

sv daß z« zahle« find « «t^ anstatt bisker ,60 Mk.

2. Ei» v«rheir»teter Angestellter mit zwei «inderjährigen
Kindern und einem Monatseinkommen von 2000 Mk.. außer«
dem ist die Ehefrau erwerbstätig. Sie bepelzt einen Mo ^

lohn von 1200 Mk. Hier gestaltet sich der Steuerabzug

folgendermaßen:

«) beim Manne Monatslohn ...

Steuerbetrag (10 Prozent) . .

2000 Mk.

20« »

Davon sind abzuziehen:

für den Steuerpflichtigen . 20 Mk. (ltt
die Ebcfrau 2V

« (1«

zwei Kinder KN
» (30

Werbungskosten ...
45

„
(15

,e

)
)
1

«esa«tabzüge 145 Mk. (07. Mk.)

so daß zu zahle« find SS «t^ anstatt früher l35 Mk.

d) bei der Ehefra» Vl,«atslsh» . .
1200 Mk.

Steuerbetrag (10 Prozent)

Davon find abzuziehen:

für die Ehefrau ....

» Werdungskosten . . .

2» Mt.

45
.

120

(10
(IS

)
)

Sesamtabzüge KS «k. (25 Mk.)

daß z« zahle« find SS Vtt^ anstatt SS Mk.
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Ausbau der Kaufmanns, und Gewerbegerichte
Bon S. Aushäuser, Berlin.

Der Reichstag hatte slch kurz vor den Weibnachtsferien

wieder einmal mit einem Notgesetz zu befassen, obwohl für
die Regierung die Möglichkeit bestanden hatte, in diesem
stalle sanze Arbeit zu leisten. Dic Bereinizeillichung dcr

Gewerbe- und Kaufmannsgerichte und ihr socialer Ausban

zu ollgemeinen ordentlichen Arbeitsgerichten ist längst fällig,
und es bat auch bereits vor längerer Zeit ein Reserenten-

entwurs vorgelegen. Inzwischen hat der Preußische Richter-
verein leiten Einfluss geltend gemacht, um eine Angliederung
dcr ^aiellacrichlc an die Amtsgerichte herbeizuführen. Damit

würde die verbilligte und beschleunigte Rechtsprechung bei

Streitfällen aus dcm Dienstvertrag praktisch wieder auf¬

gehoben wcrden. beider scheint der Widerstand jenes Nichter-
vcreins da^u geführt zu haben, daß die Regierung es nicht
mehr wagte, einen s>sekentwurf übcr die Schaffung von

selbständigen Arbeitsberichten vorzuleben. Da aber anderer¬

seits die einzelnen Bestimmungen in dcn (besetzen übcr die

Kaufmanns- und Gewerbegerichte längst überholt sind, so

hat man auch hier zu dem Lushilfsmittel eines Notgcsetzes
gerissen.
Es ist den Angcstelltenvertretern im Reichstag immerbin

möglich gewesen, auch im Rahmen des Rotgesetzes einige

nicht unwesentliche Verbesserungen durchzusetzen.

Zuftindigkeitsgrenze.

Nach dem g I des Gewerbegerichtsgesetzes unterstehen
bisher alle Arbeiter und diejenigen technischen Angestellten
dem Laicngericht. deren Arbeitsverdienst R)«U« Mark jähr-
lich nicht übersteigt. Dieselbe Einkommensgrcnze ist für die

Handlungsgehilfen im ff 4 des Kaufmannsgerichtsgesetzes
gezogen. Im 6. Ausschuß des Reichstages war es möglich
geworden, etne Mehrheit für die Aufhebung dcr Gehalts-

grenze zu erreichen. Dieser Erfolg wurde jedoch bei der

entscheidenden Plenarsitzung durch einen Antrag des Zen¬
trums wieder beseitigt, dem auch die übrigen bürgerlichen
Parteien zugestimmt baben. und es kam schliesslich ei.! Be¬

schluß zustande, wonach künftig alle Angestellten bis zu

IMliW Mark Jahreseinkommen den Kaufmanns- und

Gewerbegerichte« unterstellt sind.
Die besondere Angcstclltenfreundlichkcit der zum G. o A.

und Gedag gehörigen Ncichstagsabgeordncten zeigte sich bci

der Stellungnahme ^u dem folgenden von Kollegen Auf¬
käufer gestellten Antrag. Danach sollte der Absatz 2 im

K L des GG. folgende Fassung erhalten:

„Im gleichen gelten als Arbeiter im Sinne des Gesetze alle

im g 4? des BetriedsrätegeseKes bezeichneten Angestellten mit

Ausnahme der Handzungsgshllsen."
,

Mit diefer Aenderung wäre erreicht worden, dah die nicht
im Handelsgewerbe tätigen Bureauangestellten, die Bühnen-
angcstelltcn und andere Truppen, die heute gezwungen find,
bci jedem Streit vor das ordentliche Bericht zn gehen, eben,

falls in den Bereich ber Arbeitsberichte mit einbezogen
worden wären Die Regierung vertröstete den Reichstag,
diese weiten Schichten der Sngestellen später l?) in: kom¬

menden Gesetz über die Arbeitsgerichte zu berücksichtigen.
Dieses nichtssagende Bertrosten genügte den tapferen lhewerk-

scha^tsbündlern. um gegen den erwähnten Antrag zu

stimmen, der damit gegen die Stimmen der sozialistischen
Hiarteien abgelehnt worden tft. Die Vureauangestellten
mögen ftch für diese ihnen zuteil gewordene Entrechtung bei

den „bewZhrtcn" Föhrern des Gedag und des G. d. A.

bedanken.

SOchliche Z«st««di«,eit.
Der g 4 des GG. hat eine wesentliche Verbesserung er¬

fahren. Die geänderten Stellen lauten:

„Die Gewerbegerichte «nd «h»e NSckficht auf de» Wert des

Streitgegenstandes plftöndtg f«r Streitigkette«:
t. über den Antritt, die Fortsetzung oder die Nutlösuug des

Arbettsoerhaltntsses sowie ßoer die A«shS«digu«g oder

de« Inhalt des Arbeitsbuch«. Zeugnisses. Lehnbuchs.
Arbettsjettels Oder Lohn^ahiungsbuchs ««> Sdee Erteilung,
gen« Ode? Z»haU ei«ee A«Mk««ft d« «rdeit-jeders »er

5« Arbeit«:
4. Sder Ansprüche auf Schadeuerjatz oder auf Zahlung eiuer

l^rtraßechrafe wegen RtchtersSUnng oder «tcht gehörige

Erfüllung der Verpachtungen, welthe dle unter Nr.

be^ei^neten Kegen>' betreffen, sowie wegen gelch-
widriger oder n is'clzti ^r Eintragungen in Arbeitsbuch

Zeugnisse. LoKnln. ! cc. Vlrbettszettcl. Lobnzahluklgsbi.cker.

Krankenkossenbücher oder Ouiüungskarten de-, Anqrs/ekl-
t n- unh Inoalidenoerficherung. Eteuerkarten ««d ähnliche
Urkunde«, ferner weaen Sinholu«g. Vrteilu««. Verweis,

runi. ,>orm sder Inhalt einer Auskunft des Arbeitgebers
über dc» Arbeiter:

7 fneu) die Ansprüche aus einer Vereinbarung, durch die dee

Arbeiter sür die Zeit nach Beendigung des ArbeitsuerKä::-

«isses in seiner gewerblichen Tätigkeit beschränkt wir'o

Die Erweiterung der sachlichen Zuständigkeit liegt aNo

vor allem d^rin. dass tl^nmei,r auch für Streitigkeiten, die

sich aus der Auskunfterteilung oder aus Konkurrenzklauseln
craeben. das s>cwcrbcgcricht zuständig ist. Der bisherig

Ads/:tz ^' dcs K 4, wonach bei Konkurrcnzklausclstreitigkcite:,
für die technischen Angestellten das GG. ausdrücklich au

geschaltet war. ist gestrichen worden.

Da e: sich bei einer Streitigkeit über dle erteilte Auskunst

meist nicht um den derzeitigen Arbeitgeber, sondern einen

früheren Arbeitgeber bandelt, fo muhte auch der K l einc

Aenderung erfahren. Der Absatz 1 des K 1 des GG. lautete

bisher:
..Hör die Entscheidung von gewerbliche« Streitigkeiten

«wischen Arbeitern einerseits «nd ihren Arbeitgebern anderer¬

seits sowie zwischen Arbeitern desselben Arbeitgebers können

Gewerbegerichte errichtet werden." P

Es mußte das Wort „ihren" entsprechend der oben ge¬

gebenen Erläuterung gestrichen werden.

In dem Gesetz betr. Kaufmannsgerichte stnd dieselben

Aenderungen beschlossen worden. Die geänderten Stellen

des S 5 lauten setzt:
„Die Kaufmannsgerichte find ohne Rücksicht «ruf den Wert des

Streitgegenstandes zuständig sur Streitigkeiten der im g 1

Absatz ! bezeichneten Art. wenn dte Streitigkeiten betreffe«!

5. Antritt, Fortsetzung odec Auflösung des Dienst, oder ^ehr-

Verhältnisses, Aushändigung. Form oder Inhalt des Zeug ^

nisies sowie Erteilung. Form oder Inhalt einer Auskunft

des Arbeitgebers über den Handlungsgehilfen oder d^i

^hrling-
4. :.e Ansprüche auf Schadenersatz oder Zahlung einer k«er.

.vagzstrase we^en Richterfüllung oder nichtgehöriger Er¬

füllung der TKrpslicdtungen. welche die unter R? t bis ü

bezeichneten Gegenstände betrcsscn. wegen gesetzwidriger
oder unrichtiger Eintragungen in Zeuanisse. Kranken,

kossenbücher ober QuilUingen der Angebellten- und der

^noalidenverstcherung. Eteuerkarten und ahnliche Urkunden

sowie wegen Einholung. Erteilung. Sierwetgerung, Form

oder Inhalt einer Auskunft des Arbeitgebers über den

Handlungsgehilse« oder Lehrling.-

VcrufunKSgeenze.
Die Berufungsgrenze in den vor die Gewerbe- und Kauf¬

mannsgerichte gehörigen Rcchtsftreitigkeiten war bisher auf
ben Betrag des Stre,tgcgenftandes mit llX« Mark festgesetzt.
Die beiden sozialistischen Fraktionen hatten sowohl zum

g 55 des GG. wie auck ^ ß lg des Gesetzes betr. Kaufmanns-

gerichte beantragt, daß die Berufunasgrenze entsprechend dem
veränderten Geldwert von 1i«X) aus VOM Mark erhöht wird.

Bekanntlich kommt die niedrige Verufungsgrenze. d. h. die

erleichterte Anrufung des ordentlichen Gerimts. immer dem

Arbeitgeber zugute. Bei der Abstimmung im Plenum des

Reichstags ist sonderbarerweise der erwähnte Antrag von

den bürgerlichen Barteien für das Gewerbegericht abgelehnt
und sür das KaufmannsgeriHt angenommen worden. Räch
den Reichstagsbeschlü!sen ist künstig sür den technischen An¬

gestellten, der das GK. in Anspruch nimmt, die Verusung
nur zulässig, wen« !>er Wert des Streitgegenstandes den

Vete«« von «X)U Mark tibersteiat. sör den Handlungs.
aehtlsen. der das Koilfmannsgericht in Anspruch nimmt, ist
dagegen die Berufung gege« das Kaufmannsgeriidtsurteil
nur zulässig, wenn !>er Wert des Streitgegenstandes den

«etraa von «00 Mari Sberfteigt.
Da die Gehälter der Techniker im allgemeinen höher stnd

als die der Handlungsgehilfen, so ift die niedrigere
BerufungOgrenze der technischen Angestellten durchaus un-

logisch.



Zulassung vo» Recht« awSlte«.

In der Regierungsvorlage war eine bedingte Zulassung
dn Rechtsanwälte zu den Kaufmanns- und Gewerbe-

geeichten vorgesehen. Die Angestellten- und Arbeitervertreter

wandten fich indessen einmütig dagegen, und es ist dem S 31

des EG. folgende neue Fassung gegeben worden

»RechtsRnwittte «erde» als Pro,eKbe«sll«ächtigte oder als

Veistaad »er de« Gewerbegericht nicht lugelaNe«. Das gleiche
gilt f»? Perionen, die dos Verhandeln vor Gericht gelchäft-
«Itzia betreiben.

Zugelassen »erden dagegen Vertreter vo» Vereinigungen oon

Ardettgeber« oder Arbeitern, insbesondere Gewerkichastsbeamte,
foweit ste sür Mitglieder der vertretenen Bereinigung auktrete«

uud nicht nuner für die Vereinigung oder ihr: Mitglieder auch
fiir andere Personen vor Gericht gegen Entgelt tätig werde«.

Dieser ^laragraph gilt in seiner neuen Fassung ebenso wie

die übrigen Verfahrensvorfchriften des GG. auch für das

Kaufnannsgericht.
Gebührenordnung.

Eine Erhöhung der im A 58 des G<5. aufgestellten
Gebührensätze ift gleichfalls gegen den Einspruch der sozial¬
demokratischen Fru/tionen beschlossen worden. Danach erhält
der g 58 im Absatz 2 nunmehr folgende Fassung:

»Sie beträgt bei einem Gegenstand im Werte bis
« Mk. einschließlich ,^>0 «k.

von mehr als M bls K« Mk. elnschlichlich .... 2/>0 .

» ^ »
ba

„
laa

„ „
. . . . ö.sH

M

Die ferneren Wertklassen steigen um je !0g Mk, die Gebühren
u« je b Mk. Die höchste Gebühr beträgt .10« Mk>

Entfchiidigung der Beisitzer.
Die nachstehend abgedruckte neue Fassung des A 20 Absatz Z

darf als eine Verbesserung registriert werden

^Die Beisitzer erhalte» sür jede Sitzuna. der fie beigewohnt
baben. Vergütung etwaiger Reisekosten und eine Entschädigung
für Aeitversäumnis. Dte Höhe dee Entschädigung iU durch
Statut seknsed». Die VeMtzer ans de« Kreise der Arbeiter

«halte« ««her der «atsMkdigu«« de« Unterschieb «wische« ihr

und de« e«tga«ae«e« ArdettsVersie«st ersetzt. we«n der Arbetts-

«crdienst höher ist als «e ««tschäd,gu«-Z. Dte Z«r«ckweis««G
ber E^ichäbtz«», ist ««znkössi«.^

Buch diese Bestimmung findet natürlich auf die Beisitzer
des Kaufmannsgerichts gleichfalls Anwendung.

Wählbarkeit.

Ein Fortschritt grundsätzlicher Art darf in der Annahme
der zu S N des GG. und H 10 des KG. für die Herabsetzung
des Wahlbarkeitsalters von den socialdemokratischen Frak¬
tionen gestellten Anträge erblickt wcrden. Danach ist nun¬

mehr das Wahlalter für das passive Wahlrecht von aus
25, Jahre herabgesetzt worden' auch die übrigen Beschrän¬

kungen in der Wählbarkeit, wie dcr Nachweis, keine Armen-

untersiützuig erhalten zu haben, und der Nachweis ciner

bestimmten Aufenthaltsdauer am Orte, stnd durch das Not-

ge'etz aufgehoben worden.

Frauenwahlrecht.

Schließlich hat dle Regierung endlich auch ihr Versprechen,
den erwerbstntigen Frauen das aktive und passive Wahl¬

recht zu verleihen, eingelöst. Es ist nur bedamrlich. daß
mem erst an bie Erfüllung dcs Versprechens in dem Augen¬
blick gedacht hat. in dem man es für nötig gehalten hat. ein

Notgesetz zur Erhöhung der Gebührensätze einzubringen. Das

Frauenwahlrecht wird zunächst auf geraume Zeit nur theo¬

retisch verliehen, da die Wahlen zu den Kaufmanns- und

Gewerbegerichte« nunmehr in ganz Deutschland abgeschlossen

ftnd und erst in einigen Hah.en die Neuwahlen stattUnden.

Immerhin ist die grundsätzliche Anerkennung der Gleich¬

berechtigung der weiblichen Angestellten und Arbeiter ein

Erfolg der freien Gewerkschaften, der nur im jahrelangen
Kampf gegen den Widerstand der Gewerkschaftsbünde erreicht

werden konnte.

^n den einzelnen Paragraphen des GG. mußte aus rein gesetzes.

technischen Grönden immer wieder das Wort „Arbeiter" benutzt
we den. doch sind darunter dte dem Gewerbegericht unterstellten

Angestellten mtt zu verstehe«.

Die Reugefiattung der Sozialgesetzgebung
Vo". Aug. « a

Hn den Kreisen der Sozialversicherten regt fich immer

mehr das Verlangen nach Umgestaltung der Sozialgesetze.
Die Leistungsunzulänglichkett der heutigen Einrichtungen
! ^.lmer schärfer hervor und nimmt in dem Mähe, wie

d . preise anschwellen, fast automatisch zu. Wie diesen un-

l'aren Zuständen abgeholfen werden kann, darüber sind
'

elbst die Fachleute recht wenig einig. Alles, was in den

: n Jahren gesetzgeberisch geschehen ist. mus, als fehlge¬
hen bezeichnet werden. Bl,t eine? Novelle nach der

' ^-ren und auf den verschiedensten Gebieten, versuchte man

l' aebens. die UnHaltbarkeiten zu beseitigen. Der einzigste
E solg ift dauerndes trostloses Bersagcn des

wichtigsten Prinzips: ausreicb-nde soziale Hilfe zu schassen.
Ja. nlcht einmal notdürftige Pilse gewährt heute die Sozial¬
versicherung.
Um Wege der Neugestaltung beschreiten zu können, muß

vor allem zunächst untersucht werden, welchen Ursachen d e

heutigen Unpäßlichkeiten zuzuschreiben stnd. Wie sieht
deute die soziale Gesetzgebung aus?

Zwei Grundlagen sind massgebend: die Versicherung
und die Fürsorge. Der Kardinalfehler auf diesem Ge¬
biet besteht darin, daß beide Fattoren von einander ge¬
trennt marschieren. Es gibt Zwe'ge der Sozialgesetzgebung,
dte die Versicherung als Grundlage haben und andere, die

nach dem JUrsorgeprinzip aufgebaut stnd. Neuerdings ftnd
«llerdings in der Invaliden- und Anaest^lltenverflcherung
beide Leistungen verkoppelt, aber in diesem Falle wurde das

Pferd beim Schwänze aufgezäumt, womit wir uns später
noch beschäftigen werden.

Für beide Zweige bestehen eine Reihe Organisationen.
Die Versicherung umsaht im wesentlichen die «sanken-. Un¬
fall-. Anaestellten- und Invalidenversicherung. In der Für¬
sorge sinden wir in erster Linie dte «rwerbslosenfürsorge.
die Kriegsbeschädiaten- und Kriegsbinterbliebenenfür orge.
«ochenfürsorg. und di. berüchtigt, Armenpflege

rsten. M. d. R.

Der Unterschied zwischen diesen zwei Arten der sozialen

Hilfeleistung ist folgender: In der T^erstcherung sind die

finanziellen Träger dte Arbeitnehmer und die Arbcitgeb 7.

Die Mittel werden d^rch Beiträge aufgebracht und versiche-

nmgstechnisch berechnet. Für dcn Fall eintretende,

Le:stungsoerpflichtung müssen die Mittel in solcher H«'t?c vor¬

handen sein, um füv die yan^e Leistungsdauer auszureichen.
Die dermaleinst Hilfsbedürftig,, müiien leinschlieszlich der

Unternebmerbetträge) die kommendem Lasten selbst vorher

durch Beiträge anrufen, ^ic Fürsorge nimmt die Mittc!

ouc. öffentlichen Nassen und die der Fürsorge unterstehenden

Kreije haben .einen Anteil an der Finanzierung oer Für¬
sorge.

Auf beiden Gebieten finden wir heute, wie oben bereits

aufgezählt, die verschiedensten Organisationsgebilde. Jede
dieser Organisationen arbeitet unabhängig von den anderen

Organisationen für sich, jede nach anderen Methoden und

Grundsätzen, jede mit anderen Mitteln und mit anders zu¬

sammengesetzten Bcrwaltungseinrichtungen. Die Leistungen

sind ebenso verschieden zwischen den einzelnen Versicherungen,
wie die Beiträge und die Art ihrer Aufbringung.

^.n der Krankenversicherung sind als Regelleistung 2S

Wochen Krankengeld festgelegt neben der Heilbehandlung.
Die einzelnen Kassen können im Rahmen des Gesetzes Mehr¬

leistungen gewähren, wenn solche statutarisch festgelegt sind.
Daraus ergeben sich erhebliche Unterschiede zwischen dcn

Leistungen der einzelnen Kassen. Als Höchstlcistu,^ kommen

heute beispielsweise 42U Mark pro Woche an Krankengeld
in Frage, währenddem die niedrigsten Leistungen auf einen

Bruchteil dieser Summe heruntergehen. Die Beiträge sind
in gleichem Verhältnisse differenziert. Im allgemeinen sind
die Beiträge zu zwei Drittel vom Arbeitnehmer und zu

einem Drittel vom Unternehmer zm leisten, für bestimmte
Rassen kann Halbierung eingeführt werden. Es bestehe»
heute di. verschiedensten Arten von Kassen^wie Orts-, Lanh-,
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Znnungs- Vet^ieds-. KnoppsHastskasien. besondre Orts«

tmn!en?assen und weiter die Ersatzkosten. Alles zusammen
benommen ergibt ein «irres Durcheinander. Die Jnvali-
denvcr7lch>rung zerfällt in mehr als ein Dutzend Landesver-

Ncherungs^nstolten. die noch „ergänzt" werden durch Ersatz,
küssen. Die Leistungen bestehen aus der Rente und dem

HeiloersaK^n. Die Renten sind kärglich und betragen im

Durchschnitt etwa Mark monatlich sür Invaliden. Dazu
kommen ncch Zulagen in Höhe von 70 Mark. Die Novellen-

gesetzg-.bung ist hier außerordentlich ausgeprägt und macht

das ganze Gesetz unübervchil ch. Die neuere Gesetzgebung
fäßt mit den ?"l'7en zrrar di? Rente durch eine andere Be-

rechnungsart pnd durch erhöhte Beiträge stärker anziehen,
aber sür die nächste Zelt soll: das noch nicht bei den Renten-

s-stlequngen ins Gewicht. Seit dem 1. Oktober l921 ist
dann auch die Fürsorge eingebe."!, die auf 5.5sten des Rei¬

ches und dcr Gemeinden geht. Wir brauchen dabei nur

daraus hinzuweisen, daß als Er^ften^minimum jährlich MV
Mark vorgesehen stnd. um d^e Art der G.setzesmacherei zu

kennzeichnen. Die Beiträge werden ;ur Hälste von den Ver¬

sicheren und den Arbeitgebern geleistet.

In de? Angeftelltenverficherung fleht es öbnlich aus. Neben

einigen materiellen Bcrschiedenartigkeiten. die gleichen un-

gulänglicken Leistungen. Die A. V. ist allerdings in eine

zentralste:!!' Organisation eingebaut, aber die ganze ver-

rvanungst^hnische Aufmachung leidet vom Kopf bis Fuh
und verschanzt ungeheure Curimen. Dicse Organisation
ist ja auch nicyt aus sachlichen Erwägungen heraus vo? etwa

e nem I5??7^nt entstanden, sondern lediglich zu?r Zwecke
dcr Trcs nu lg de? Hand, und Kopfarbeiter auf dem Gebiete

5'^ Tc^'z! rnch^rung.
dc UnsrÜ 5^slchc:rng lc 't dcr Unternehmer d ge¬

samten 'veiträ^e u id aus die?:m Ci.^nde hat die Gesetz,
gebung d.e Versicherten auch oöllig rechtlos gemacht. Zu
scgen haben nur die Unternehmer. Nach den neuesten Ge¬

setzesbestimmungen sind zwcr die Renten wesentlich ausge¬
be", r:. g,.Mi?sen an den Preisen für den Lebensunterhalt

aber noch weit zurück gegenüber der Vorkriegszeit. Die

ei?nel?ien Berufe und Industrien sind in D^russgenosien-
schancn verewigt, von denen wir heute mehr als zählen.

7": der Kriege beschädigtenfürsorge beftebt Zweiteilung:
Regelleistung und Fürsorgelcis'ung. Die Verwaltung sür
die Kricgsbeschädigtenocrsorgung ist völlig unabhängig und

die Leiftungsberechtigten haoen dc^rt keinen Einfluß. Die

Klegelleistungen find gesetzlich festgelegt. Sle stufen stch nach
dem Grade der Erwcrbsbeeinträchtigung «nd nach dcn Ein-

kommcnverhältnisien. Die Fürsorge, zu dessen Verwaltung
auch die Leiftungsempsänger hinzugezogen werden, soll auf
allen Gebieten yelfen. wo Hilse benötigt ift und nicht nur

Geldunterstützung gewähren.
Die CrwerbsZosenfürsorge ist Sache des Reiches, der Län¬

der und Gemeinden. Sie bringen die Mittel auf und die

Gemeinden haben die kierwaltungsarbeit ju leisten. Von

einem Mitbestimmungsrecht der in Frage kommenden Kreise
kann keine Rede sein, wenn man nicht die Tätigkeit der Er-

werbslofenräte als Mitarbeiter betrachten will. Zum
Schluß jei dann noch die Armenpflege erwähnt. Jenes
Marterinftrument für orm^ Leute, die fich in der heutigen
Gesellschaftsordnu«g allein nicht helfen können und völligem
Elend preisgegeben ftnd.

Betrachten wir diese Einrichtungen in der Erfüllung ihrer
Aufgaben, so finden wir unhaltbare Zustände. UeberaN

ein selbständiger Apparat, überall verschiedene Beiträge und

verschiedene ^istungen Jede Organjiation weist in sich
große TKrschiedenheitcn auf. und alle Zweige gegeneinander
abgewogen, ergeben dasselbe Bild. In oer Krankenkasse
Beitragsdrittelunh. Wochenb?itröge, die von den Kassen in

der Regel monatlich erhoben «nd durch einfache Quittungen
beglaubigt werden. Dle Versicherten müssen ftch die Bei-

träge wie bei den anderen Versicherungen vom Arbeitsver¬

dienst abziehen lassen. In der Invalidenversicherung Hal¬
bierung der Beiträge und Quittung durch Marken, oie in

dic ?<ersicherungskarte geklebt werden. In der Angestellten-
Versicherung den Ronatsbeitrag. der vom Arbeitgeber den

Versicherten in der VcrsicherungeZkarte quittiert «ird. In
de? Unfallversicherung besteht die Wahres« mlage. die der

Arbeitgeber aNein zu trage« hat. Eine große Anzahl Ange¬
stellter ist sowoG in der Jnoalidrn- wie auch in der Ange¬

stelltenverficherung ohne entsprechende Doppelleitungen im

Letstunassalle zu erhalten.
Die FinanHverhöltnisse find völlig verschieden. Die Krans

tenkassen müssen nl, Reserve die Summe besitzen, die im
Durchschnitt der letzten drei Jahre ausgegeben wurde. In
der Unfallversicherung muß bls Ende Z922 das Kapital vor¬

handen sein, das der Summe gleichkommt, die in den letzten
drei Jahren verausgabt wurde. In der Invaliden- und

AngesteUtcnoersicherung besteht das sogenannte Anwar!-

schansdcckungsvei'fahren. Es muh nicht nur das Kapital
vorbanden sein, um die laufenden Renten kapitalsmäßig zu
decken, sondern auch die laufenden Anwartschaften sind auf
Grund eines Grfahrungsfatzes finanziell zu decken. Daoci
i't tn der Gesetzgebung nicht etwa der Veitrag fo festgefetzt,
daß ausreichende Renten gezahlt werden können, fondern die

Leistungen sind dcn Vcitr^gcn angcpsht. Das ist vor allem

verhängnisvoll f^r die Vcrsicherungstrage? geworden durch
dic cingetretcnc ungchcucrc Geldentwertung. Das Deckungs-
vcrsahren kann mit dcn bestehenden Beiträgen in de".

Leistungen nicht Schritt halten mit der Geldentwertung. Dic
Renten mußten durch Zulagen ergänzt werden, und für diele

Zulagen ist heute Kapitaldeckung nicht mehr vorhanden. Die
Invaliden- und die Angestelltcnversicherung sind mit diesem
System volllf bankerott geworden. Vw zu einem gewissen
Grade trifft das auch für die Berufsgenossenschastcn zu. Dic

früheren BcKrZgc. in Goldmark gezahlt, find heute H^pier-
m<lrk geworden und haben nur noch einen Bruchteil des

Wertes vo?i früher. Man hilft sich ietzt dadurch, indem die

Zulacv i nicht mehr als deckungspfltchtig gelten. Da aber
dle Zu.agcn den weitaus größten Tcil dcr Leistungen aus¬

machen, hat es gar keinen Zweck mehr, krampfhaft an dcm

alten S:andpunkt festhalten, der in der Praxis längst be¬

seitigt ist. Also auch in dcr Finanztechnik ein buntes Durch¬
einander, wohin man sieht.
Und nun erst die Gegenüberstellung der Leistungen der

Verschiedenen Zweige der sozialen Hilfe. Wer kann es bil-

ligen. daß em Versicherter nach LLwöchentlicher Kranken

als Invalide wcit weniger bekommt zum dauernden Lcben.-

unterhalt aus dcr Angestellten- oder Invalidellversichcrun .

als wie aus der Krankenversicherung? Wer rechtfertigt d,^

Differenz zwischen der Erwcrbslosenunterstützung und d^ c

Invaliden- oder Angcstelltenrentc? Wic groß ist der Unter-

schied zwischen Unsall- und Invalidenrente! Und so ist ans
allen Gebieten Ungleichmäßigkeit in krassester Form
finden. Der Rechtsmtttelwcg ist an Buntscheckigkeit eben¬

falls nicht zu übertreffen. Jcdcs Gebiet weist andere Wege
im Etrcitverfahren auf. Aum Teil ist den Interessenten¬
kreisen Mitbestimmung eingeräumt, zum andern Teil find
sie völlig ausgeschlossen.
Man mag binsck>auen. r^o man will, nirgends besteht Ein¬

heitlichkeit. Es wird wahrlich Zeit, dah endlich mit all diesen
Zuständen Schluß gemacht wird. Was wir heute mehr de?

je gebrauchen, um soziale Hilfe gleichmäßig und ausreichend
Gewähren zu können, das ift Ei'nyeitlichkeit in den

Leistungen, in der Ausbringung der La st en und

in der Rechtsprechung. Um diese Einheitlichkeit durch u-

sübren. bedürfen wir eines einheitlichen großen Baues b^r

gesamten Sozialgesetzgebung, angefangen von der An¬

gestellten- und Unfallversicherung bis zur Armenpflege.
Alles in einem großen Guß. die heutige lkchcherung wie die

gesamte Fürsorge.
Hn allen Fällen sozialer Not. ob Kranlheit. Arbeite- oder

Krlegsbcschäoigung. ob Invalidität oder Arbeitslosigkeit,
muh gleichmäßig geholfen werden. Mag man schließlich bis

«u einem gewissen Trade auch soziale Unterschiede gelten
lasten in den Leistungen. Grundsatz muß aber sein, dah «dem

Lebensmöglichkcit gesichert wird. ZtUer erwerbsunfähig ?sl.

sei es durch körperliche Ursachen oder sei <?s infolge Arbeit '

losigkeit. »mk Anspruch haben auf El'It^nz, wie derjenige,
der sein Brot selbst verdienen kann.

Die Leistungen, die im Regelfälle gegeben werden, müssen
ergänzt werden du?ch FUrsorsteleistungen. Dabei darf aller¬

dings nicht der jetzige Grundsatz in der Invaliden- und An-

gestelltcnoersicherung maßgebend sein, wo außerordentlich
niedrige Regelleistungen gewährt werden und eine Marimal-

arenze in der Fürsorge gesteckt wurde. dl<? nlcht einmal als

Regelleistung bestehen sollte, sondern die Fürsorge muß neben

den. den ^ rcisverhältnissen angemessenen Reaelleist ngen,
in Fällen besonderer Not und Hilfsdediirftiglelt einsetzen.
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Die Anfänge dazu finden wir heute bereits in der Kriegs-
beschädigtcnfürsorge.
Da tn den heutigen socialen Gesetzen bereits die gesamte

Bevölkerung einbezoaen ist. müßten felbstverständlicherwetsO
auch bei einem Umbau der Sozialgesetzgebung alle Kreise
cinoezogen werden. In der Praris finden wir doch heute
nicht nur als Eiirzelfall. daß Leute, die früher in guten wirt¬

schaftlichen Verhältnissen lebten — siehe die Kleinrentner —

auf Armenunterstützung angewiesen sind. Fu" die An¬

gestellten und Arbeiter besteht aber gar keine Ursache, jene
zahlungsfähigen Kreise nicht in die Sozialgesetzgebung ein-

^ubeziehcn. da sie. unter günstigeren Bedingungen lebend.

Hilfe im geringeren Maße benötigen als die Lohn- und Ge¬

haltsempfänger.
Damit im Zusammenhang steht die Frage der Ausbringung

der Mittel. Verriebene Wege sind möglich. Die beste

Lösung ist unzweifelhaft die Erhebung einer So.zinlstcuer.
die keine Kopfsteuer sein darf, wie sie im jetzigen Pcitraf
verfahren in der Sozialversicherung zur Anwendung gelangt,
sondern eine Steuer, die nach dcm Einkommen gestuft wcrden

muß und in Form von Zuschlägen zur Einkommensteuer er¬

hoben werden kann. Auch die Erhebung einer Produktions¬
steuer dürfte zur gegebenen Zeit mit in Erwägung gezogen
werden. Das jetzige Beitragsoerfahren für die Sozialver¬
sicherung könnte nur dann in Frage kommen, wenn eine

durchgreifende soziale Abstufung vorgenommen würde, wobei

der Staatssäckel im erheblichen Maße mit herangezogen
werden mühte. Die finanztechnischen Grundlagen dürfen
r ckt. wie in der Angestellten- oder Invalidenversicherung,

aus dem Deckunasverfahren beruhen, sondern müssen derart

gestaltet sein, daß die lausenden Leistungen durch die

lausenden Einnahmen gedeckt werden. Ein gewisser Reserve¬
fonds mühte natürlich die Leistungsfähigkeit sichern, auch in

außerordentlichen Situationen. Prinzio muß aber sein, daß
die Gegenwart sür die Gegenwart zu sorgen hat. Dle Ge¬

genwart zn belasten mit Zünftigen Pflichten, bedingt, wt«

der heutige Zustand tn der Versicherung zeigt, eine starke, ja
sogar unerträgliche Befchneidung der Leistungen sür dte zur
Zeit hilfsbedürftigen.

Eine Organisation, die Sber das ganze Reich sich erstreckt,
muß doppelt gut ausgebaut sein, und alle die Fehler, die

i ir heute in der Sozialversicherung finden, müssen nach
o^llchkcit ausgemerzt werden. Weder Ueberzentralisation

l i nocltelltcnversicherung). noch Zersplitterung ^Krankenver-
s.cherung) wären ein tragfähiger Bau. Eine einheitliche Or-

i'a.ion mit gcsundcr Unter- und Zwischen^liederung
<rdc das gegcbcne sein. Die Verwaltung, auf dcm Prinzip

der Selbstverwaltung aufgebaut, muk^uch dcn unteren Glie¬

de n. vor allem auf dcm Gebiete der Fürsorge die notwendige
^cgungsfreiheit bieten.

Ungeheuer entlastet würde der Rechtsmittelweg werden

gegenüber den bestehenden mannigfachen Instanzen. Heute

frißt der Streit der verschiedenen ^isicherung^träger «egen«

einander ungeheuere Arbeitskraft. Man braucht beizpicls-

weise nur an die häufigen Streitfälle zu erinnern, ob die

Unfallbernfsgcnossenschaft oder Invalidenversicherung zah-

lungspflichtig ist oder die Streitfälle zwischen der Armenver-

waltung und den Krankenkassen oder anderen Versicherung^

trägern. Diese unnützen Streitigkeiten würden alle fort¬

fallen. Die jetzige Zersplitterung in der sozialen Gesetz¬

gebung erfordert zusammengenommen einen sehr großen
Verwaltungsapporat. Dort würde die Einheitlichkett wesent¬

liche Besserung schaffen. Heute wird jede? Lohn- ':nd Ge¬

haltsempfänger von zwei oder noch mehr Versick>erungcn in

den Listen erführt. Mehrsach in die Beitragserbcbung und

Registrierung. Die Statistik erfordert heute sehr viel Doppcl-

artxit. Durch all das ist unnötiger Verbrauch von Arbeits¬

kraft und Material bedingt.
Hoch manches wäre anzuführen, was sür einen solchen Um¬

bau spricht. Daß zur Durchführung solcher Forderungen um¬

fassende Vorarbeiten geleistet werden mui'en, bedarf keiner

besonderen Betonung. Aber die Verhältnisse zwingen uns

dazu, mit dcm jetzt Bestehenden zu brechen Zlcbcrnll r^ird

heute die Leistungsfähigkeit auf ein unerträgliches Maß zu¬

rückgedrängt. Trostlos geht es den Krank.-n. Invaliden.
Krüppeln. Alten, den Witwen und Äiaisen. Unvecantwor:-

lich wäre es von unseren Organisationen, dcm Elend der

Millionen nicht mit voller Kraft entgegenzuwirken. An¬

gestellten- und Ardeiterorganisationen müssen als eiste und

als starke Machtfaktoren dafür sorgen, daß neue Biege be¬

schriften wcrden.

Unsere heutige sozial völlig reaktionäre Reichs- und

Etaatsburcaukratie ist nicht fähig, neue Wege zu zeigen.

Vielleicht sind fie brauchbar zur Miwrbcit bei der Durch¬

führung neuer Zveae. Aber eigene Gestaltungskraft ist dort

nicht zu finden. Das erschwert die Arbeit ungcmein. aber

leisten müssen wir sie. wollen wir im Falle dcr Hilfsbedürf¬
tig^ it für uns und unsere Familien nicht dic eigene Saum¬

seligkeit später beklagen. Wir stehen vor einer Ta:iache7

weiterer Zerfall oder Reuaufbau der Sozialgesetzgebung. Der

Zerfall ist nicht auszuhalten mlt dcr bisherigen Art der So¬

zialgesetzgebung, ste leidet am ganzen Körper. Und daher

kann es nur eins geben: Wollen wir mcht im Elend ver¬

kommen, in Zeiten, wo wir nicht aus eigener Kraft unser

Dasein fristen können, fo müssen wir die Sozialgesetzgebung
auf neue Wege führen. Ohne ernste Auseinandersetzungen

mtt den Verfechtern dcr heutigen Elcndswirtschait wlrd das

nicht geschehen können, «ber es ist ein Kampf für unser

und unserer Frauen und Kinder Wohle«ehen. I^

führen ist unsere Pslicht. l,>ortsetzu^, > >^t.j

nsesteM«! krkött« kur« pm«nr bei «Ien «lsnien «Ser

Vertrauensmänner iin elerAngeateMsnversienerunsl

Oie Angfi vor der Wahrheit
Oie Angeslellien.Versjcherung im Reichstag

IM Juni und Iul! d. hatten die Vertreter des G. d. A.
und des Gedüg innerhalb de» soziolpoln ischen Ausschusses
des Reichstages alte möglichen Anstrengungen gemacht, um

die unter Aussckaltung des AM-Vundrs vorbereitete R?»

gierungsvorlage sür eine Novelle zur AngesteUtcnversichcrung
in wenigen Tagen im Parlament durchzupeitschen. Dieser
Versuch, die Angestellten draußen im Lande mit einem über«
eilten Reichstugsbeschlusj vor die vollendete Tatsache maß«
loser Beitragserhöhungen bis zu lvg Mark monatlich zu
stellen, ohne aus der anderen Seite ausreichende Leistungen
und Rechte fiir die VerNchecten zu gewährleisten, ist damals
nach Heiken Kämpfen durch die unserem «fÄ «und nahe«
stehenden Reichstagsabgeordneten abgewehrt worden. Nach
den Sommerferien des «etchstage, richtete der Ausschuß
Anfang Oktober auf Antrag unjerer Freunde an da, Reiche«
urdeitsministerium das Ersuchen, in einer Denkschrift gegen«
uberzustellen. wie sich die Leistungen gestalten.

») nach dem vorliegenden Gesetz zur Angestellten«??'

ftcherung.
t) nach de» Bestimmungen der Invalidenversicherung,
c) nach dem Reichsfürsorgegesetz.
6) nach dem Beamtenpensionsgesetz.

Die Reichsregierung sollte ln dieser Denkschrift ferner

Ausschluß darüver geben, «elche Gewinne die Re chsverfiche«
rung^lnstalt sü? Angestellte aus dem Verfall der zahlreichen
Bersi'herungen solcher Angestellten erzielt k«t. die wieder

ausgeschieden waren, ohne irgendwelche Rech« in Anspruch

nehmen zu können. Schließlich sollte die Denkschrift den

Entwurf zu einer Aenderung oer Reichsvcrsicherungsordnung
enthalten, der dte Eingliederung der Angestclltennrsicherung
in di« Invalidenversicherung so durchführt. d«K die jeweils
günstigeren Bestimmungen beider Versicherungen über«

nom»en werden. Unsere Kollegen, die Abgeordneten Aus«
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Häuser und Giebel, hatten also schon bei den ersten

Antragen zur Vorbereitung einer Reform der Versicherung
eindeutig zum Ausdruck gedreicht. das, sie eine Verschmelzung
der Angestellten, unv Invalidenversicherung wünschen, bet

der weder sür die Angestellten noch für die Arbeiter irgend¬
welche Verschlechterungen eintreten dürfen.

Vei seinem Wiedcrzusammcntritt bat dem Reichstagsaus-
schuh am 6. Dezember die verlangte Denkschrift der

Regierung vorgelegen, i^ber deren Inhalt wir tn einem

besonderen Artikel berichten, die von einem Regierungs-
Vertreter .loch mündlich erläutert wurde. Er stellte
lest, daß die im Juni eingebrachte Novelle lediglich eine

Aenderung einzelner Bestimmungen des Verficherungsgesetzes
für Angestellte bringen sollte, ohne irgendwelche grundsätz¬
liche Reform vorzusehen. Inzwischen seien aber außerhalb
des Rahmens der Novelle die Frage der Vereinheitlichung,
der Selbstverwaltung und weitere grundsätzliche Reformen

spruchreif geworden. Damit stellte bereits der Regierungs-
Vertreter fest, daß die Novelle allein als Verhandlungs¬
grundlage nicht mekr genügen kann. In der folgenden
Sitzung am 7. Dezember erschien auf Verlangen des Aus¬

schusses der Reichsarbeirsminist^? Dr. Brauns, ohne aber

die gewünschte Auskunft über die Stellungnahme der Re¬

gierung zur Verschmelzung zu geben. Der Minister meinte

vielmehr, daß nach dem Fcll des Z^brigkeitstaates nur n-xh
der Reichstag souverän genu.i sei. um sich für oder gegen die

T^erschmelzung zu entscheiden. Der Abg. Aufhäuser ließ
keinen Zwe.fel darüber, daß sich die Angestellten mit einer

sol-5 nichtcsagei.den Erklärung des Arbeitsministe?s aus
ketnen Fall abfinden könnten, und es wäre auch in einer

demokratischen Republik der Regierung durchaus nicht ver¬

sagt, auch ihrerseits einen Standpunkt zu haben. Er legte
dann an Hand umfangreichen Materials dar. daß das der

Angest-lltenversicherung zugrunde gelegte Prinzip der An¬

sammlung von Kapitalien bei der anhaltenden Geldentwer¬

tung unhaltbar geworden sei. Es begehe bei noch so hohen
Beiträgen keine Möglichkeit, den Versicherten eine Anpassung
ihrer Rcntenleistungen an die Kosten der Lebenshaltung zu

gewährleisten. Der völlige Zierzicht auf die Inanspruchnahme
von Reichsmitteln sei vor allem dei den unteren, schlecht¬
bezahlten Schichten der Prioatangestellten nicht länger zu

verantworten, und es gehe nicht an. aus rein parteipolitischen
Gründen die Trennung der Angestellten und Arbeiter und

bie damit verbundene ungeheure finanzielle Belastung der

.-rsi<berten Angestellten länger beizubehalten. Die weiteren

Ausführungen über die maßlos hoben Verwaltung^kosten
der R. f. A. zeigten, wie unvergleichlich billiger und öko¬

nomischer die Invalidenversicherung durchzuführen ist. Der

angebliche Vorzug der Sonderversicherung, die sogen. Berufs-

Invalidität, ist eine grode Täuschung der Angestellten, denn

in der Praris muß sich der versickerte Angestellte vor Fest,
stellung der noch vorhandenen Erwerbsfähigke.t sede nach

dem Gesetz Versicherungspflichtige AngestellZentitigkeit an¬

bieten lassen Die eipzelnen verschiedenen Bestimmungen
der Angestellten? und Invalidenversicherung liehen sich bei

gutem Willen einheitlich gestalten. Grundsatz aber müsse

sein, daß die An^.?e:lt,n bei oleichem Einkommen auch keine

boberen Beiträge m lenten hätten, als es von den ve,sicherten

Arbeitern in der Invalidennersicherung verlangt wird, llnter

den bentioen sonnten ? . 7l).iünissen solle es dem Angestellten
noch schwerer, die Versicherungsbeiträge auszubringen, als

dem Arbeiter Auch s''ir die Newäl.rung der R^'chsznschüsse,
auf die die Anhänger der Sonderversicherung großn ütig ver¬

zichten, könne lediglich dos Einkommen, nicht aber die äußere

Un?erl>eidung noch Arbeitern und Angestellten maßgebend

lein. Der Versuch, ei le Grenze zwischen den Arbeitern und

Angestellten zu firden. sei trotz einer ungeheuren Belastung
der Epruchbehörden bisher völlig ergebnislos geblieben.

Die Vertreter unserer gegnerischen Angestelltenverbände
konnlen zwar die Anklage ^egen die Eonderversicherung sach¬
lich nicht entkräften, glaubten aber, ihr soziales Gewissen
mit ber beliebten Ausrede beruhigen zu können, daß eine

grundsätzliche Reform der Angestelltennersicherung im

Augenblick angesichts ber ganzen ungeklärten wirtschaft¬
lichen Verhältnisse nicht durchgeführt werden könnte. Dem¬

gegenüber betonte der Abg. Hoch, daß den versicherten An¬

gestellten überhaupt nur noch geholfen werden könnte, wenn

die Reform kommt, bevor die zehnjährige Wartezeit mlt
dem l. Januar lSLS abgelaufen ist. ^

Nachdem die Forderung nach Verschmelzung sachlich nicht
mehr widerlegt werden konnte, machte man auch von der

anderen Seite einen Vorschlag auf „Zusammenlegung der

Angestellten- und Invalidenversicherung", der so recht zeigt,
wie gering die Urteilskraft der Angestellten von diesen
sonderbaren Volksvertretern eingeschätzt wird. Nach einem

Antrag Erkelenz und Gen. soll nämlich die Zusammenlegung
der beiden Versicherungsverwaltungen unterBeibehal¬
tung der Reichsversicherungsanstalt skr
Angestellte in Berlin vorgenommen werden.

Ferner aber fordert man von der Regierung in einer

Vorlage

„geeignete Vorschlage für eine Erweiterung de? Selbstver¬
waltung der Angestelltenversichelung zu machen in einer

Weise, daß die Versicherten selbst und ihre gewählten Vertreter

die Verwaltung unter eigener Verantwortung, aber unter

Oberaufsicht des Reiches führen. Dabei ist zu prüfen, in-

wieweit die großen Zierbände der Angestellten sür ihre Mit-

glieder die Angestelltenversicherung selbst betreiben können".

Der Abg. Giebel stellte sosort die Heuchelei fest, die darin

liegt, von einer Berwaltungseinbeit drr beiden Versiche¬
rungen zu sprechen, ohne die selbständige Aufrechterhaltung
der famosen R. f. A. anzutasten. Der weitere, unter dem
Deckmantel der Selbstverwaltung gemachte Vorschlag, die

kierflcherung in die einzelnen AngestelltittlverbSnde zu ver¬

legen, um auf diese Weise den zusammengebrochenen Har¬
monieverbänden ihre Mitglieder zu sichern, könne nicht ernst¬
haft diskutiert werden. Er kennzeichnete weiter die Massen¬

flucht der Angestellten aus der Sonderverflcherung. Schließ-
lich versuchte der Abg. Thiel lD. H. V.) die recht bedenk¬

liche Situation noch zu retten, indem er erklärte, nur noch
grundsätzlich fllr die Angestelltenversicherulig einzutreten,
dagegen müsse er es weit von sich weisen, die Verantwortung
für die bestehende Reichsversicherungsanstalt für Angestellte
auf sich nehmen zu können. Ein besonderer Heiterkeitserfolg
wurde ihm zuteil, als er ausführte, daß die in der Ange-
ftelltenverstcherung gewährleistete erhöhte staatliche Fürsorge
einen besonderen Anreiz biete, sich den Ang-ftelltenbt rufen
zuzuwenden. Sein Tierbandskollege. Abg. Kam dach.
Kürzte sich nicht tn so viel geistige Unkosten und begnügte
nch. die Vereinheitlichung der Sozialversicherung als fozial-
vemokratisch und damit als etwas furchtbares abzutun.

Der folgenden Ausschuhsitzung am 9. Dezember legten die

Kollegen Auf Häuser und Giebel nunmehr folgenden
Gesetzentwurf als Antrag vor:

Artikel I.

t. S >255 Abs. Z der Meichsversicherungsordnung erhall folgende
Fassung:

«Als Invalide gilt, «er nicht mehr imstande ist. ourch
ei,,«' .l.'!t. die seinen Kräften und Fähigkeiten ent¬

spricht ! - ibm unrer dilliger Berücksichtigung seiner Aus-

oildung und seines bisherigen Berufes zugemutet werden

kann, die Halste dessen zu erwerben, was körperlich und

eistig gesunde Personen derselben Art mit ähnlicher Aus-

ildung in derselben Gegend durch Arbeit zu verdienen

pflegen."

i. K t2r>» der Reichsversicherungsordnurg erhall solgends
Fassung:

Witwenrente erhält die Witwe nach dem Tcde. ihr?s ver¬

sicherten Mannes."

». g 125-S der Reichsoersicherungsordnung erhält solgeUde
Fassung:

Waisenrente erhalten nach dem Tode des versicherten
Vaters seine ehelichen Kinder «nter 1» Iahren und »och
dem Tode einer Versicherten ihre vaterlosen Kinder unter

18 Iahren. Als vaterlos geltrn auch uneheliche Kinder."

4. Im S !»» »ird das Wort »fünfzehn" durch ..achtzehn"
ersetzt.

b. Im A !20l der Reichsverstcherungsordn»!Ng in de? Fassung
des Eesddes Über eine anderweite Festsetung der Leistungen
.:nd der Beiträge tn der Invalidenversicherung vo« V. Szlt

! wird das «Kort «sunjjehn" überall durch achtzehn"
ersetzt.

I. s) Im S 12A, «bs. I »erden unter Z die «orte »in ähnlich
gehobener Stellung- gestrichen.

d) Im «bi. » werde« dte Vsrte .sür die unter «r. k . . ..

bis übersteigt" gestrichen.
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Artikel ll.

Diese Aenderungen treten mit dem 1. Januar 192Z in Kraft.

II. Dte weitere Beratung des Entwurfs eines Gesetzes Sber

Aenderung des Berstcherungsgesetzes für Angestellte bis zu

dem Zeitpunkt zurückzustellen, an welchem dte Hetchsregierung

genaue Vorschläge für die Bemessung der Leistungen der

Invalidenversicherung (Reichsnerficherungsordnungj und Hr
dte Höbe der Beiträge unter restloser Durchführung des Um«

lageverfahrens vorlegt. Diese Vorlag, hat bis spätestens
t. Aprll li«2 zu erfolgen

Damit war der Weg gezeigt, um die noch verbesserungs-
bedürftigen Paragraphen der Invalidenversicherung so aus-

zugestalten, daß oei einer Verschmelzung den Angestellten
kein Nachteil erwachsen kann, und es wäre das Normale ge¬

wesen, den Ausschuß über diese zur Verschmelzung notwendige

Vorprüfung der Invalidenversicherung beraten zu lassen.
Die Abg. Thiel. Lambach. Erkelenz und Ger. wollten es

indes unter keinen Umständen zu ciner solch sachlichen Er¬

örterung kommen lassen und versuchten deshalb, geschäfts-
ordnnngsmäßige Schwierigkeiten aufzutürmen. Der Reichs-
taqsausschuß dürfte, so meinten d e Hüter der Geschäfts¬

ordnung, nur über die vorliegende Novelle zur Angestcllten-
velsich^rung, nicht aber über Abänderungsanträge zur Inva¬
lidenversicherung beraten und beschließen. Der betriebsame

Herr Lambach vom D. B. war denn auch sofort zur Hand,
um überhaupt jede weitere grundsätzliche Erörterung abzu¬
würgen, indem er beantragte:

„Der AusschuK wolle beschließen, unter Zurückstellung weiter-

gehender Reformwünsche uno unter Ablehnung aller Ver»

schmelzungssorderungen alsbald in die sachliche Beratuni des

Gesetzentwurfes einer Novelle zur A. V. einzutreten und für
eine beschleunigte Verabschiedung desselben Sorge zu tragen."

ler Handlungsaehilfenführer mutet also den An¬

gestellten zu. ..unter Zurückstellung weiter¬

gehender Reformwllnsche" die bekannte Novelle

einfach zu schlucken. Herrn Lambach kommt es nur darauf

an. den Beschluß über die Beitragserhöhung schnellstens her¬

beizuführen, damit wieder Geld vorhanden ist. das die Reichs-

verstcherungsanstalt sür Angestellte in ihrer Verwaltung«-
mißwirtlchast verpulvern kann. Die Rechte der Versicherten,
die Selbstverwaltung und alle übrigen arundsätzlichen For¬
derungen müssen zurückgestellt werden. Herr Lambach hätte

genau so gut beantragen können: die Versicherten haben zu

zahlen und im übrigen den Mund zu halten.
Dieses völlige Preisgeben aller Interessen der Versicherten

alaubten selbst die üvrig-n anwesenden Gegner der Ver¬

schmelzung, mtt Ausnahme der Lambach und Thiel, nicht

mitmachen zu können. Um aber unter allen Umständen ciner

sachlichen Stellungnahme zu dem Antrag Aufhäuser/Giebel
aus dem Wege gehen zu können, beantragte nunmehr der

Abg. Erkelenz principiell die Verschmelzung der Anhestellten-
mit der Invalidenversicherung abzulehnen.

?ie Abstimmung über die Verschmelzung sollte also vor¬

genommen werden, obne auch nur die Möglichkeit eines Aus¬

baues der Invalidenversicherung auf der in der Regicrungs-
denkschrist angegebenen Grundlage irgendwie gcprüft zu

haben. Die Herrschaften waren sich bewußt, daß eine Be¬

ratung des Antrages Aufhäuser/Giebel auch die Durchführ¬

barkeit der dort gemachten Vorschläge ergeben würde und

das eben mußte verhindert werden. Der Erstand ge^en

irgendwelche sachliche Erörterung der Z^erschmel'ungsm^llich-
keit war bei den Anhängern der Tond<rr^rsicher^mg schließlich

so stark, daß sie lieber die ganze Beratung um Wochen oer-

tagten, um nur Zunächst nicht üb"r den Antrag unse er

Freunde entscheiden ^u müssen. In dieser ver'mei^nen

Situation brachten es unsere Gegner ferrig. die Vertagung

gegen die Stimmen von Aufbäuler. <5ie^ek und deren PnN<

freunde bis nach Vorlage einer weiterei Denkschrift de? Re¬

gierung aus den Januar. 1^2? m beschließen.
Wenn man indes doch glaubt, durch diese Verschleppung^

taklik auf die Dauer eine? sachlichen Prüfung dcr Verschmel¬

zung'Möglichkeit aufweichen zu können, so ist da . ein "r-tum.

T)ie Angestellten sind nunmed? lange genug irregeführt
worden, und sie fordern, daß mit der Sondcroersicher^n^ zur

Erhaltung eines unfähigen Direktoriums endlich Schluß ge¬

macht wird.

„Selbfiverwaltung"
und Mißtrauen ln dpr Angefielttenversicherung

Unter dieser Überschrift war in Nr. ZZ unseres Mit-

teilungsblattes vom December 192! cin Aufsatz erschienen,
der auch in der Zeitschrift des Zentralverdandes der An¬

gestellten abgedruckt worden ist. Darauf antwortet Herr
Alfred Dtller i.z der ..Deutschen Handelswacht" vom

l4. Dezember !<«1 wie folgt.
..Erstens druckt der Zentralverband einige Vorschläge ob. die

ftch mit der Aenderung der Verwaltung der Angestelltenverftche-
rung befassen. Er stellt es so dar. als ob diese Vorschläge die

Wünsche unseres Verbandes und de? mtt uns im Hauptausschuß
sür die soziale Versicherung der Prtvatangestellten zusammen¬
geschlossenen Organisationen darstellten. In Wirklichkeit handelt
es ftch ade? um Borschläge der beamteten Mitglieder des Direk¬

toriums der Reichsversicherungsanstalt. von denen die Vorschläge
des Hauptauslch^sses an wesentlichen Stellen abweichen. Wir
baben gar nicht daran gedacht, die Geschäftsführung der Reichs¬

versicherungsanstalt der öffentlichen Kontrolle zu entziehen. De,

vom Zentraloerband entrüstet hervorgehobene Satz, deß sich das

Aufftchtsrecht der Regierung nur daraus erstrecken dürfe. ..daß die

Gesetze beobachtet werden", ift in den Forderungen des Haupt-
Ausschusses nicht enthalten."
«us den vorstehenden Zeilen ergibt sich, daß Herr Alfred

Diller sehr stark an Gedächtnisschwund leidet. Wir möchten
ihm daher ins Gedächtnis zurückrufen. >>aß Aerr Hans
Bechly. der Vorsteher des Deutschnationalen Handlungs-
«Hilsen-Verbandes, tn der «Deutschen Handelswacht" vom

10. April 1»l8 geschrieben hat:
„Die Siebener.Kommission hat daher unter anderem folgende

Hauptforderungen sür die Umgestaltung des Gesetzes erhoben:
l. D teallgemeineAufslchtder Reichsregierung über das
Direktorium ist Zu be s e. i t t g e n. Der Präsident ist lediglich
der Regierung dafür verantwortlich, daß von den leitenden
Körperschaften nichts beschloßen und ausgeführt wird, was dem
Gesetze widerspricht. l8 ll». Absatz ,.)
Des weiteren wird Herr Alfred Dtller in der ..Deutschen

Handelswacht" vom 10. August ISIS folgende Satze finden.

die ebenfalls von Herrn Hans B e ch i r,. dem Vorsteher des

Deutschnationalen Handlungsgehilfen-Verda.'des. getrieben
find:

..Die Siebener-K^mmission des Hauptausscbufles Hot deswegen
in Gemeinstbast mit den ihr nahestehenden Ver«

trelern der Angestellten im ^erwaltungvrate

eingebend geprüft, welche Schritte snr eine grundlegende Reform

der Verwaltung der ?kejchsverstcherung anstalt zu unternehmen

seien Man kam zu dem Ergebnis, dak eine «enderu'.g der

ganzen Verhältnisse unter den setzt bestehenden gesetzlich n Be-

stimmungen undurchführbar sei. daß also nur die ErsilN'iNg der

ganzen Verwaltung mit einem neuen, wirklich kausmännis^en

Geist dauernde Abhilfe schaffen könne. Diese Ansfasiung vcrn<U

die Siedener.Kommiis ton in einer Siqung. zu <>er sie

vom Direktorium besonders eingeladen m^^oe.

und fand dort grundsätzliche Geneigtkeit, den Vorschlägen ".ät>er.

zutreten E? «durste dann allerdtn^ noch erheblicher Arbeit,

um schließlich doch beide in Betragt rammenden Körperschaften.
Direktorium und Berwaltungsrat -u über¬

zeug e n, daß die grundsätzliche Abänderung des Gesetzes wirklich

und unbedingt notwendig ist."

!um Ueberfluß machen wir Herrn Alfred Diller darauf

aufmerksam, daß in der ..Deutschen Handelswacht" vom

l« Dezember l9l9 ein Aufsatz über eine ..Selbstverwaltung"

erschienen ist. der die Unterschrift eines ebenfalls Alfred

Diller benamseten Herrn trägt, und in dem cs heißt.

..Diese Selbstverwaltung bat !m Anfang des >bres die

Siebener-Kommission des Hauptauoschusses für die soziale Zier¬

sicherung der PnVOtangesteuten angeregt. Der von ik? aus-

0earbeitete Gesehen twurf war Geaenftand eingehender

Verhandlungen im Direktorium und tm Berwal¬

tungsrat der Reichsversicherungsanstalt. Beide haben die

Notwendigkeit solcher Reform, die den Vertretern der Versicheren
uüd ihrer Arbeitgeber den erforderlichen starken Einfluß aus dte

Verwaltung geben soll, etuftimmta anerkannt und schon
vor Monaten ihre Vorschläge dem Retchsardeits-
minister übermittelt/
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Tcr Versuch, dcn Herr Alfred Dillcr in dcr „Deutschen
ndelswacht" vom 1^. Dezember l^'l unternimmt, tn der

rage der Selbstverwaltung von den beamteten Mitgliedern

Direktoriums trotz seines eigenen Zeug-

nisses vom lv. Dezember 1 9 l 9 abzurücken, ist also

Mißglückt.
S^,:^Zzlich ist es auch von Bedcuiung. deß der AsA Bund

kelncr'?it gc^cn die ..Selbstoerwaltungsrechtsvorschläge". die

ber Hou:ttousfchuß gemeinsam mit dem Direktorium der

R. f. A. gemacht hat. Verwahrung eingelegt bet („Deutsche

7echn:?er>iiung" vom Dezember lM. .Der freie An«

^Iltc" vom 17. November !!i_'l)l. was seitens der dem
' ^ptau^schuß aneeschloslene?: Organisationen nicht gc-

<N!'t.

. . l l berlassen es unsern Lesern, ob sie wirklich an dcn

von 5'..'rrn Alfred Diller selbst zur Schau getragenen

Gedächtnisschwund glauben oder ob sie nicht vielmehr der

Meinung sind, daß Her? Alfred Diller darauf spekuliert.
Andere litten ar k^däch: nilschwäche.

Alsred ?>Ner schreibt in dcr ..Deutschen Handclc wacht"
unterm lt. Dezemlcr ZX?l weiter:

..D?r ZenZralvcrland unterstellt den Vertretern des Haupt-
ausl.liusses tm Verwallungsrat llnehrlichkeit und Treulosigkeit,
weil fie am Z4. April dem Präsidenten der Reichsversicherungs¬

anstalt tkr Mißtrauen in einer besonderen Erklärung ausgesprochen

haben. Der Zentralverband fälscht diese Mtßtrauenskundgebung
nicht nur sosort i„ eine solche gegen das gesamte Direktorium

um. sondern er behauptet auch in edler Dreistigkeit, daß die Ver¬

treter des Hauptausschusses im Berwaltungsrat bis dahin mit

dcm ?ircltorium durch dick und >ünn gegangen seien."

nehmen also Kenntnis davon, daß das neucrlnbc

MiKt.aucnsvotum. das die Vertreter des Hauptgeschäft >

au ^'svit'I cn laben, sich nur scgcn den Präsidenten der

:gsan?talt persönlich richt^t<' Die^e Dar-

tcl!^ g b.s:ä::gt dann erst recht, dak'ta t säch l lch die

rcunde dcs Nerrn Alsred Diller mit dem

ür die Mißwirtschaft in de r R. f. A. verant -

w o r t l i ci> e n "icektorium durch dick und dünn

gehen, son^t uurd<n sie ja ebenso (wie es der AfA-Bund
in seiner erw en Kundgebung getan Hut) ihr Mißtrauens¬
votum gegen das Direktorium als solches und

nicht uur gegen dessen Präsidenten ausgesprochen haben.

Vereinheitlichung der Sozialversicherung
V i « Oenkschrift

Der soziale Ausschuß des Reichstages hatte vor einigen
Monaten aus Antrag feiner sozialistischen Mitglieder be¬

schlossen, das Reichsarbeitsministerium zu ersuchen, erstens
etne Darlegung der sinanziellen Voraussetzungen sür eine

Verschmelzung der Angestellten- und dcr Invalidennersiche¬
rung auf der Grundlage der Leistungen des Berstcherungs¬

gesetzes sür Angestellte, zweitens eine Aufstellung über die

Gewinne, die die Re,'ch5r^rsicherung5onstalt für Angestclüc
aus dem Verfall von Versichere -n erzielt hat. und drittens

e^ne vergleichsweise Gegenüberstellung dcr Leistungen dcr

Angestellten^' mg einer- und der Invalidenversicherung
al ^7'-:5.i:) zu geben.
Das gib."! niiniste:ium hat demzufolge cine vom

k^. November ll^l dotierende ..Denkschrift über

Fragen aus der Invaliden- und aus der

Angelt elltenoersicherung'' vorgelegt, die sowohl

vom sozialpolitischen als auch vom vcrsicherungstechnischen
Standpunkt als geradezu lo anhost b.-'eichnet werden muß.
Die Denkschrift sagt zunächst ganz richtig, es sei „in der

Invalidenversicherung durch das „Gesetz über Aenderung dcr

Beiträge und Leistungen in der Invalidenversicherung vom

A!. Juli 19^1" eine derartige Heraussetzung dcr Leistungen

Zn orr Invalidenversicherung ersolgt. daß dicse zur Zeit kaum

Hinter denjenigen der Angestelltenversicherung zurückstehen,
selbst wenn bei den letzteren die Beihilfen auf Grund des

.Gesetzes über Aenderung bis Berstcherungsgesetzes für An-

«estelire vom L.t. Juli 19? l" eingerechnet werden." DAS

Reichsarbeitsmittisterium sährt dann fort: ..Mögen sich hier¬
nach gegenwärtig die Leistungen im allgemeinen ziffern¬
mäßig die Wage halten, jo bleiben doch die wesentlichen

Unterschiede grundsätzlicher Art' der bereits Tier¬

sicherte wurde erst bei höherem Grade van Arbeitsunfähigkeit

den Anspruch auf die Leistungen erwerben, und seine Witwe

und seine Kinder würden ungünstiger gestellt."

Die hier erwähnten Unterschiede bestehen darin, daß b i s-

her bei der allgemeinen Invalidenversicherung Renten erst

gewährt werden wenn jemand vier Sechste! seine? Erwerds-

sahigkeit eingebüßt hat, während bei der Angestelltenverfiche¬
rung die Rente gewährt wird, wenn ein Versicherter drei

Sechstel der Erwerbssähigkeit verloren hat. Bet der An-

Oestelltenverficherung bekommt jede Witwe, sür die die ent¬

sprechende Anwartschaft erworben ist. eine Rente, gleichviel,
ob fie erwerbsfähig ift oder richt' dei der Invalidenversiche¬
rung wird dte Witwenrente nur an invalide Frauen gewaKrt.
Die Angestelltenoersick>erung eewiihrt kvaisenrente an Kinver

unter 18 Iahren' die Jnoalii>enverftcherung an solche bis zu

!5 Jahren.
Es wäre nun Aufgab« j«er Denkschrift gewesen, eine

Genaue Rechnung darüber AuKumache«, wieweit d^ all-

«emeine Jnwli^nonftchernng delAftet werde» würde, wenn

ße künftig dieselben Leistungen gewährt wie dte Angeftelltenu

Versicherung. Das tut die Denkschrift indes keineswegs,

sondern fie behauptet ganz beweislos und im Widersvruch
den Vcrsicherungssachverständigen. daß sich die Kosten sür

Invalidenrenten schon dann verdopveln würden, wenn man

den im A lllenversicherungsgesetz enthaltenen Bcgriss

der Invalidität auf die allgemeine Invalidenversicherung
übertragen würde.

?as Rcichsnrbeitsministerlum hatte in der Relch;tags-

drucksache Nr. vom 1«. Juni 192! öder die Reichsver¬

sicherungsanstalt sür Angestellte gesagt:

..Reben dem Neuzugang haben die Zwangsversicherungen
auch einen Verfall der aus >ei' ZKrsicberung herrührenden

Rcchte in Rechnung zu ziehen, der. wenn das Ausgeben der

Slersicherungsunsprllche nach längerer Veitragsleistung ein¬

tritt. zueinemerheblichcnGewinnedes Versich. -

rungeträgers sührt. Auch bei dcr Anaestelltenversicherunc,

scheint diese Gewinnquelle nickt unerheblich zu sein, waren

doch im Iah'e lüll! 1 737 85» Versicherte gezählt worden^

während lm ^hre 1WV nur noch Beitragsko^tc.z

liesen."

llolgedefsen hatte der Reichstagsausschuß eine Auf¬

stellung darüber verlangt, welche Gewinne

die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte aus dem Ver¬

sall von Versicherungen erzielt habe und auf welche Be.trags-

klussen fich der Versall der Versicherungen verteilt. Daraus

antwortete das Reichsarbeitsminifterium tm völligen Gegen¬

satz zu sei"-r früheren Darstellung:

„Mit einem erheblichen Grade von ^Wahrscheinlichkeit ist

Anzunehmen, daß die bisher versallenen Versicherungen über¬

wiegend verlustbringend sür die Reichsversicherungs¬
anstalt gewesen sind' insbesondere gilt das für vie ver¬

fallenen «Versicherungen weiblicher Angestellten, da diese inr

allgemeinen nur Anwartschasten auf Ruhegeld erwerben,

wahrend fie dieselben Beiträge zablen wie die Angestellten

männlichen Geschlechts, durch die außer Ruhegeldern noch

Hinterbliebenenrenten ausgebracht werden."

Der Reichstagsansschuß hatte auch etne kbegenüberstellung
der jetzigen Leistungen der Wngestelltenverftcherung
einer- und dcr Invalidenversicherung rndererleits verlangt.

Statt nun einfach zeiaen, welch« Aerne der versicherte
Angestellte und «eiche der verKcherte Arbeiter

bekommt, rechnet das XeichAarbeitsminiftertu« verflcheeungs-

technisch aus. daß der Wert der Verftch^rungsletstunger. bei

der Invalidenversicherung um !SH Prozent höher fei al« der

Wert der Veiträge, während bei der Angestelltenvelsicherung
der Wert der Verftcherungsleistungen um ?«.g Prozent
größer fei als der Wert der geleisteten «eiteSge. Diese Rech-
n«ng in nicht nür falsch, weil das Reichsarbeitsministerium
dieses Resultat nnrdadurck erzielt hat, indem es dei der

Invalidenversicherung Kle Relchszufchüsie, di« den Alters-,

Invaliden- und HinterbliebenenrentnerH gewährt werdeu.
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wegläßt. Dle Rechnung ist aber auch aus dem Erunde

geradezu albern, weil das Reichsarbeitsministertum von

vornherein die Versicherungsbeiträge nur insofern in

Anrechnung bringt, als sie nicht für Verwaltungs¬
kosten ausgegeben werben. Demzufolge würde eine Versiche¬
rung prozentual um so vorteilhafter für die

Versicherten sein, fe höher die Verwaltungs¬
kosten sind. Machen wir uns das an einem drastischen

Beispiel klar. Jemand zahlt in eine Versicherung ^k.

Beitrage, von denen 100 Mk. als Verm^ltungskosten au.-

gegeben werden, so daß 1l)00 Mk. verbleiben' er bekommt

dafür llXX) Mk. Versicherungssumme, also ist nach den Be¬

rechnungen des Reichsarbeitsministeriums der Wert der

ik'crsicherungslcistnngen gleich l^j ^ro^ent dec Beiträge.
Ein anderer zahlt ebenen-- 1'"A> Mk iträ.ie e'n. und

zu-ar bei einer faulen l'>'ells^osl i'^^n ^s. ^ crwaünn»

kosten braucht.' es bleiben 5><>i> l!)lk. Dieser ^'eri'icherte
k^mmt ebenfalls 1^s>) Äck. Versicherungssumme an U)lt.

so
'

aß nach den Berechnu'rgen des ^ei^ 'ar ^il' Ministeriums
ber ^ivert der^ Versicherungsleistun^en gl< ^ n Prozent der

Beiträge ist. In der Vrcni.-. n ^ rde diese l^-seüschast ihre

Veitrage bedeutend erhöhen müssen.
Mit solchen Mätzchen wird dcr Reichstag vom Reichs-

arbeitsminifterium unterhalten. In der Hauptsache
?ft die „Denkschrift- auf die Wahlagitation
zugunsten gewisser Vngestelltenverbände
zurechtgeftntzi. die unter allen Umständen an der

Sonderverficherung sür Angestellte festhalten wollen.

Um den Sonderkassenfreunden Zu Hilfe zu kommen, hatte
das Direktorium der Reichsversicherungsanstalt für An-

llnkenninis oder Täuschung?
Das ^Bureau für Sozialpolitik" bat einen Gesetzentwurf v ^

Issentlkcht. dec »ur Ersrarung von Verwaltungskosten eine Be?«

waltungsgemeinschaft zwischen ber Angestellten' und Invaliden-
V,ii^xung herbeiführen will Dariri hei^t es über dei 5lus-

slduft der Verstiberungsanftalten lder dem Berwaltrngsrat dci

der Nrgtstellttnoer>icherung entspreche« wäldcj.

Inter den Mitgliedern des Ausschusses mlis>i

bei weniger als l2 Mitgliedern mindestens je !. d i !^ dli

l« Mitgliedern mindestens je b i ^ > bis 2«^ M l^l.cXr^
' lindcstens je t bei M und mehr Mitgliedern mindeltens je
K Vertrete? der versicherten Ange stellen und

er Arbeitgeber sein, die oon den Vertrauen zniänriern im

Benrk der V^s.cherungsanstalt aemätz l(« Abs. ? des Ange-
s elltenv-rsichernngsgesetzes gewählt werden Die Eatzung ka l

r'"c Ködere Zu..z seltseken .

Nei der ^eschluksassunq über Angclegc?Uc,tcn. bie !<d'^!i<h

die Nngeftelltenverttchcrung detrcsjen. wirken nnr die sür
die Angeftelltenversicherung gewählten Mit-

lieber mit. Bet der Beschlußfassung Kber Angelegen-
Keilen, die lediglich die Invalidenversicherung betrafen, wirken

nur die für die Invalidenversicherung gewählten Mitglieder rm

Hat also der Aufschub einer <^ersich<rungsanstalt ll> Mitglieder,
so würde er demnach von ^ Arbeitern vnd Z Angestellten sor?ie
be? gleichen Zahl von Arbeitgebern zusammengesetzt sein "V'l

der Ausschutz 14 Mitglieder, so würde er aus 4 Arbeitern r.nd

« Angestellten sowie der entsprechenden ZaKl van Arbeitgebern
zusammengesetzt sein Hat der An>schnß ?V Mitglieder, jo wü?<>'

e aus L Arbeitern und < Angestellten sowie der entsprechenden
'
von Arbeitgebern zulamtnengele.it sein Da die Zahl der

versicherten Arbeiter viel größer ist al-. die der Angestellt.,,,
find «ach dem vorstehenden Varscklage die Angestellten tn il? rer

Bertreterzahl o-rhältnism ästig besser berück

stchtigt als die der Arbeiter Ausschlaggebend ist aber die

Bestimmung, daß „bet der ^ichlnßfassuna «der Angelegenheiten,
die lediglich die Nngestelltenversicherung betreffen, nur die fnr
ble Angestellten»-, rstcherung gewählten Mit«
«lieder mitwirken-. Die Ardeitervertreter haben also in

diese« Angelegenheiten überhaupt nicht hineinzureden.
Mit diese«: Vorschlag hat sich FrSulein «. Israel. Geschäfts-

sllhrerin des Berliner Ortsausschusses der «ngestellten«r<icherung.
veschüNigt Cie sagte aus der 7agn«g de' Ortsausschüsse am

«. ll. tS?t nach dem « ^ ihr selbst unterschriebenen Protokoll:
..Im Ausschutz 5nd Bozstand der Landesversicherungsanstalt

lallen die Angestellten und ihre Arbeitgeber Vertreter ent¬

senden, dte et«: ein Sechstel ausmachen, für Abstimmungen
also gänzlich einflußlos sind.-
«lt «un ssriiuletn Israel die ^gestellten wirklich ss dumm,

daß sie den Vorschlag des Bureaus fiir Sozialpolitik uicht be¬

weise«, oder will fte dle Angestellten mit diese, Auslegung

gestellte schon vor Jahresfrist behauptet, diese Anstalt habe
einen Ueberschuß von 18Mi)00«0tt Mk. In Wirklichkeit
aber hat dic Reichsversicherunssanstalt für Angestellte in der

ganzen Zeit ihres Bestehens bis Ende des Jahres 1920 an

Beiträgen. Zinsen rnd sonstig.'n C: nahmen nicht mehr als

1 721 lX)v l)VO Mk. eingenommen, fie hat davon große Aus¬

gaben an Verwaltungsl^sten pcn'.ich:. und sie hat große
Schuldverpflichtungen s .lnwa'tschaft der Versicherten), so
daß die amtliche Gewinn- und Verlustrcchnung der

Reichsversicherungsanstalt für Angestellte zum ^ahrcMlud
Z9?0 einen Fehl b-c trag oon fast II« Millionen Mark

ausweist.

Vom ReZchsarbeitsministerium wird verlangt werden

müssen. dc.h es bei künftigen Sachdarstcllungen sich einer

wirklichen i?biektimtäl befleiß und die von ihm au.-U!-

arbeitenden Denkschriften nic^r nach dem Besicht-punkte

bearbeitet, daß sie bestimmten Lngestelltenverbänden für die

Wablarbeit bei der bevorstehenden ^lnge'telltenversicherun^s-
wahl Material bietet. Die ..S^nnle ^rnris". die ja von

gutbürgerlichen Leuten herausgegeben wird, schreibt unter

dem lt. Dezember zu der ^ereinhekllichung der Angeitellten-
mit de? Invalidenversicherung „In der wi^enschartlichen

Fachwelt sind die Akten i;k'c'r >le ganze An^elegenqeit so gut
wie abgeschlossen, und die Freunde de? völlig isolierten

Sonderversicherung sind hier mil der Laterne zu suchen."

Das Reich-arbeitministerium sollte sich der Erkenntnis der

Wissenschaft auf diesem Kebiete nicht länger verschließen,
fondern im Interesse der Angestellten die notwendigen Vor¬

arbeiten 'ür die Vereinheitlichung treffen.

vero itenrit^)

Das Märchen des O.H.V.
Die vom Seutschnatronalen HandlungsgeKiisenverband in dle

Wett g^ehte Behauptung, es sel ikm zu danken, dan d!e Äu¬

gest e I l t e n v e ? s i ch e 5 l: sf g hohe Renten und sonstige Leistun¬
gen «ew^rt. hat sich a!' falsch erwirken Das Bestreben der

Sonderkasienfr nnde gin^ uderhanW! ni^t dabin, einc inhalt¬

lich gnt-
' sseru-^ für Angestellt zu scbaffcn. ikr Bestreben

richtete sich vielmehr der^uf — koste e? rr^rs es wolle —. eine

bcl^id.-rc ^V""^e7U'<'. s.^ Anq^ellte ohne Riicklicht auf
deren L e t n n n g s s ä b t g k e i l sckakien Das wird setzt
Ziemlich deutlich in einen. Arssatz zugegeben, den f>er? Hans
Vechln in dcr ..Deutschen Handelswacbt'V dcr ^'iuchrist des

lfenoerbvndcs. in ?ir. vom

Tarin beif^t es:

„Al ; da^ Ecietz geschah n wu^de. b^''<n die Angestauten-
ors.^Nii<nie'ien ihr n,,i7nmerk ni'zt auf die <^ e st-
lepuna der Lcisiunger: gelegt, sondern in erster Linie

basör gesinnt, dah ausrelcbende Beiträge fe st gesetzt
wurden Wir wu'^tei d^K N' ' S?cherr.n.^', in die ^erech«

nung en gestellt roaren u^.d begnii : n uns daber mit der

ts>'s<tz-sd'.stimmung. d«K bei UeoerschuNei, die Leistungen zu

erleben scien
'

Da,.nt widerlegt Herr svi^s Pech?n s.Ib?t die von ihm und

s<i,len freunden gemachten Ane.al'en. Die ^baupnmgen von den

..grosien Leli:nng<kl" d<r Z!.!gesteUtenv.rsicheri?na n>agt man nicht
mehr ausrechtme,Kalten. Cine versteckte Luge lst es jed><5. wenn

Herr Be^l!, bei den verl ^rt.-n An^.'st^llten den Vlanb^n er¬

wecken nvll. es seien bei der ?ngestelltenve?gcberung ller,erschLsse
vorhanden, aus denen die niedrigen Leistungen erböht werden

konnten

In der ..Vrondenbu.'gilck.-n Zvacht" d^m <s>aublatt des Deutfch-
n^tim^al^n Handlrn^chilffnverKande^ sur die Provinz Branden-

btlr«. dekni,! tct Herr ^ra.li Ctoh? ausdr ^! ^. !nlc!>e Ilebcllckuisie

l^ien vorl..,iden. rnd ,lvnr inl Betrage oon l', Milliarden Mark.

Franz Stöhr schreibt:

„In Wirklichkeit wäre die Beseitigung der Angestelltenverstche«

rung der — schan'loselte und ungeheuerste Ber-

möqensraud. der jemals dagewesen ist Denn die rund

k Millionen versicherten Angestellten haben nicht in jahrelanger.

aeroiss«nhaftvr Beitragsl?iitung eine und eine hnlbe
Milliarde Mark Spargelder f'lr sich und ihre An¬

gehörigen angesammelt, damit diese Summe unter l5 Millionen

gewerbkjcher Arbeiter verteilt wird, die — troq

vielfach besserer Bezüge - gleiche Opfer sur ihre Alters- und

Htnterdliebenenversorgung nicht bringen sollten"

Eine ähnliche Behauptung war schon früher aufgestellt worden,
tn der es hieß die Reichsversich-rnngsanftalt fiir Angestellte dabe

?nde tS?N einen UeberscknK Von t «M<VM0an Mark gehabt. Tat-

sachlich hat dte Reichsverficherunasanstalt in der ganzen Zeit tbres

Bestehens bis zum ffnde des Zaires tS.>a rund t 7öl «nrf

AN Betträge«, Zinse« und sensti>en Einnahme« gehabt.
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vieler Sun.me find zunächst Berwaltungek^sten und Selber sür

Heilversahren verausgabt worden Außerdem stehen ihr große

^chuldverpsUchtungen <d^e Anwartscdasten der Versicherten) aegen«

Kber. so dast sich nach der amtlichen Gewinn- und Verlustrechnnng

sür Ende t«fl ein Verlust von fast llw Millionen Mark ergibt.

Es s,nd also gar keine Spargelder der Ange-

stellten da. dte an die gewerblichen Arbeiter

verteilt werden könnten. Die gesagten Gelder der

Reich^versnhcrungsanstalt sür Angestellte reichen noch nicht ein¬

mal au?. KM auf d,e Dauer diejenigen Ansprüche der Ver¬

sicherten zu befriedigen, die ste auf Grund der Beitragszahlung
und dem Gesetz entsprechend erworben haben Der Kamrs. den

die Soi'dorkasseufreunde um d,c Aufrechterhaltung des besonderen

Verwalnmgsnpparales der Reichsocrsicherungsanstalt sur. Ange-

stellte führen, bezweckt gar nicht, den Angestellten eine bessere

Versicherung zu schassen, sondern fie «ollen «oH immer — «te jetzt
Herr Hans Vechly für die frühere Zeit zugibt — dafSr sorgen.
^>ak ausreichende Beiträge seftgesedt «erben.

Um vteses Attentat auf den Geldbeutel der Angestellten zu ver¬

schleiern, streuen die Sonderkassenfreunl>e falsche Gerüchte aus,

durch die Vereinheitlichung der «ngestellten- mtt der Invaliden¬
versicherung würden irgendwelche Gelder der Angestellten „an die

gewerblichen Arbeiter verteilt

Um die Cache derjenigen, dte «z solchen verzweifelt« Be¬

hauptungen greisen müssen, muß es ooch sehr schlecht bestellt sein!
Die grofte Masse der Angestellten wird sich indes dadurch nicht
irrefuhren lassen, sondern bet den bevorstehenden Wahlenzu den

Körperschaften der «ngestelltenverstcherung für den AfA-Bund

stimmen, der für die Vereinheitlichung der gesamten Sozialverstchs-
rung ist.

Die Gewerkschaften und der Staat
Bon Richard Seidel- Berlin /Forts, und Schluß)

Richt mit dem 9. November 191«. fondern mit der Auf¬

hebung der Koalitionsverbote ward der erste Sieg der

Revolution der Arbeiterklasse erstritten. Nur so kann

Revolution verstanden werden.

Damit ist die Bahn für die Entstehung der (Gewerkschaften

frei. In ihnen sammelt und gestaltet sich

jetzt eine gesellschaftliche Macht mit eige¬
nem Charakter Sie schöpft ihre Kraft nicht aus

der Tat und dem Willen des einzelnen, sondern im Gegenteil
aus der Unterordnung des einzelnen unter einen Gesamt¬

willen, und ihre Tat ist stets Kollektivtat. Sie lebt inner¬

halb der bürgerlichen (Gesellschaft, bewegt fich auf dem Boden

ihrer (besetze, arbeitet völlig im Rahmen der bürgerlich-kapi¬
talistischen Mrtsc^/rftiordnung — und wird dennoch von der

bürgerlichen Gesellschaft als feindliche Macht empfunden,

gegen die immer wieder die Machtmittel des bürgerlichen

Staates tn Anwendung gebracht wenden. Die Geschichte der

deutschen Gewerkschaften bildet eine lange Kette von Ver¬

folgungen durch die Staatsgewalt.
Diese mögen dumm gewesen sein, wie Woldt annimmt.

Gewiß, die englische Bourgeoisie ist mit der Arbeiter¬

bewegung klüger versahren als das deutsche, vom preußischen

Iunkerleutnant kommandierte Bürgertum Aber diese Unter¬

schiede der Behandlung sind nur Unterschiede des Grades,

nicht der Art. Die Mißgunst ber Bürger und ihrer Staats¬

gewalt gegen die Gewerkschaften erklärt sich auch nicht nur

aus der Furcht vor einer Schmälerung der Profite.

Bürgertum und Staatsgewalt empfinden
die Gewerkschaftsbewegung als Fremd¬

körper im Staate, als eigene und selb¬

ständige Macht mit eigenen Gesetzen und

besonderem Recht, als eine Macht, die bet

freier Entfaltung schließlich stärker zu

werden droht als die Staatsmacht selbst.
Und das ilt richtig. Die Gewerkschaften stnd tn der Tat

eine solche Macht. Alle Koalitionen, die. ausgehend von der

aleichen sozialen Stellung ihrer Mitglieder, allmählich ent¬

standen sinv und gegenwärtig einen großen Teil des öffent¬

lichen Lebens beherrschen, Gewerkschaften wie Unternehmer¬

verbände, sind solche Mächte. Sie sind der lebendige Aus¬

druck der im Volke nebeneinander bestehenden gesellschaft¬
lichen Schichtungen mit unterschiedlichem sozialen Willen.

Die Gewerkschaften aber find das vor allem. Dte T!er-

btndungen der Unternehmer sind entweder als Organisa¬
tionen zur Abwehr der Gewerkschaften, also nicht aus einem

eigenen Willen threr Mitglieder entstanden, ober fie find als

Kartelle oder Trusts Institutionen zur vorteilhaften Aus¬

nutzung der Marktlage innerhalb der kapitalistischen Ord¬

nung und unter dem Schutze und mit Hilfe des Staates. Dte

Gewerkschaften dagegen wollen den Schutz und die Pflege
der Arbeitskraft. ,ie wollen von vornherein dte Bearenzung
der kapitalistischen Freiheit. Schutz und Pflege der Arbeits¬

kraft tst aber nicht allein durch besseren Lohn und Arbeiter-

fchutz zu erreichen.
Der Schutz der Arbeitskraft als Zweck der Gewerkschafts¬

bewegung, des großen Stromes eines einzigen Willens von

Millionen, kann nicht den kleinen Sinn des Schutzes der

Gesundheit und der Förderung des Wohlergehens des ein¬

zelnen Arbeitnehmers haben In diesem großen Ausammen¬

hange kann die Arbeitskraft nur als der wertvolle Besitz
der Gesamtheit gewertet werden. Darum aebührt ihr

der Schutz der Gesamtheit. Schutz der Arbeitskraft in diesem
Sinne ist also rationelle Nutzung und planmäßige Anwen¬

dung dieses kostbaren Gutes, oieser wichtigsten uno empfind-
Ilck'ien aller der Gesellschaft zur Verfügung stehenden
Produktivkräfte »um Vorteil der Gesellschaft.
Schutz t>er Arbeitskraft als Ziel der (ZZewerkschaftsbewegung
ift letzten Endes Gemeinwirtschaft. Aufhebung des Lohn-

fystems. Ende des Kapitalismus. Es ist kein Zufall, kein

Erzeugnis demagogischer Verhetzung, sondern eine llnab-

wendbarkeit. daß die Gewerkschaften an der Seite der sozia¬
listischen Parteien stehen.
Darum werden fie von der bürgerlichen Gesellschaft als

feindliche Macht empfunden, als Staat im Staate. Wie

gesagt, mit Recht. Bei aller Mäßigung der Bewegung zeigte
es sich immer wieder, daß dle Gewerkschaften über den

Rahmen der Gesetzlichkeit des büraerlichen Staates hinaus-

streten müssen. Sie fordern eine besondere Arbetts-

gesetzltchkeit und fie schaffen tn den Tarifverträge»
eigene wesetze von entscheidender Bedeu¬

tung. Sie sträuben fich immer wieder dagegen, daß das

herkömmliche bürgerliche Recht auf fie angewandt wirv. fie

müssen die Erwerbung der Eigenschaft von juristischen Per¬
sonen vermeiden, um nicht dem bürgerlichen Recht anheim-
Zufallen. Sle umgeben fich völlta mit einer eigenen, ihrem
besonderen Sein entsprechenden Rechtsatmosphäre und er¬

füllen stch immer mehr mit eigenen ökonomischen und soziale«
Ideen. Diese Absonderung hat dte Gewerkschaftsbewegutta
an der Entwicklung ihrer Eigenart als völlig neue gesell¬
schaftliche Macht nicht nur nicht gehindert, sondern fie hat
eine solche innere Entwicklung zu selbstemdigem geistigen und

aesellschastlichen Sein sogar gesördert. Kurz: die Gewerk¬

schaften haben sich in harte? Arbeit on stch selbst und im

Kampfe mit der bürgerlichen Welt zu autonome»

gesellschaftlichen Körpern emporgearbeitet, die

neben dem Staate und feinen politischen und Rechtet nftitu-
tionen als selbständige, nur ihren eigenen Ge«

setzen gehorchende Macht bestellen.

Das war von jeher des kleinen häßlick»en Pudels Kern, den

wtr als dürftigen Anfang der modernen Gewerkschafts¬
bewegung kennen. Darum hat die bürgerliche Gesellschaft sie.

bekämpft. Sie vermochte fie nicht zu unterdrücken, «ber fie
versagte den Gewerkschaften ihre Anerkennung. Jahr¬
zehntelang existierte die Beweguna nur süreine Institution
des Staates: für die Polizei. Dann folgten einige Kon¬

zessionen an die Idee der Gewerkschaftsbewegung in Gestalt
Von (bewerbe- und Kaufmannsgertchteni und etntgen fozia-

politischen Gesetzen und MaKnahm.'n. Ste waren immer

wieder begleitet oon neuen Drangsalierungen und Knebs-

lungsverfuchen.
Die Novemberrevolution aber bat das Eis gebrochen. Eis

hat eine Reihe von «ierfassungebestimmungen und Gesetze«
veranlaßt, tn denen nun di- Anerkennung dee

Gewerkschaften als autonome gesellschaft¬
lich e Macht durch den Staat ausgesprochen tst.

Das tst der ttefere und wahrhaft revolutionäre Sinn der

Wendung tn der Stellung der Gewerkschaften als gesellschaft-
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sicher Macht, von dei wir ausgegangen find und die auch
Woldt beobachtet, aber nicht scharf genug zeichnet.

Diese Anerkennung der Gewerkschaften durch die Staats¬

gewalt kommt zum Ausdruck darin, dah die von den Gewerk¬

schaften als Privatoerträge geschaffenen Arbeitsvertrags¬
gesetze, die Tarifvertrage, gesetzliche Kraft er¬

langen durch Verbindlichkeitserklörung und Unabdingbarst.
Sie kommt ferner zum Ausdruck durch die Ausstattung von

Organen der Gewerksckzgftcn. als welche mir die B e t r i e b s-

räte erkennen müssen, mit gesetzlichen Befugnissen, und richt

minder durch die Entsendung unmittelbarer Vertreter der

Gewerkschasten in bestimmte Organe der Staatsautorität, in

die Bezirkswirtschaftsräte und den Reichs¬

wirtschaftsrat. Und kein Arbeitsgesetz, keine Besol¬

dungsordnung, kein Schritt in das Reich des neuen Arbeits¬

rechts kann geschehen, ohne daß die Gewerkschaften zuvor

befragt werden.

Die Gewerkschaften beginnen also damit. ?ls geschlossen
organisierte gesellschaftliche Macht ihre eigene, ihrem inneren

Wesen und Daseinszweck entsprechende Gesetzlichkeit zurall -

gemeinen Geltung zu brinqen. Sie treten als an¬

erkannter und gleichberechtigter gesellschaftlicher Machtfaktor

neben die übrigen Machtfaktoren der Organisation der

Gesellschaft, des Staates, neben Regierung Parlament.

Justiz und Verwaltung, und fie wirken mitbestimmend ein

auf die Gestaltung von Gesetz und Recht. Sie müssen sogar
— mtt der Zeit — bei elledem weit stärker wirken als die

überkommenen Formen gesellschaftlicher Organisation, weil

sie das blutfrische Wollen einer lebendigen gesellschaftlichen
Macht ganz unvermittelt und unmittelbar zur Geltung

bringen. Und wo Regierung, Parlament und Verwaltung
a lein schmählich versagen, da stehen sie unerschütterlich und

werfen die ganze Wucht ihrer organisierten Macht in die

Wagschale, um dem gesellschaftlichen !.>eben Rlluhalt zu geben
und das Chaos abzuwenden, wie es beim Kapp Putsch und

bei ««deren Anlässen geschehen ist. wo die Gewerkschaften mit

ihren Forderungen hervorgetreten sind
Aber alles das find Ansänge. Mit Vorbedacht sagten

»ir oben, daß dte Gewerkschaften ihre letzten und stärksten

Wirkungen erst mit der Zeit erlangen werden. Die

Widerstände gegen die Entfaltung solcher Macht der Gewerk¬

schaften sind keineswegs überwunden. Sie sind in jüngster
Zeit sogar wieder sehr erstarkt.

Die deutschen Gewerkschaften sind es aber gewöhnt. llH
gegen härtesten Widerstand durchzusetzen. Sie werden sich

auch in diesem Jolle nich. schrecken lassen. Sie werden nicht
ruhen, die Anfänge zur Vollendung zu führen, und es givt
auch kein Zurück, sondern immer nur ein Vorwärts auf dem

betretenen Wege. Die Gewerkschaften werden darum kämpfen
müsien. dah weitere Aeußerungen ihres eigenen
Willens, immer größere Bestardteile ihrer eigenen

Gesetzlichkeit zu anerkannten Maximen dcs

organisierte.! gesellschastlichen Lebens, zu

Staatsgesehen erlügen norden. Dabei fällt auf sie

natürlich ein höheres Maß von Verantwortlichkeit,
wie Wolot immer wieder mit Eifer betont. Aber mit

dieser Erkenntnis a l l e i n ist es nicht getan Ja. der starre

Blick, nur aus die gesteigerte Verantwortlichreit gerichtet,

kann sogar in die Irre führen, wenn das Auge dadurch bsind

gemacht wird für die R otwendigkeit des Kampfes

>egen alle anderen gesellschaftlichen M 'chte. die sich den

werlschasten aus ihrem Zoege entgegenstellen.

Führende und Mallen müssen diesen Weg deutlich erkennen.

Es ist der Weg zur vollen Autonomie der in den

Gewerkschaften organisierten gesellschaftlichen Möcht, der Auf¬

stieg der Gewerkschaften zum mitbestimmenden Teil

des Staates und der Staatsmacht. Darin liegt

der Schlüssel zur gegenwärtig angebahnten Umgruppierung
der gesellschaftlichen Mächte überhaupt, die schließlich und

endlich zum Eozialismus führt. D<rrin liegt der Maßstab

zur Bewertung jeder einzelnen gesetzlichen Maß¬

nahme, insbesondere aller Gesetze, die das neue soziale und

Arbeitsrecht, die neue, in der Richtung auf die Gemein-

wirtlcnaft sich entwickelnde Wirtschaftspolitik betreffen. Als

Fortschritt können solche Gesetze nur dann gelten, wenn sie
die Organisationen der Arbeiterklasse aus ihrem Wege zu!

entscheidenden Höhe fördern können.

Gin Entwurf
für die gesetzliche Regelung der Arbeitszeit der Angestellten

Von ^ritz Psirrmann. Berlin.

Trotzdem die Reichsverfassung bereits seit l '^ Iahren. in

Artikel 157. verspricht, daß das Reich ein einheitliches Ar¬

beitsrecht schasst, trottet der Amtsschimmel unbeirrt in dem

alten Gang weiter. Man sollte annehmen, daß auch für das

Reichsarbeitsministerium, wie überhaupt für den Gesetzgeber
eine Vereinheitlichung der zusammengehörigen Rechtsbe-

stlmmungen, und damit die möglichste Zusammenfassung der

Verwirrenden und kaum noch zu überblickenden Fülle der

heuligen zersplitterten arbeitsrechtlicl>en Gesetzgebung er¬

wünscht sein müßte. Die Macht der Gewohnheit und — un-

eingestandenermaßen — auch die alten politischen ttoderungs-
versuche, lassen es aber nicht d^hin kommen, daß selbst inner-

lich so zusammengehörende Ncchtsgebiete. wie das der so¬

cialen Versicherung oder der gesetzlichen Begrenzung der Ar¬

beitszeit für dic verschiedenen Arbeitnehmerj^ruppen ein¬

heitlich behandelt werden. Nachdem das ^ieichsarbeits-

ministerium in Rr. 22 des Reichsarbeitsblattes vom

Ll. August li^l.den Entwurf eines Gesetzes über hie Ar¬

beitszeit gewerblicher Arbeiter veröffentlicht hatte, über¬

sendet es nun den beteiligten Organisationen einen offenbar
in aller Eile zusummenpestoopelten Referentenenlwurf eines

Gesetzes über die Arbeitszeit der Angestellten. Inzwischen
hatte der Entwurf dee Gesetzes llber die Arbeitszeit gewerb¬
licher Arbeiter vielfach scharfe Krttik hervorgerufen. Auch
der vorläufige Reichswirtstt>aftsrat hatte sich mit dem Ar-

deittteitgeletz beschäftigt und den Wunsch geäußert, daß die

Regelung oer Arbeitszeit der Angestellten und der Arbeiter

in einem gemeinsamen Gesetz vereinigt werden sollte. Trotz¬
dem das Arbettsministerium nun gegen diese Wünsche nichts
irgendwie Stichhaltiges vorzubringen weih, hat es nicht
etwa den Weg gewählt, seinen ursprünglichen Arbettszeit-
gesetzentwurs aus die Angestellten auszudehnen, sondern den

alten Entwurf zwar abgeändert, aber daneben ein voll¬

ständig selbständiges Ges.q für die Regelung der Arbeits-

zettverhäilinsse der Angestellten ausgearbeitet, obwohl hr
den 2.^ Iahren seit dci .rlimaligen Regelung der Arbeits¬

zeit der Angestellten in der Verordnung vom Ma?-z IM9

Theorie nnd Prar:s längst die Sinnlosigkeit einer sür Ar¬

beiter und Angestelire getrennten Vedandlung dieses Gegen¬
tandes dargeton habcn. Von diesem Gesetzentwurf muß ge-

ggt werden, daß er mit großer Treue die Bestimmungen, die

der Entwurf des Gesetzes für die Regelung der Arbeitszeit

der gewerblichen Arbeiter vorsah, insoweit übernommen

hat. als diese zu u n g n n st e n der Arbeitnehme? Aus¬

nahmen und Durchlöä erungen des Grundsatzes dds Acht¬

stundentages vorsehen, und oaß man nur da besondere Rege¬

lungen sür die Angisteli.en schuf, wo man weitere Lücken

vorsehen zu sollen glaubte. Man merkt es dem Gesetzentwurf
überall an. wie sehr er in letzter Stunde — erst infolge des

Anstoßes des vorläufigen Reichswirtschafts^ates — zu¬

sammengestöppelt ist Er wurde Anfang Dezember den

Spitzenorganisationen übersand:. und. ohne daß inzwischen
eine eingehende Stellungnahme und Behandlung der Frage
möglich war. in einer zum !>. Dezember anberaumten Be¬

sprechung im Reichsarbeitsministerium den Organisationen
der Arbeitnehmer und Arbeitgeber zur Behandlung vor¬

gelegt. ,

Wenn dai Arbeitsministerium trotz aller vorhergegangenen
Kritik, an einer Sonderbehandlung der Angestellten auch in

der Arbeitszeitsrage festhalten zu können glaubte, so tragen

allerdings, «ie einmal osfen ausgesprochen werden muß. oie

Angestelltenorganisationen hieran mit Schuld. Obwohl be¬

züglich der Vereinheitlichung der Regelung der Arbeitszeit
zwischen dem AfA-Bund und dem G. d. A. und Sedag keine
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grundsätzliche '.e^.'n.^ei: besteht, da auch de?

G. d. A. und der Gedog für etne einheitliche Regeluno ein¬

treten, muh den beiden Harmonieorganisationen doch der

Borwurf gemacht werden, daß fie nicht das notwendige
Interesse bekundet haben um der den Angestellten durch die

Sonderbehandlung drohenden Gefahr zu begegnen. Dieses

mangelnde Interesse in einer für die gesamte Angestellten-
schast so wichtigen Frage kam denn auch in der Besprechung
vom 9. Dezember zum Ausdruck, ^l^ihrend die Arbeitgeber-

organnanonen an ihrer prominentesten und sachkundigsten
Tiertreter entsanot hatten, war der G. d. A. nur durch einen

Beamten, der nach kurzer Zeit wieder verschwand, vertreten,
wäln.nd es der Gcdag n cht einmal sür nötig befunden hat.

fich cn der ganzen ^Vsprechung überhaupt zu beieiligen.
> Vielleicht wollte man aber auch zum Ausdruck bringen, bah
die Vertreter des AfA Bundes völlig genügten, um die

Interessen der Gesamtheit der Angestellten gegenüber dem

Reictj.vlrdeitsmintsterium und den Vertretungen der Arbeit¬

geber wahrzunehmen.)
Der Gesetzentwurf gliedert sich, in Anpassung an den in¬

zwischen etwas abgeänderten Entwurf eines Gesetzes über

die Arbeitszeit der gewerblichen Arbeiter, in 7 Abschnitte.

Abschn.n l behandelt den Geltungsbereich. Danach

sollen Angestellte im Sinne dieses <^e!eties Personen sein, die

aui <^rund eines Bertragsverhältnisses für Zwecke des Be¬

triebes: ^

t. mit kaufmännischen Arbeiten beschäftigt wcrden (Hand¬
lungsgehilfen)-

?. mit technischen Arbeiten höherer Art beschäftigt werden,
iedoch mit Ausnahme der Werkmeister und Techniker,
soweit sie unter das Gesetz über die Arbeitszeit gewerb¬
licher Arbeiter fallen:

I. mit schriftlichen, rechnerischen oder ahnlichen Arbeiten

beschäftigt werden tBureauangestellte). einschließlich
der Personen, die für Bureaus niedere oder mechanische
Dienste leisten:

4. sich als Lehrlinge in einer geregelten Ausbildung zu

einer der genannten Beschäftigungen befinden.

Mit dieser Aufzählung schlägt das Arbeitsministerium neue,

aber freilich gegenüber der bisherigen Eesetzgebungspraxis
keineswegs bessere Wege ein. Ohne daß nämlich in irgend¬
einer anderen Bestimmung des Gesetzes darauf Bezug ge¬
nommen würde, wird nebenbei in einer ..Begründung" zu
diesem S 1 erwähnt, welche Angestellten nicht unter das

Gesetz fallen follen, so das Orchester- und Bühnenpersonal,
höhere Angestellte in Büchereien. Museen. Sammlungen.
Bcrbandssekretäre. Syndici, angestellte Aerzie, Privat,
sekretäre. Rechtsanwaltsgehilfen. Zeitungsschriftleiter, Pri¬
vatlehrer. Erzieher und höhere Hausangestellte. Aber selbst
die Aufzählung derjenigen Angestelltengruppen, die neben

diesen Ausnahmen nun doch unter das Gesetz fallen follen.
stellt sogar gegen ider de? bisherigen Regelung eine Ver¬

schlechterung dar, so ift dte scheinba? ha?mlose Sasjung des

Punktes l Zehr bedenklich, da Handlungsgehilsen nach A 59

HGB. nur solche Angestellte sind, die ..in einem Handels¬
gewerbe zur Leistung kaufmännische? Dienste gegen Entgelt
angestellt si?-.d". Wer also zur Leistung kaufmännischer Dienste
in einem anderen als in einem Handelegemerbe angestellt
ist. kann nicht als Handlungsgehilfe bezeichnet werden, eben¬

sowenig derjenige Angestellte eines kaufmännischen Unter¬

nehmens, d^r andere als kaufmännische Dienste leistet, z.B.
ein Reklamezeichner. K ll der Verordnung vom 1«. März
!9!9 spricht ja auch nur von

„.
. . insbesondere Hand-

lunasgtdilsen", ließ also ausdrücklich die Ausdehnung aus
kaufmännische Angestellte in anderem Gewerbe zu. Auch der

Punkt 2 ist außerordentlich bedenklich. Es ist bereits in der

Ztritik des Gesetzentwurfs für die gewerblichen Arbeiter

daraus hingewiesen worden, wie unklar die Begriffe ..Werk¬
meister" und „Techniker" sind, die das Reichsarbeitsministe-

rium von denjenigen Angestellten, d.e ..technische Arbeiten

höherer Art" leisten, abtrennen will. Insbesondere die

Werkmeister waren in der Besprechung am 9. Dezember
i5>egenstand einer außerordentlich eingehenden, zugespitzten
Tebatte. bei der d.e Arbeitgeber versuchten, für die Wert-

Master eine über die Arbeitszeit der gewerblichen Ar-

beiter hinausgehende Arbeitszeit als notwendig
erweisen, und zwar bezeichnenderweise gerade indem ne

deh-Zuotete«. daß der Begriff Werkmeister „seit Iahrhun-
deeten" eine« ganz fest umitssenen Begriff darstelle. Dem¬

gegenüber konnten die Vertreter des AfA-Bundes daraus Hin¬
welsen, daß gerade für die Werkmeister und Techniker von

einer irgendwie fest umrissenen Begriffsbestimmung, die ste
von denjenigen Angestellten, die techni che Arbeiten höherer
Art leisten, unterscheide, nicht gesprochen werden könne und

damit der Auslegungswillkür Tür und Tor geöffnet werden

würde. Auch bezüglich der nicht im Gesetz, sondern lediglich
in der Begründung genannten ausgenommcnen Personen¬

gruppen wurde der Standpunkt de-M Reichsarbeitsministe-
riums als unhaltbar dargelegt, und an Hand solcher Versuche
die Notwendigkeit einer Vereinheitlichung oer gesetzlichen
Regelung der Arbeitszeit für Angestellte und Arbeiter immer

wieder dargctan Es ist bezeichnend hierbei, daß nicht etwa

die Arbeitgeber unseren Forderungen nach einheitlicher

Regelung den stärksten Widerstand entgegensetzten, vielmehr
erklärten, daß sie sich mit dcr Frage: gemeinsame Sonder¬

regelung fü: Arbeiter und Angestellte bisher recht wenig
besaht hätten, sondern daß sie sich nur auf das Reichs¬
arbeitsministerium beriesen. das aus angeblich technischen
^runden eine Sonderregelung verlange und doch hierfür a«

sachverständigsten sei. —

K 2 gibt eine Begriffsbestimmung von „Kindern Per¬
sonen unter ll Jahren und ..jugendlichen Angestellten" (vom
14.—l». Lebensjahre"). Hierbei traten die Arbeitgeber für
eine Herabsetzung der Altersgrenze für Jugendliche auf das

ili. Lebensjahr, die SKrtreter des AfA-Bundes fllr eine Er¬

höhung des Schutze« der Kinder durch eine Heraufsetzung der

Altersgrenze ein.

Neben den in der Begründung zu A 1 erw^nten Aus¬

nahmebestimmungen bringt nun g 5 roeliere Ausnahmen.
So soll das (5esetz 1. keine Anwendung finden auf die Vor¬

standsmitglieder und gesetzlichen Vertreter von juristischen
Personen und von Personengesamtheiten des öffentlichen und

privaten Rechts, ferner auf die Betriebsführer und Betriebs¬

leiter, soweit ste zur selbständigen Einstellung und Entlassung
der übrigen im Betriebe oder in der Betriebsabteilung be¬

schäftigten Arbeitnehmer berechtigt stnd oder soweit ihnen
Prokura oder Generalvollmacht erteilt ijit. Selbst diese Ve-

stimmungen gingen ben Arbeitgebern teilweise nicht weit

genug, da sie auch diejenigen Angestellten ausgenommen

wissen wollten, die zwa^ zur Einstellung und Entlassung der

übrigen Arbeiter, nichr aber der übrigen Angestellten, besugt
sind. Damit würde selbstverständlich auch eine sehr groüe
Anzahl technischer Angestellter aus dem Rabmen des Gesetze
herausfallen. Das TollKe ift aber di,e Ausnahmebcn
muna 2, wonach das Gesetz keine Anwendung findet!

.

sonstige Angestellte mit höherer geistiger Tätigkeit, so'
aus Angestellte, deren Iahresarboitsveriienft :k)l>v0

übersteigt". Es dürste nach dieser Bestimmung schwer se:
festzustellen, welche Angestellten überhaupt noch unter da^

Gesetz fallen, also keine höhere geistige Tc t?gkeit zu entfalt.>n
haben, wozu noch die geradezu lächerlich niedrige Gehalt -

grenze kommt, die angesichts der Geldentwertung ohnehin
die ganzen Bestimmungen sinnlos machen würde. Selbst das

Arbeitsministerium gestand zu. daß die Gehaltsgrenze über-

holt sei. und daß man vergeblich nach einer besseren Defini¬
tion für die „höheren" Angestellten gesucht habe. Dem¬

gegenüber wurde daraus hingewiesen, oaß der Gesetzgeber
selbst inzwischen — im g l2 des Betriebsrategesetzes — eine

Fassung geschaffen hat. die auch die Ausnahmen aus dem

Gesetz in brauchbarer Form andeutet.

In welchem Umfange man ferner die bestehende Zersplitte¬
rung des Asbeitsrechts fortzuführen gedenkt, beweisen die

weiteren Ausnahmen des g S. So sollen 'Personen, die über¬

wiegend mit häuslichen Diensten beschäftigt sind, aus¬

genommen fein, weil dte Regelung für sie tm Hausarbeits-
gesetz zu erfolgen hat. Ferner alle in Vorleben der Land-

und Forstwirtschaft einschließlich ihrer Nebenbetriebe Beschäf¬

tigten, womit also das ganze technische und kaufmännische
^iersonal der landwirtschaftlichen Brennereien. Zucker-,

Kartoffelflocken-. Stärke-usw.-Fabriken. der Sägewerke.
Mühlen N. dergl. völlig schutzlos gemach! wird bzw. untee

die Regelung der Landarbeiterordnung fallen soll, die in

ihrem ganzen Ausbau auf die «Zerdältnisse der eigentlichen
Landarbeit und nicht auf die oer landwirtschaftlichen
Industriebetriebe eingestellt tst. Ebenso Vertröstet man die

Gehilfen und Lehrlinge tn Apotheken auf das scha« feit
K0 Iahren ln Arbeit befindliche nnd bis heGte noch nicht

fertiggestellte «pothekengefetz. so daß diese Angestellt«! noch
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dem Fortfall der Echutzbestimmungen oes F 8 der Verordnung
vom 18. März IV19 und dee Verordnung vom K. Feb»ar
1919 Kber die Sonntagsruhe Kn Handelsgeroerbe »nd den

Apotheken wieder Vollständig schutzlos bzw. aus die ganz

allgemeinen Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches
und des preußischen Allgemeinen Landre<ytes angewiesen
blieben, angeblich aus dringendes Verlangen des Reichs-

Ministers des Innern. Dieselben Ressorteinwände sollen die

Herausnahme ^amtlicher in der Verwaltung der Eisenbahnen,
der Kleinbahnen, der Straßenbahnen, der SLasserstraßen oder

andere? dem allgemeinen VerleKr dienender Verkehrs-

anstalte.r, ebenso die bei der Post- und Eisenbahnverwaltung
beschäftigten Angestellten rechtfertigen, weil hier das Re c!. ^

Verkehrsministerium Einspruch flehen die Regelung durch das

Reichsarbeitsministerium erhoben habe. Sogar die vom

Arbeitsmini'terium ursprünglich vorgesehene Einschränkung
auf die eigentlichen Verkehrsbetriebe wurde zugunsten diescr

ganz allgemeinen Fassung gestrichen. Auch die HKrsonen in

Betrieben, in denen lediglich Familienangehörige des

Betrieösinhabers beschäftigt werden, sollen völlig schutzlos

gemacht werden Schließlich sollen noch die in der See- und

Binnenschiffahrt beschäftigten Personen, hier allerdings m:t

Ausnahme der beim Be- und Entladen der Schiffe in den

Häfen tätigen, eine Ausnahme bilden.

Nun ist es klar, daß bestimmte Betriebsarten auch Aus¬

nahmen sür einzelne Angestelltcnl.Uegoricn erforderlich

machen können. Solche Ausnahmen können nbcr sehr wohl

innerhalb eines einheitlichen Gesetzes vorgesehen werden und

rechtfertigen auf keinen Fall die Erhaltung dcr k,en!e be¬

stehenden Zersplitterung. Den Arbeitgeberr.erZr^ern war

freilich auch der Kreis der Ausnahmen vielfach noch nicht

genügend groß, während die Vertreter des AfA-Bundes die

mit der Ausnahmeliste des K 3 und d-*r „Begründung" zu

K 1 beabsichtigte Cchutzlosmachung Dansender von Angestell¬
ten als völlig unannehmbar charakterisierten.

Der Abschnitt N regelt die Arbeitszeit im allgemeinen.
Nach K 4 darf die werktägliche Arbeitszeit die Dauer oon

8 Stunden, die Wochenarbeitszeit 48 Stunden nicht über¬

steigen. Dagegen wird der Versuch gemacht, für Schichtarbeit
ne Verlängerung über 8 Stunden täglich und in einzelneil

Wocken über 48 Stunden wöchentlich herbeizuführen, wenn

im Durchschnitt von höchstens it Wochen 8 Stunden täglich
und 48 Stunden wöchentlich nicht überschritten werden.

Beginn und Ende der regelmäßigen Arbeitszeit und der

Hausen sind vom Arbeitgeber unter Mitwirkung der

Betriebsvertretung, wo eine solche nicht besteht, der An¬

gestellten festzusetzen und durch einen Aushana bekannt zu

machen. Für jugendliche «nd weibliche Angestellte müssen
die besonderen Bestimmungen besonders bekanntgemacht
werden, g K soll dem Mißbrauch begegnen, daß Angestellte
nach ihrer Arbeitszeit noch eine andere Beschäftigung über¬

nehmen und damit für sich den Achtstundentag überschreiten.

lleberrumpelung der Arbeiter

und Angestellten
Zum Rotpesetz über eine Arbeitslosenversicherung hat der AfA-

kwrstanb Mit nachstehender Entschließung 5:.llung genommen.

ie Reichsregierung beabsichtigt, zu ^lns^rng des Jahres
Z!k22 ein Notgesetz in Kraft treten zu lassen, wonach An¬

gestellte und Arbeiter sowie deren Ardeitgeber sechs Monnte

bindurch Beiträge zur Kapitalansammlung sür eine spätere
Arbeitslosenversicherung entrichten müssen, ohne daß in

diesem Notgesetz von irgendwelchen Gegenleistungen
die Rede ist. Der Vorstand des As«-Bundes erblickt in

diesem Vorgehen einen tteberrumpelungsversuch und gleich¬
zeitig eine Verletzung der Relchyoerfassung. in deren Ar-

i.?el ll« die Unterhaltungspflicht des Reiches gegenüber
den Erwerbslosen ausdrücklich anerkannt wird. Dec AfA-
»iorstand fordert die Ardeitnehmerschaft zum entschiedenen
Protest und die Arbeitnehmervertreter im Reichswirtschasts-
Tat und Reichstag zur rücksichtslosen Bekämpjung dieses
Vlanes, zur Ablehnung des Notgesetzes auf.

Zur Begründung.
Die Erfahrungen aus der Angestellten- und Invalidenver-

Vchcrung sprechen gegendie Errichtung neuer Vcrsichcrnngs-

Die Fassuag ljl allerdings sehr vieldeutig, da nur davon

gesprochen wird, da sie „tn ihrem oder einem verwandten

Beruf ständige Beschäftigung nickt erhalten follen. soweit

dadurch der Achtstundentag überschritten wird, da der Be-

griff des ..verwandten Berufs" und der „ständigen" Beschäf-

tigung selbstverständlich alles andere als eine Handhabe zum

Einschreiten bietet. Auch die Brbe't auf eigene Rechnung
im Betriebe des Arbeitgebers nach der achtstündigen Arbeits¬

zeit ist verboten. H 6 verbietet die Uebertragung von Heim¬

arbeit, falls dadurch der Achtstundentag überstiegen würde.

Abschnitt III. besondere Cchutzbestimmungen. schreibt im

A 7 vor. daß Kinder mit den in ! aufgeführten Arbeiten

nicht beschäftigt werden dürfen, wobci allerdings auf die

späte? noch zu erwähnenden Ausnahmen schon jetzt hin¬

gewiesen wcrden muß. Zugelassen soll bleiben die Beschäf¬

tigung oon Kindern in Fachschulen, die von der höhercn

Verwaltungsbehörde genehmigt und überwacht werden,

womit so auch der Mißbrauch, der oic^ach in prinaten Fach¬

schulen noch be:rieben wird, aufrechterhalten bliebe, ß 3

begrenzt die Arbeitsstunden der Jugendlichen und der weib¬

lichen Angestellten, indem sie nicht vor 6. in mebrschich:! -cn

Betrieben vo? 5 !lbr früh beginnen und nicht über 5 resp,

lsl Uhr abends dauern soll. Jugendliche über li', ^ahre

sollen nicht vor 5 Ilhr morgens und nicht nc?ch III UKr abends

beschäftigt werden dürfen. Die Rubc^it so!l sur 7.
lichc und Weibliche mindestens l2 Slm 5en. für die ii!'rlgi.n

Ai>>'s:ei:!en mindestens ll Stunden betrugen :>iur in

diesem Pu lkt geht der Entwurf übcr den des tische zur

Regelung der Arbeitte:! der gewerblichen Arbiter hinaus,

rvas m;tzirl!ch den verstand der Arbeitgeberrvertrerer aus¬

löste, iz it reZelt die Pausen, die fiir jugendliche Angestelite
unter ltt ^ubren bei mehr als 4 Stunden Beschäftigung eine

halbe, bci mehr als 6 Stunden Beschäftigung eine ;usanr:nen-

Kängende oder zweinm! jc eine halbe Stunde bclras.e-i sollen,

^'ci Angestellten, die das llV Lebensjahr vollendet haben, ist

bc: mehr als scä)'slundi.ier Beschäftigung mindestens e ne

zusammenhängende Kalbe Stunde zu gewähren. Angestc!!:cn,
die e.'N Hauswesen zu besorgen haben oder ihre Hauptmahl¬

zeit außerhalb des Betriebes einnehmen, soll aus ihren
Wunsch bei mehr als sechsstündiger Arbeitzeit eine zu¬

sammenhangende Pause von mindestens einer Stunde ge¬

währt werden. Diese Bestimmungen stellen e!^n?al!s eine

wesentliche Verschlechterung gegenüber der bisheriger Ret¬
tung des S 2 der ^erordnun^ vom l^. März l'.'V> dar. Es

muß demgegenüber verlangt werden, daß mindestens die

Bestimmungen dieses Paragraphen erhalten bleiben nnd die

..Kann"- in eine ..Muß"-Bestimmung umzuwandeln ift. von

der nur d.irch tarifliche Regelung abgewichen werden dürfte.

Ebenso find die EchluKdcstimmungcn des H l! zu beanstande.?,

die den Gewcrbeaufsichtsbcamten oder Bergausslchtsbeamten
das Recht verleihen wollen, nach ..Anhörung" dcr Betriebs-,

Vertretung eine anderweitige Regelung der Ruhezeit und

dcr Tauscn widerruflich zu gestatu.r.

zweige. Durch die Geldentwertung find die Milliarden¬

beträge ber sozialen Versicherung bis auf einen geringen

Bruchteil wertlos geworden. Angesichts der Unübersichtlich¬

keit der wirtschaftlichen EntwicklunK muh damit gerechnet

werden, daß auch weiterhin angesammelte Kapitalien

automatisch ihren Wert verlieren.

Sodann eignet sich das Arbcitslosenproblem in keiner AlKise

sür eine versicherungstechnische Behandlung. Jede Berech¬

nung des Risikos ist. zumal heute, vollständig ausgeschlossen.

Eine Beschränkung auf die besonders gesäbrb ten Vernfs-

und Industriezweige bedeutet für deren Angehörige die Auf¬

bürdung unerträglicher Lasten und ein Unrecht, da Artn '
-

losigkeit als Massenerscheinung ein Ergebnis der kapital sti-

schen Wirtschaftsordnung ist. Der Erwerbslose muß seinen

Anspruch gegenüber der Gesellschaft erheben und kann sich

um dieses Grundrecht nicht durch versichcrungstechnische Fall¬

stricke, wie Anwartschaften und Bezugsdauer. bringen la^en.

Der Plan des Arbeitsministeriums, dcr die wirtschaftlich

leistungsfähigsten Berufszwcige. d!e Land- und Forstwirt¬

schaft, von den Leisiungen befreien will und die Beitra^s-

laften zu einem Dritteil den Arbeitnehmern aufbürdet, wider¬

sprich! dem Grundsatz sozialer Gerechtigkeit und billiger Ber-
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teilung de? Losten nach dcr Tragfähigkeit, ohne den Arb-its-

losen auch nur den notdürftigsten Ünlcrlwlt zu gewährleisten.
Es muk deshalb verlangt werden, daß an Stelle einer

Arbeitslo'enversicherung der sofortige Ausbau der Erwerbs-

losenfürsorge mit Selbstverwaltung der Arbeitnehmer und

der produktiven Errverbslosensürsorge schnellstens herbei-

geführt wlrd.

Zur den Frieden!
Protest gegen dic Maßnahmen der Mlitarfonirossfommission

Der Ausschuß des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaft -

dundes na'im in seiner Sitzung vom 17. Dezember folgende

Entschließung un!

..Der Ausschuß de.. Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts¬
bundes stellt fest, daß die Interalliierte Militärkoiitroll-

kommission in jüngster Zeit erileut Forderungen gestellt hat.
die angeblich die Anfertigung oon Kriegs¬
material in De^l.' iand verwil dern sollen, in Wirklich¬
keit ab'r unberechtigte Eingriffe mir unüberseh¬
baren ssol.^en für da<°. deutsche Wirtschaftsleben und damit

eine schwere Schädigung der deutschen Ar¬

beiter bedeuten. Diese Forderungen beziehen sich auf

weitere mi Gebäuden. Maschinen und Einrich¬
tungen der deutschen Werke und auf das Verbot,

schnell?uiVnNe Dieselmotoren zu bauen.

?er Vnnoc uß erhebt gegen das Verlangen der

Interalliierten Mtlitar.'ontrollkommMm schärfsten Wider-
spru ch. Er erklärt, daß die deutschen Gewerkschaften des

:cren ihren ernsten Willen bekundet haben. Kriege in

Zukunft unmöglichzu machen, und daß ste darum

die Hersteüuns von Kriegsmaterial verweigern und ver¬

hindern wollen. Der absolute Friedenswille der

deuten ^xwerk^chasten ist die sicherste Gewähr für die Aus-

reliilerbaltung friedlicher Beziehungen zwischen Deutschland

und seinen Nachbarn, er :l't praktisch aber auch weit wirkungs¬

voller als die r mfasfendsten Mahnahmen der Interalliierten
Milltärkontrollkommission.

Unter Hinweis auf diese ernste Entschlossenheit fordert der

Bunde (in schus:. daß man die deutsche Arbeiterschaft endlich

ihrer friedlichen, auf die Heilung der Kriegsschäden im !^n-
n ^ Ausland abzielenden Beschäftigung ungestört nachgehen

laszt. und daß die alliierten Regierungen bzw. ihre Kontroll¬

organe Handlungen unterlassen, die Kieses hindern, dabei

dem angestrebt ,, Zweck nur sehr unvollkommen gerecht
werden und ?udem die nur kleine Kreise um«

fassende kriegslüsterne Reaktion stärken."

Der „Gegen" des kapitalistischen Wirtschaftssystems
Der Sekretär der Landwirtschaft der Vereinigten Staaten

von Nordamerika. Wallace. veröffentlichte nach einer am

6 November stattgefundenen Untersuchung eine Erklärung,

nach der im kommenden Winter in einigen Landbaugebieten
auf den Farmen und in den kleinen Städten große Mengen
Korn verheizt werden sollen.

Dte Federated Preß schreibt unterm 8. November l.>2l.

daß in den Mühlenbetrieben Sydneys mehrere hundert Ar-

bester arbeitslos sind. Der Hauptgrund hierfür sei darin zu

suchen, daß die Mühlen nicht imstande sind, ihre Vorräte zu

oen angebotenen Preisen abzugeben. In den Mühlen des

Landes lieaen groke Borräte von Mehl und Abfallprodukten,
und bis diese nicht verkauft sind, müssen die Mühlen still

stehen.
Der bekannte Forscher Nansen hat vor einiger Zeit er¬

klärt, daß tn Argentinien Getreide in den Lokomotiven ver¬

teuert würde, und in den Tiereinigten Staaten wird in

diesem Winter ebenfalls Korn verheizt werden.

Derselbe Forscher Nansen gibt ietzt t« einem der Moskauer

Vertretung oes Deutschen RotensKrcuzes zugegangenen Funk¬

spruch ein geradezu furchtbares Bild von der Hungersnot der

russischen Bevölkerung. In der Gegend von Vusuluk. die

9l5 4tt5 Einwobner zählt, haben 5>:i7ttNU Menschen keine

Nahrung mekr. Vom junger umgekommene Männer. Frauen
und Kinder lieaen auf den Straßen bauten von Leichen
liegen auf dcn Hriedhöfcn. und nach Nansens Ansicht wcrden

bis zum Fzühjahr, wenn nicht bald ausreichende Hilfe
kommt, zwei Drittel dcr gesamten Einwohnerschaft dem

Hungertode anheimgefallen sein. In einigen anderen Geben¬
den Rußlands sind diese Zustände noch grauenvoller. T)aß

unter dieser entsetzlichen Rot das aeifti« Leben schon längst

ausgehört hat. ist verständlich. Die bisher dem russische«
Volke zuteil gewordene internationale Hilse hat nur zu eine«

bescheidenen Teil die Not lindern können.

Vergegenwäriigt man sich nun. daß in Argentinien, eins

dcr Hauptgetreidekammern der Welt, das Getreide zu Heiz¬

zwecken verwendet wird, daß Gleiches tn den Vereinigte»
«Staaten und anderen Ländern geschieht, so muß man einen

Widersinn kapitalistischer Wirtschaft feststellen, wie er krasser

wohl nie in Erscheinung getreten ift. Hier gehen Hundert¬

tausende von Menschen zugrunde, dort Getreide in großem
lleberfluß, und das zu einer Zeit, in der man so gern „im

Namen der Menschlichkeit" reder. Man möchte glauben, datz
alle Ohren taub und alle Augen blind geworden find, wenn

man betrachtet, daß dieses Elend in Rußland nunmehr schon

Monate währt, oyne daß die „zivilisierten" Völker sich zu

eine? durchgreifenden Hilfe aufaerofft haben. Wir können

hier das gleiche traurige Schauspiel sich wiederholen sehen,

was wir in den Baumwollfarmen erlebten. Zehrend

Hunderttausende europäischer Arbeiter und deren Kinder in

Lumpen einhergingen und dieselben nicht ein Hemd ihr eigen

nannten, wurden lausende von Ballen Baumwolle vernichtet,

um dadurch höhere Preise für Baumwolle zu erziele^.
^liann wird dieser Wahnsinn seinen höchsten Gipfel er-

reicht haben, wann wirb die Einsicht öer wirklich menschlich

Denkenden soweit durchringen, daß ein für allemal diele

Auswüchse der kap.talüt ichen Prositwirtschaft beseitigt und

an ihre Stelle gesetzt wird die für und tmrch die Gesellschaft

geleitete Bedarjsdeckungs Wirtschaft. Hier ist oer inter-

nationalen Arbeitnehmerjchaft ein großes Feld der Arbeit

gegeben. W. G.

Gesetz über Versicherungspsticht, Versicherungsberechtigung
und Grundlöhne in der Krankenversicherung

lDer Reichstag hat kurz vor den Wechnckchtssell-i, dieses Gesetz beschlossen )

l. Berfichn»«qspflicht.
5-.

R) Der ß l» de, Reich,Versicher>mgsordnung erhält folgenden
Wortlaut

Für den Fall de, Krankheit werden versichert
t. Arbeiter. Gehilfen. Gesellen. Lehrlinge, Dienstboten
k. Betrtebsbeamts. tkSerkmetfter und andere Angestellte tn

ähnlich gehobener Stellung, sämtlich, wenn diese VeschSftt-
«»» ihren Hauptberuf bildet.

>. vandiu«gsgehilfen und -lehrlinge. Gehilfen und Lehrlinge
i» Apotheke»,

4. Bühnen, und OrcheftermitgUeder ohne Rücksicht auf den

ttuilstwert der Leistungen,

K. Lehrer und Erzieher.

g. Hausgewerbetreibende, soweit ihnen nicht ei» jährliches
Einkomme» oo» vierztgtansend Mart sicher ift.

7. dte Schtsfsbesatzuna deutscher Seefahrzeuge. soweit fte

weder unter die gg Kg bis 6! der Seemannsordnung
^Reichs Gesenkt. l«tt S. !7S und !90t S. l«7). uoch untee

die Kß bU bis 5,« d d« Hondelsaesetzbuchs fällt, sowie die

Besatzung oo» FahqeuAe» der Vinntnichtfsahrt,
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Voraussetzung der Versicherung ist siir die im Abs. 1 unter

Nr. 1 bis o und Nr. 7 Bezeichnete mit Ausnahme der Lebr.

linge oller Art. daß fte gegen Entgelt (S t60) beschäftigt «erden,
skr die unter Nr. 2 bis 5 Bezeichneten sowie für Schiffer außer-
dem. dos? nicht ihr regelmäßiger Iahresarbeitsverdienst vierzig-
tausend Mark an Entgelt üoersteigt.
b) Im A 5>77 Abs. 1 und im g ll^t der Reichsversicherungs.

ordnnng wird das Wort „sünfzehntausend" durch das Wort

„vierzigtausend" ersetzt.

Wer in der Zeit seit dem 40. Mal 192« wegen lleberschreitens
der Berdiensigren^e von fünfzehntauj^nd Mark aus seiner Kranken-
kosle oder knappschafllichen Krankenrasse ausgeschieden ist. kann bei

dieser Kasse binnen sechs Wochen nach dem Inkrasttrete» dieses
setjes die Wiederaufnahme als Mitglied gemäss H ^t.'Z der Reichs,

vcrsicherungsordnunq beantragen, fasern er denn Ausscheiden zur

Nieiterversicherung berechtigt war und nicht jetzt nach Z l verstche-
ruugspslichttg ist.
?ie Kasse kann den Berechtigten, wenn er sich zum Beitritt

meldet, ärztlich untersuchen lassen. Eine Erkrankung, die beim
dereintritt bereits besteht, begründet sür diese Krankheit kcincn

Anioruch auf Kassenleistung.
^<!er einer Ersatzkasse angehört und auf tvrund der Vorschrift

des A 1 in einer knapvschaftlichen Krankenkasse Versicherung^,
pilichtig wird, weil sein regelmäkiger Jahresarbeitsverdienst
ii 'Zehntausend Mark übersteigt, kann von der Bersiä^erung ^
pslicht dei der knappschaftlichen Krankenkasse befreit werden, wenn

er es bei ihr binnen sechs Wochen nach dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes beantragt.

« ».

Sind Personen, deren regelmäßiger Iahresarbeitsverdienst
als sünszehntausend Murr, aber nicht mehr als Vierzigtausend
Mark betrögt, vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes trotz Ueber,
schreite« der für ihre Versicherung-Pflicht makgebenden Perdienst,

grenze von ihrer Krankenkasse ober knapvschaft lichen Krankenkasse
weiter wie verfichernngsoflichtig? Mitglieder behandelt worden,
so kann diese Mitgliedschaft nachträglich nicht mebr angesachten
werden. Dies gilt auck für solche stäüe. in denen beim Jnkrast.
treten dieses Gesetzes ein Streitversahren schwebt.

il <

Die Hrifi zur Meldung derjenigen Beschäftigten, welche durch die
Bl'llchrift des I l der Bersicherungspflicbt neu unterstellt weiden,
wird bis zum achten Tage nach dem Inkrafttreten dieses Gesetz
erstreckt, soweit sie nicht nach !N7 der Rcichc.pe^llcherung^ordi'.uü/l
darüber hinausläuft. Die Meldung kann wirksam s^on rer dein

Inkrafttreten dieses Gesetzes geschehen.

II. Vevfi-Herungsberechtignng.

Im g 17N der Ri ichsverstcherungsordnung wird das W ' t : l

tausendsunkhunderl" durch das Wort «vierzigtausend" erseht.

« ».

Sind Personen, die nach ff 5 versicherungsberechtigt sind, vor In.
k,listtreten di se, Gesetze, von einer Kronlenlasse bereits als frei,
willige Mitgliede? ausgenommen »orden. obgleich ikr jährliches
Gesamteinkommen zweituusendsünfhundert Mark überstieg, so gilt
ö 3 entsprechend.

»7.
Der K 313 Abs. t letzter Satz der Reichsoerstcherungsordnung in

der Fufsuna des ß Z Abs. 2 der Verordnung vom 22. November
1U1» lRetch^Gesetzbl. S. INI) fällt weg.

Hinter g 313 wird folgender g ZtZu eingeschaltet.
„Bei Beginn oder während der Dauer der Weiterverftcherung

kann das Mitglied entsprechend leinen Einkommensoerhäünissen
seine Versetzung tn eine niedere Klasse ode< Stuse beantragen.
Der Knsienvorftand kann dte Versetzung des weilerversicherten
tn eine höhere Klasse oder Stufe auch ohne seine Zustimmu.ig
anordnen, wenn dessen Beiträge in erheblichem Mißverhältnis
zu seine« Gesamteinkommen und zu den ibm tm Krankheitsfall
M gewihrenden Kassenletsiungen stehen. Gegen die Ablehnung
des Antra« sder gegen dte Unordnung des «iorjtandes steht dem
Mitglied bNrnen etne« »onat die Beschwerde an das Versiche»
rungsnntt «>: dieses entscheidet endgültig.
Auf VerßcherunUssilUe. die bereits eingetreten sind, bleibt dle

Aenderung der «itgliederklalle oder Lohnstuse ohne Einfluß
-

Nl. Geukdloh».

Im g 180 Abs. 2 der Reichsoersiche,un«ord»»s in der Fassung
der Verordnung Kber «ushebuna de,? Verordnung vom t. April
1«v (Retchs.Gesedbl. S. ««) und »der Hemussetzung des »rund-
lohns u»d Ausdehnung der «erftcherungspflicht in der Kranke»
Versicherung vom «l. Aprtl t«0 lRetchs-Gefetzbl. S. 7«) werden
das «^t „vierundz«nnztg" durch das Wort «vierzig- und das
Wort „dreißig- durch das Wort Achtzig- ersetzt.

S 5

Einer Soüungsonderunq wegen der EihcKung de« ls,7undlobns

nach A 8 bedarf es bis zu einer weiteren yejehii5cn Aenderung ocs

S 1^0 der Reichsoerstcherungsordnung Nicht. Inzwischen hat der

Kassenvorstand die Aenderungen des Grundlohns niuusctzen.
Eines Beschlusses des Kassenausschusses bedarf es nur. wenn die

Höchste "-e des GrundloKns übe? vierzig Mark, bei Kassen aber,
vei deut die Höchstgrenze bishe? lchon vierund^wanzlg Mark über¬

stieg. w.'?.n die Höchstgrenze über sechzig Mark hinausgesetzt werden

soll.
Mitglieder, deren Grundlohn danach die bisher bei dcr Kasse

vorgeschriebene Höchstgrenze übersteigt, haben auf die ihrem neuen

Erund!l>5'l entsprechenden höheren Kasse^eistungen oon dem Taae

des Bor mndsbeschlusses ab auch tn Z>e:^cherungsfallen Anspruch,
die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits eingetreten siiü).

g l«.

Für Beschäftigte, die zur Mitgliedschaft bci einer Orts.. Sand-

oder Innmngskrankenkasse oder bei einer knappsckaftlichen Kranken¬

kasse verpflichtet sind und sür die nach den Vorschriften dieses Ge¬
setzes ein höherer ffrundlobn in Betracht kommt als der bisherige

höchste l5r,i7.dlohn ihrer Kasse, haben die Arbeitgeber oer Ko'ie

vinnen vier Wochen nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die zur

Berechnung der Beiträge erforderlichen Angaben zu machen.

Zuwiderhandlungen werden gleich Zuwiderhandlungen gegen

H 31» der Reichsversicherungsordnung bestraft.

IV. SchlußoorschrZsten.

S >!.

Das Inkrafttreten der Vorschrift über die Versicherung der Hau«,
gewerbtreibenden l? l<>7, Abs. t Nr. tt der Reichsversicherung",

ordnung in de? ffassnng des ^ 1) bleibt bis zur gesetzlichen Neu-

regeknng der Kr^nkenverstcherung der Hausgewerdtreibenden vor¬

behalten. Im übrigen treten die Vorschriften dieses Gesetzes mit
dem 1 Januar in Kraft. Mit dem gleichen Tage treten die

1.55. t. s> der im K 7 bezeichneten Verordnung vom 22. November

191K sowie die 2. K bis «. IN der im 8 3 bezeichneten «er-

vrdnung vom 30. Aprtt 1920 außer Kraft.

^4«5 e/em ^4/4-Su/i«k

der Mclerei- und Käserciangcsteltten

Sektion des Verbandes lanö. nnö ssrsiVittschasilicher Ang-stekttee

Am Moula.i. den 1?. Dezember, fand in Berlin die erste Reichs-
tagimg der Sckiion M^ierci und Käzereiangestellten statt.

Kollere ^ i p i n s k i-Berlin, schilderte das Werden des Ge¬

werbes u^d der Organisation. Dadurch, daß in den Meieret-

betriebe?! das Kost und ^o^iswesen ve^herrschend ist und die

Mehr.zahl der Meiereien und Käsereien Kleinbetriebe sind, wir.)

die Werbetätigkeit pr die Organisatioil und damit die Ver¬

besserung dcs Ardeitsoerhältnisses uf'.g.vne^ erjchmert. Wählend
auf dcr einen Seite die aus Milch hergestellten Produkte, be¬

sonders Brttcr Im Preise wahnsinnig iu die Höhe gehen, ist das

Einkommen der Angestellten Kst stehen geblieben. Im Jahre lölt

betrug der Futterpreis. ab:^j.?^n sim Sckteberpreis. lö^i M. p-^

Zente'. das Monatsgehalt bei sreier Station für einen Ge¬

hilfen 4« M.

1Sl5. war das ZZerhältnis:

W 2^« M Bntterprcis. Mona!sgeh<.lt «Z R.

t9l« S«0 M. zu 7« M.

19l7 4b0 M. zu 12U M.

1gl8 S00 M. zu 12V M.

Im Jahre l9!S wurdcn die erfien Tarife von den gelben Orga¬
nisationen abgeschlossen. In diesem Jahre betrug der Butterpreis
7M M pro Zentner, das Gehalt uach dem ^arisvvNrag sür
Hejseu «0 M.

t9?0 1»0 M. zu «l M. (Tarif für Westfalen)
1921 nach Aufhebung der Zwangswirtschaft

ttOV M. zu 15« M. sT^risvertrag sur Hessen)

Damit ergibt flch. datz die Redensart oon der Verteuerung der

Produkte durch oie Hoden Forderungen der Arbeitnehmer eben

„nur" eine Redensart ist. Auf dle arbeitsrechtlicke Frage ein.

gehend, wies der Redner daraus hin. daß der Beruf des Meierei-

Angestellte« schlechterdings nicht in eine bestimmte Farm zu

pressen ist. dak es unmöglich ist. die Berufskollegen infolge der

Eigenart der «erhöltnisse in Angestellte und gerverbliche Ardeiter

zu teilen. Besonderen A<ert lege« wir auf die Feststellung daß
die Meieret- und KSsereldetrieb« zu den zewerblichen Betrieben



gehören. alle «nter die Gewerbestdnu^g -allen. Untz nickt etwa,

wie dies von bestimmter Seite versucht wirb, zur Landwirtschaft

gehören.
('eider sind »ir infolge >er Tatsche, dah unter Be?uf aus fast

lauter Kleinbetrieben besteht, vom BetrietsrZtegesetz ansäe»

schlössen Es wird deswegen Pflicht unserer Vertreter im Reichs,

«irtjckaftsrat sein, au? eine entsprschlnde Aenderung ber neuen

Schi ^tungssednung hi^ordcitzn. da gerade jetzt die neue

Lchlichiungsorem n^ durchderaten wird.

In den vseschi<de^en 'senden sind r>^>n den gelben Organisa¬

tionen Provinz bzw Landestartse akgelchlos^en. in denen Arbeit,

teilen von lA bis 7Z ,
3!u,:c^n pro Woche ^na^ctzt sind. In

einzelnen liegenden wird ^znz besonders im struhjahr und im

Sommer sc^gor bis ,u : :unden pro Woche und darüber ge.

arbeitet, trotz der gr^en Arbeitst^figlei:.

SchlieKlich wurden sollende Resolutionen ong nommen-

..Die Reichstapkng de? Meierei, und Käserei-Angesicllten macht

die ^ ffentttckkeit und d^e slir die S^rfor^n« mit Milch und

Milchprodukten verantwortlichen Beber^en in letzter Stunde

daraus aufmerksam, dos; durch den Terror der Arbeitgeber dieses

Berufes etne Situation geschaffen ist. die das Schlimmste sur den

Ruckgong der Produktion l^urchlen 1.-5' ?:e Rc: bötagunq er.

wartet daher, don die Zuständigen Ministerien u^>erzu,ilikH zu-

sammen mit dem Verband der lcmd. und sorsrwir5jL?:rIt!l1>en Ln-

oestellten. Sektion der Molkerei, und KäsereifachKulc. o^ einzige
ln 5>ies.m Berufe vorhandene vom Arbeitgeber unaddä-^i^e Inter-

essenrx-r.tretung der Arbeitnehmer. MaKnaKmen der<i:<n und ^ur

Durchsuczrung bringen, dte geeignet sins. eine Katastrophe zu oer.

werden
"

Die Reichstagung billigt die bi«.beri^e >Vil?un^ und Tätigkeit

ihrer «Vertreter in der «eich^rbeitsgemeinsch^it u^O beuultragt

dieselben, mtt aller Energie darauf hinzuertxiten. das« die «e,chs«

orbeit^emcinscha^t endlich einmal die erforderlichen Stritte zur

BehebuiH der allgemeinen Notlage fc>wie der Mihstände im ge.

samten Arbeitso^rhältnis unternimmt.

In seinem Schlußwort wies Kollege Li^inski daraus K!n. das, d.e

ungeheuren Preissteigerungen. Verelendung und Erbitterung.

«n> kx^onders in den 6reilen unserer erbä^mlick- b<^^,^^ z^s.

legen, bervorgerusen haben, so das, zu befürchten ist. dai, die ve?.

zweifelten Kollegen zu unüberlegten Aktionen schreiten. 5iu ein.

Ziger ^treiktag in der beiden Jahreszeit bedeutet dos Zierder^n

von Millionen Liter Milch, dabei können wir infolge des Rück.

Nantes der Milchproduktion jetzt schon keinen einzigen Liter ent.

Kehren. Wer wirb dann der Leidtragende sein, «icht nur der

Arbeitnehmer, und Arbeitgeber dieses wewerbes. sondern und vor

allem die gesamte Bevölkerung und ganz besonders die minder,

bemittelte Wer ist aber der Anstifter? Sofort wird man. sollte

es zu einem Ber;weislung5streik kommen, behaupten, das, die

freien Gewerkschaften tvie sazialistijcklen. kommunistischen,

anarchistischen, wie sie drautzen genannt werden!, es sind. 5em«

gegenüber ist jetzt schon daraus hini.uwe sen. datz gerade iurch den

unglaublichen Terror und )ur4 die Berbobrthe'.t gewisser Arbeit,

geberkreis? unseres Berufet, unsere Organisation noch nicht die

Mehrzahl der Kollegen bat ersassen können und von einer sozialisti.

iAen oder kommunistischen Verbet-un^ nicht die Rede sein kann.

Wenn unsere Kollegen in ihrer Mehrheit gewerkschaftlich geschult

waren, hätten wir auch bessere Arbeitsverhälinisse. Also auf

wessen Konts Nnd die zu erwartenden Verzweiflunasau5brücke

zu setzen? Aus die vorhandenen unglaublichen Austande. A^er

tz,Z die Zustände geschaffen? Die Arbeitgeber. Wer hat durch

Nichteingreiken tn dieses Chaos und durch Berbindnchleits-

erttärunq di'le? von gelben Orounisationen abgeschlosseneu
^lavisvertrirge- dte>e Zustände gefördert? hierauf die Auf¬

merksamkeit der verantwortlichen Stellen sowshi wie der Oeffent*
lichkeit ,u richten, halten mir im Interesse der Allgemeinheit und

nicht nur unserer Berufskollegen, sur unsere Pflicht Wir sur

unser Te-il werden trotz der schrierigsn Verhältnisse kein Opfer

s<5euen. an der Zulammenfassuna und Schulunu der Meieret-

und «^serei.Angestellten zu arbeiten um damit das Arbeitsver.

hältnis zu bessern und aus diesem A^e«e eine Entspannung der

Lage herbeizuführen. Wir wissen, dos, die sreie Gewerkschaft wie

üb rill, so auch in diesem Berute früher oder sväter die Mehrh^t

der Arbeitnehmer um fich sammeln wird. Gelingt es uns nicht,

rechtzeitig dieses Ziel zu erreichen ehe in unserm Beruf etne

Pertode von Arbeitseinstellungen und damit Zlerderben von

gr'Ken Menaen Milch ein r tt. müssen wir jede Verantwortung

ablehnen und sie denen überlassen, die diese Zustände geschaffen
haben bzw. ihnen gleichgültig gegenüberstand«.

Oie Vrbeitslosenfraqe ein internaiiouales Problem
sIGV) Die Rationale Arbeitsgemeinschaft der politlschen und

gewerkschaftliche» Organisationen der englischen Arbeiterschaft hat
eine Resolution veröffentlicht, die der oon ihr einberufenen
«otkonferenz für Arbeitslosigkeit vorgelegt werdeu wirb.

Zn dieser. Resolution wird die auswärtige PoUttk der e-bMchen

Regierung insbesondere tn ihrer „verbcingntsvollen Wirkung aus

den englischen Arbeitsmarkt" einer surfen Kritik unterzogen

und folgende Forderungen erhoben:

1 Es sollen sofort Schritte zur Stabilisierung der Wechselkurse

unternommen werden, n) Durch Be^cittgung alle? künstlichen

politischen Schwierigkeiten, die zur Zeit im internationalen

Handel bestehen, b) Durch die Serbeifiihrung normaler Broduk-

tionsbedingunnen aus dem Kontinent, und zwar durch Schaffung

e 7-.es Kreditsystems oder Begebung einer internationalen Anleihe.

Einvernehmen mit unseren ehemaligen Alliierten sollen

sofort S<) i:te unternommen werden, um alle territorialen und

wirtschaftlichen Klauseln des Vertrages von Versailles, die eine

militärische Besetzung eines groben Teils Zentraleuropas

nötig mschen. zu revidieren.

«. Man soll fich mit den Alliierten sofort dahin verständigen,

datz die Bestimmungen über die Entschadiarngsver-

pfltchtungen revidiert werden. Die Revision soll elnerseits

siir den Wiederaufbau der zerstörten Gebiete in Rorvsrankreich und

Belgien Borsorge treffen und anderseits offen zum Ausdruck

dringen, das, irgendwelche allgemeinen Zahlungen in Iorm ge.

wolliger Menaen von Erportgütern nur der Industrie des Landes

schaden, das diese Zl^ar<n aufzunehmen hat: in Wirklichkeit müssen

e Arbeiter dieses Landes dafür auskommen, da dte Löhne in.

folgede>,e,i sinken und die Arbeitslosigkeit zunimmt. Solche Zahl¬

lungen Zollen deshalb eingestellt werden.

< Es soll ein Abkommen zur Annullierung der wahrend und in.

friste des Kri.^es abgeschlossenen gegenseitigen Schuldverpflich¬

tungen ;wi chen allen Rationen herbeigeführt werden, die way-

cend des Krieges miteinander verbündet waren.

..Die Konferenz erklart zum Scklutz. deß die Berhöllnisse in der

iritislhen Industrie sich nicht bessern kimnen und die britischen

Arbeiter weiterbin von Arbeitslosigkeit und Lohnreduktion be-

drobt bleibn, solange eine solche Kursänderung in der Politik

nicht stattfindet. Sie macht die Regierung, falls fie sich weigern

lollte. diese Aenderung'« durchzuführen, für die tm Lande

herrschende Wirtschaftskrise verantwortlich."

Sinne dieser Resolutionen hat stch der Internationale »e-

werk'chastsbund wiederholt nachdrücklich ausgesprochen. Die Ar«

deitslosigkei, tn dem jetzigen Umfang ist etne unmittelbare ffolge.

der wirtichastlichen und politischen Bestimmungen des Friedens.

Vertrages und der Gesinnung, die in ihm zum Ausdruck kam. datz

der Friede nur eine Iortsetzuna des Krieges mit anderen

Mitteln sei.

Tarifstatistik im 5reiffsai Sachsen

Das «rbeitsministerium in Sachsen hat zwei Gewerkschasts-

srhrer beruscn. die mit der Bearbeitung der Lohn, und ^lrbeits-

bedingungen tn Sachsen betraut worden sind. Gehörte im An-

fang die Schlichtung von Tarisstrettigkeiten zu den Hauptauf.

gaben der in das Ministerium berufenen Gewerkschaftler, um den

Wirtslbaftsfrieden zu erhalten, so ist seit dem 20 «uch eins

Tarifstelle eingerichtet worden, dte alle abgeschlossenen Tarts-

Verträge sammelt und statistisch verwertet. Diele Tarifstelle des

Sacdi«schen «rbeitsministeriums hat erstmalig auf Grund der vor¬

handenen Unterlagen etne Uebersicht zusammengestellt und be¬

arbeitet, die dieser Tage im eigenen Beklag des «rbeitsministe¬

riums unter dem Titel „Lohn- und Arbeitsbedingungen der ge¬

werblichen Arbeiter, der kaufmännischen Angestellten und Be¬

amten, der technischen Angestellten und V-amten im ssreistaat

Sachsen, nach dem Stand der Tarifverträge von Ende Oktober

ZV^I" erschienen ist «ls verantwortlich für dte Bearbeitung

zeichnet Heinrich Brand lsrüher Bezirksleiter des MetaNarbe ter-

Verbandes). Regterungsrat im Sächsischen «rbeitsministerium.

gbK Tartsveretnbarunaen sind gesammelt und in dem Werks in

tabellarischen Uebersichten veröffentlicht. Ste erstrecken sich auf

dte Löhne u. GeHalter, dte Arbeitszeit, den AUordzuschlag. die

Ueberstundenzuschlagsdezahlung. die besondere Vergütung 00«

Sonnig.. Nackt, und ffeiertagsarbett. die Entlohnung der

Wechsclschicht. die Urlaubs, und Zerienregeluna. sowie das «tnt-

gungs. und Schlichtungswesen. Das Tarifgebiet tft genau ange¬

geben und gleichzeiris die Rummern des Tarifvertrages in der

Tarlfsammlung mltunaesübrt Durch Deckblätter, die nach Bedars

erscheinen und zum Selbstkostenpreise abgegeben werden sollen,

wird die Sammlung forlaufend ergänzt. Z>as Werk ist zum Selbst¬

kostenpreise von Kt — «tt. durch das Sächsische «rbeitsministerium

tn Dresden.« zit beziehen.
Wir begrüben die Herausgabe, da das Zverk auch für dte Ange-

stcllenorgantsstionen autzerorbentltch wicht!« iit und hoffen, datz die

übrigen Länder und insbesondere das Reichsarbettsministerium

das Siorgehek von Sachsen n, chohmen und dadurch nach rnd nach

ein lückenloses amtliches Nachschlagewerk sür alle im Deutsche«

Reich bestehenden Tarifverträge geschaffen werden kann.
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l
^Vie Rattenfänger von Hameln".

Die mtt der „Kreditaktion" der deutschen Unternehmer Ursprung«
lich verbunden« Bedingungen der Abschaffung des Achtstündig,
tages. des Mitbeftimnlungsrechtes und der Privatisierung der

Eisendahnen werden nunmehr von der Unternehmerpresse s.

eifria befürwortet und für die Allgemeinheit schmackhaft gemacht.
Es ist bestimmt damit zu rechnen, dah dic w^d^nen Argumente
in die sogenannte parteilose Generalanzeiger Presse übernommen

werden und dah unter Verdrehung sämtlicher Tatsachen auch den

Angestellten die Beweissührung der Unternehmer annehmbar ge-

macht werden soll.

In Nr. 27« der ..Deutschen Bergwerks^eitung" vom 27,. November

Z»2t nimmt Professor Dr. R. Hennig. Düsseldorf, zu der nraae

Stellung. Er konstatiert zuerst, das? .^ie Erhaltung dieser Betriebe

beim Staate in einem demokratischen Verwaitmgslande eine Un«

Möglichkeit ist".

Weiter heiht es:

Ver ift denn an dem Zusammenbruch der Währung
schuld? Anfang November l9lst war die Mark noch rund 7<> 'Ps.

wert, und heute tst sie es weniger als 2 Pf. Ein in Ehren ver¬

lorener Krieg hatte uns nie tn solches Elend gebracht! Es muh
klipp und klar gesagt werden: ohne den 9. November, ohne die

im denkbar ungeeignetsten Augenblick entfesselte Revolution wür¬

den stinanzelend und wahnsinnige Teuerung der Gegenwart uns

ebenso erspart geblieben sein wie dem russischen Volk die grauen¬

hafte Hungerkatastrophe dieses Jahres bet ssortdeuer seiner ein¬

stigen Zarenregierung!"

Der 9. November !9t8 war doch nu- die <5olge des vom Kapita«
lismus und Militarismus henmsleschworenen und verlorenen

Zollkrieges, und Männer, welche an den Ursachen anschuldig
waren, muhten versuchen, die Wirkungen für die ^ qesamtdeü
Ubzultywöchen. aus der Welt zu schaffen waren sie überhaupt nicht.

Professor Dr. Henntg fährt fort.

„Der oberflächliche Betrachte? wird es zunächst kaum be-

greisen, weshalb in einer Zeit, wo die deutsche Industrie
Nlönzende Geschästsergebnisse aufweist, dte staallicben Eisen-

vahn> und Postbetriebe mit Unterbilanz arbeiten. Dennoch ist

cs ohne weiteres verständlich, dak man beide Betriebsamen

nicht mit demselben Maßstab messen darf. Die Mehrzahl der

industriellen Privatbetriede kann in der Preisgestaltung den

Schwankungen der Valuta leicht folgen und somit stets auf ihre
Kosten kommen' die Eisenbahn dagegen, be mag staatlich ^der

privat betrieben werden, ist tn ihrer Tarifpolitik sehr viel

mehr gebunden und muh die Bedürfnisse des allgemeinen'ZVirt-
schaftslcbens notwendig mehr im Auge behalten als ihre

eigenen Bilanzzahlen. Dlese Tatsache spieael: sich ia deutlich
wider in dem Umstand, dak die Eisenbahntarise heute nur

tt—«mal so hoch sind wie im Frieden und auch nach de: voraus«

I' htlichen Verdoppelung der Fahrpreise vom l ssebruer t!>^> an

erst etwa l.'unal so hoch, während alle übrigen Preise, soweit sie
nicht durch künstliche Eingriffe niedrig gehalten werden, wesent¬
lich stärker in die Höhe getrieben sind bnv. demnächst getrieben
sei,, werden. Da also die Erhöhung der Ki.maKmen der Bahnen

künstlich in Grenzen gehalten wird, während die Ausgaben
natürlich etwa ebenso rasch wachsen wie die Preise dei Handels
überhaupt, so ist es nicht verwunderlich, wenn der Eisenbahn¬
etat nicht mehr balanciert, und wir sehen ia. d^n auch wichtige
Privatbahnen in anderen Ländern, die wesentlich valutttstärker
als Deutschland sind, hart zu kämpfen haben und vielfach in den

Wtrdel des allgemeinen Defizits der heutigen Verkehrsbetriebe
hineingezogen werden

"

Röhrend die staatlichen Betriebe auf die Allgemeinheit be-

stimmte Rücksichten nehmen müssen, haben die Unternedmer die

Preise für lebenswichtige Produkte willkürlich in die f>öhe ge¬
trieben, durch Devisenspekulation die Mark entwertet und so direkt

und indirekt zum Deficit der Reichseisenbahn in der Hauptsache
beigetragen. Nun will das Unternehmertum die von ihm selbst
geschossenen Mis;ltände bet der Eisenbahn dadurch beheben, indem
e-, dem Reich dte Eisenbahnen abnimmt. SUas dann zur Butan»

«ierung des Etats unternommen werden soll, gipselt bei dem Ver¬
käster in folgendem:

«— Der behördliche Betrieb von lauter festentlohnten Be¬
amten, die an den finanziellen BetrieKsergebntssen des von

ihnen bedienten Unternehmens nlcht mtt dem eigenen Porte«
nwnnaie interessiert stnd. muh heute und tn aller Zukunft un¬

wirtschaftliche? arbeiten als der privatwirtsckaftlich geleitete Be-
trieb, wo der Kzw. die Leiter sozusagen jede Einnahme und Aus¬
gabe ganz oder teilweise in der eigenen Tasche svüren." —

öl"
Der wesentlichste Posten, bet dem eine vernünftige ökono.

mische Grundlage Vetriebsersparnisse in Höhe von mehreren

Milliarden Mark möglich machen würde, findet sich im Konto

Personalausgaben. Es ist offenes Geheimnis, dah ungezählte
Tausende. Hunderttausende von Beamten o.id anderen Ange¬
stellten heute den Etat der Bahn belasten, dte völlig unzureichend
beschäftigt sind, aber voll bezahlt werden müssen." —

.In jedem 5?alle würde also bei angemessener nicht über-

triel>encr Auswertung der Arbeitskräfte, unter Vcrncbt aus alles

Drohnentum. wie es die Errungenschaften der Revolution so oiel«

fach gezeitigt haben, wie es heute aber außerhalb der staatlichen
Betrieb^ e^renljchern'eisp ^-i'l schon wieder beseitigt ist. mlnde«

stens die Hälfte, wahrscheinlich aber zwei Drittel de? Defizit«

beträte unserem Bahnbetriebes zum Schwinden zu bringen
sein." -

Also nickt etwa ein Verzicht der Unternehmer uus die selbst in die

Höhe getriebenen Gewinne aus Lieserungen an die Eisenbahn, son¬

dern eine Ausquetschunq des Personals bi« zum AeuKersten ist das

Mittel, welches der Herr Professor zur Beseitigung des Defizits
allein vorzuschlagen hat.

In Nr 277 vom 2«. November l9?1 setzt dann Her? D?. R.

Quaatz. Mitglied de? Reichstagsfraktion de? Deutschen Volkspartei
und Handelskammer Syndikus, die Diskussion sott. Ten Beamten

wi?d gesagt:

..Sie sind vielfach der irrigen Auffassung, dah ihre wohl-
e?wo?benen Beamtenrechte bei dem llebe?gang der Eisenbahn in

P?ivat«i?tschast gefährdet sein konnten."

Dem i5t nach D?. Quaatz nicht so. trotzdem de? Artikesschreibe? des

Vortrags. Prof. Hennig. gerade dies als hauptsächlich erforderliche

Mahnahme bezeichnet. Auch die Sorge der Arbeirnehmer. dah der

AcKtstundentag beseitigt werden soll, ist nach Herrn Dr. Quaatz un«

berechtigt, denn er schreibt:

..Der Eisenbahndienft gehört zu den schweren Berufen. Gerade

fü? ihn ist de? Achtsrundentag als Normala?beitstag ein gesunder
bedanke. Dah dieser Grundsatz nicht dazu führen darf, die

Tagesschicht schemat'sch genau auf acht Stunden zu begrenzen,
darüber sind sich alle Beteiligten einig. Eine schematiche An¬

wendung dieses Grundsatzes auf schwere und leichte <!) Arbeit

tst eiue Ungerechtigkeit."

Was allerdings von dem Achtstundentag übrigbleibt, wenn er

nicht ..schematisch" angewandt werden darf, darüber baben die

Arbeitnehmer bereits einige Erfahrung. Auffällig wirkt nun.

wenn gerade Herr Tr. Quaatz noch folgende Feststellungen macht:

..Das Aer..?rnis kl'inmt von oben. Beamte der oberen

Stellen mü^en Leute haben, denen sie befehlen können Be¬

sonders gefahrlich wirkt eine Ueber;aKl von Beamten tn den

Zentralstellen. Das Reichsverkehrsministerium insbesondere
ift zn einem Rielenk^iper angeschwollen, der etwa das Dreifache
der früher nötigen Beamten verschlingt."

Bi her hat eine Krähe der anderen jedenfalls nicht di - Augen
ausgebackt. und d^s w?:d auch in Zukunft ni^t dermal! sein, denn

Herr Dr. Quaatz stellt bezüglich der Rentabilität der Reichseisen-
dahn soiort weiter fest

.?aui dienen nicht Betriebs- und andere Räte. Pc'rsonal-
ve?^elu?;gen und andere kostspielige Dekorationsstücke. Das

Personal muh eigenen Anteil an der Verwaltung und Verant¬

wortung haben und zwar unter eigener Verantwortung und

wirklicher Beteiligung."

Also hinweg mit den Betriebsräten, fort mit den Beamten¬

räten, wo<u diese Dekorationsstücke, und ber mit der Privatisier
rung der Staat<eisenbahn und der Stinnesschen Klein«

aktie? Dies ist der langen Rede kurzer 5inn. Dann kann der

Arbeitnehmer .unter eigener Verantwortung und wirklicher Be»

teiltgung" auf seine Kleinaktie ein pnar Pfennige Dividende er«

zielen während das Privatknpltal seine Gewinne millionenweise
schejseln und die Arbiter. Angestellten und Beamten wieder zu

Heloten erniedrigen kann.

Herr Dr. Quaatz endet seine Ausführungen in einer Apotheose:

..Es tst eine schwece. aber auch g ohe Stunde, tn der wir über

diese Wirtschaftssraqen zu entscheiden haben, die letzten Enocs

nicht nur unsere Wirtschaft, sondern auch unsere politische Zu«

kunst mitbestimmen werden. Ich hoffe fest, dah dasselbe Volk,
das in den Iahren der Kriegszeit Unerhörtes geleistet und

einen Gemeinsinn sondersgleichen bewiesen hat. letzten Endes

auch dieser Aufgabe Herr werden wird."

Die deutsche Sprache ist «ehrlos gegenüber solchem Mih.
brauch.

Dasselbe Volk, welches durch die Expansionspolitik des Kapitals
in den Weltkrieg gestürzt wurde und nun wiederum vor dtsse«

^^+%/+$*



wagen gcl.-in^l werden 1«ll. soll jetzt .auch dieser Aufgab: Herr*

werde«, nämlich die Relchseisenl^hn in den Besitz des Prisat-

kapttals überzuführen.

Die Arbeitnehmer sollen die Gefahr, die ibnen von den Kapita»

listen nnd idrer Prene droht, nicht unterschätzen. Sostematljch.

unrer Verdrehung aller Tatsachen und unter Mißbrauch de? deut-

schen Sprache wird versucht, die Allgemeinheit über die wahren

Absichen dcz Kapitalisiiius zu täulchen. Demgegenüber müssen ftch

die Arbeitnehmer mit aller Encrnte jur die ?urc!il krung der zehn

*l!un!te des A^GV uno des AsA-Vundes einsetzen und die Weg'

l^u^rung de? Vciwtagewinne. die Ersassung de? Sachwerte, die

Einziehung der Besitz^.euern fordern. Und nm i^it Herrn Dr.

Quaatz .zu sprechen. Kokst?! wir. ..dakdasselbe Volk, dos in

den Iahren der Kriegszeit Unerhörtes geleistet

und einen Gemeinsinn sondersgletchen bewiesen

bat. letzten Endes auch dieser Ausgabe Herr wer-

den wird". derAusgabe aber, an Stelle der kapita«

li st ischen Prositwirtschast die planmähig gß.

ordnete Gemeinuiirtschust zu letzen.

Oe7 (Zisenwirtschafisbund
In der Verordnung zur Regelung der tzisenwlrtschast vom

«. April l<«ezchsgcs. «l. Nr. 6^ E. ^..) lautet der erste

Absatz des !<)-

..Die Vollversammlung des Eiscnwlrtschastsbundes leitet

die Cisenroirtj^st einjchliejjlich der Ein. und Ausfuhr nach

gemel.r wirtschaftlichen Grundsätzen unter Ober«

aufsickt des Re.chs nach Maßgabe der folgenden Paragraphen.

Sie sullt allgemeine Richtlinien aus. deren Ausführung oen

Arbeitsausschüssen und dem Vertrauensodmonn obliegt. Sie

beausnchtigt die Arbeitsausschüsse und den BertrsueusobmanT

und kann oon diesem jederzeit Bericht erfordern.-

Und weiter der erste und zweite Absatz des g lZ:

„Der Eiscnwirtschastsdund regelt die Preise und Verkaufs«

tedingungcn der unter K k genannten Erzeugnisse lauber

Schrott) für de« Absatz im Inland.
Der Rcichs^lrtjchaftsminijter kann bestimmen, dass Inlands«

preise einheitlich sur das Reichsgebiet festgesetzt werden müssen

nnd das, diese Preise auch für die Verkäufe an Hersteller von

Ausfuhrerzeugnissen gelten.

Ursprünglich waren infolgedessen Höchstpreise sür die Produkte

der öchwereisen-Industrie festgelegt worden. Anfang des Jahres

I»Zl stellte sich Heraus, dag infolge der Besserung unserer Mark

die zum Schutze der Inlandssabrikation festgesetzten Eisenhöchft.

preise dle Weltmarktpreise überschritten, so datz die Schwereisen«

Industrie überhaupt zu den Höchstpreisen keine Abnehmer mehr

fand. St-rttz nun die Höchstpreise im Interesse der Gemeinwirt-

schast entsprechend herabzusetzen und dadurch die Verordnung

tlber die Schufen« des Eisenwirtschaftsbundes durchzuführen, ist

es de« Widerstand der Unternehmer gelungen, uo« der Reufeft'

setzung von Höchstpreisen überhaupt Abstand zu nehmen. Sodann

setzte wiederum die Entwertung der Mark und zwar in einem

bisher nickt gekannten Umfange ein. Der Inlandausschuß des

Eijenwirtjchastsbundes trat vo? einiaen Monaten zusammen, u»

dieser Entwicklung entsprechende Ho^stpreise festzulegen. Dies

scheiterte an dem Sviderftaid der Unternehmer. Mit Stimmen«

gleichheit wurde die Absicht der Arbeitnehmer. Höchstpreise fest-

zulegen, oerkindert. und die Unternehmer setzten allein sogenannte

.Richtpreise" fett, die wenige Apachen später bei einer Reufeft.

legung we',entlich erhöht wurden Dem Drangen der Arbeit«

nehme? nachgebend und dem g t^ der Tlerordnung entsp?echend.

beraumte der Reichsnirtschastsmintster am > ,. De.ember ^;>?t eine

neue SiUnnn an Tie Vorschläge des Reichswirtschaitsminlfters

für die Einführung von Höchstpreis« wurde« mit A gegen li

Stimmen adgelekl.t. Aus leiten der Unternehmer stimmten sechs

Arbeitnehmer gegen die nöchstpreisfestlegung. Mlt 22 Arbeit«

geber- und Arbeitnehmerstimme« gegen ll Arbeitnebmerstimmen

wurde sodann folgende Regelung getroffen:

t. .Eine Kommission aus sechs Vertretern der Erzeuger, zwei

Vertretern des Handels und vier 5!ertretern der Verbraucher,

je zur Hälfte Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die vom

1 Januar 1S?2 ab bei den Festsetzungen vo« Richtpreisen

und Verkauls?tchtl*n!e« des Deutschen Stablbundes de?a?tig

mitwirkt, das, dte Interesse« de? Erzeuger. Händler «nd Ver«

braucher und insbesondere die allgemeinen Interessen ge¬

wahrt werden.

L> Dte Kommission soll darauf hinwieke«. daß die Richtpreise
den jeweiligen Selbstkosten zuzuglich etnes angemessene« Gs-

winns entsprechen.

». Der Kommission ftnd auf Verlanaen die gleichen Auskünfte
» erteilen wie dem Induftrtellenausschutz des Eijenwtrt-
lckeltsbund«. «n den Sitzungen nin-n.l etn Kommissar des

«elchswirtschastsmintstertums teil.

4. Die KommtMon wird beauftragt, gemeinfam mit dem Deut¬

schen Stahlbund eine Regelung zu treffen, wonach die Er¬

zeuger. Verbraucher und Händler sich prtvatrechtUch durch
Konventionalstrafen sahnlich den Bestimmungen des g ll

4 der Verordnung zur Regelung der Eisenwirtschaft in

'^erinnduna mit Ziffer ^ der Geschäftsordnung des Eisen«

rtjchaftsbundeol zur Jnnehaltung der Richtpreise oer.

ständigen. ^

b. Die Kommission wlrd sortlaufend, spätestens alle drei

Monate, über ihre Tätigkeit dem Induftriellenausschuß Be«

richt erstatten und etwa notwendige Maßnahmen dem Eisen¬

wirtschaftsbund vorzuschlagen habe,:."

Der Eisenwirtschaftsbund ist eln Schukbetsplel för die Mit«

Wirkung der Arbeitnehmer im Wirtschaftsleben, welche nach Nr«

NZel 1^ der Reichsverwssung eine gleichberechtigte sein soll. Alle

diese isten sind paritätisch ausgebaut, «nb da Kapital

nnd Eachbesitz sich ausschließlich in den Handen der Arbeitgeber

befinde inen diese oNe Absichten de? Arbeitnehmer, die Ge-

, einmirtschast durchzuführen, verhindern, wobei ihnen messt noch

ein Teil der Arbeitnehmer Gefolgschaft leistet. Das ganze gleich¬

berechtigte Mitbestimme cht der Arbeitnehmer im Wirt«

sch^ftsleden. weiches durch die Reichsoerfassung garantiert ist.

kann sich also infolge dieser Verhältnisse nicht praktisch, sondern

stets nur theoretisch auswirken. Auch diese Möglichkeit ist an sich

von erheblicher Wichtigkeit, aber es darf nicht außer kcht gelassen

werden, da« paritätisch ausgelxrute Körperschaften für die Arbeit¬

nehmer praktisch nur wenig leisten Knd daq diese Regelung mit«

hin kur uns keine endgültiae sein kann, wir vielmehr dahin streben

müssen, mit tatsachlichem Erfolg in die Reae.l?m« der Wirtschasts«

Verhältnisse einzugreifen. Der jetzige Vlefchiuh des Eisenwirt-

schastsbundes bedeutet eine Irreführung. Ein Ausschuß, der tm

Interesse der Allgemeinheit nichts leisten kennte, bildet eine neue

Kommission aus derselben Grundlage, die wiederum zn demselben

Resultat kommen wird, und so vergehen Monate «nd Monate und

die Unternehmer sind tn ihrer kapitalistischen Prositwirtschast

gänzlich ungestört. Auch hieraus e?»ibt sich die Wichtigkeit der

Propaganda für dte Durchführung des Wirtsthaftsprsgramms des

«DGB und des AfA Bundes. Nur durch et ie Erfassung der Sack¬

werte kann ermöglicht werden, daß dte Arbeitnehmer einen un¬

mittelbare» Einfluß aus dte Wirtschaftsführung erlangen.

Die Erfassung der <kkV«4devisen
Punkt 4 des Mirtschaf^sprogramms des Allgemeinen Deutsche«

Gewerkschaftttbundes und Allgemetuen freien «ngeftellten-

b««des lautet

„SehiKssie Erfassung der Ezportdevise« durch Ausbau der

Außenha«delslon t rolle."

Es herrscht nu« tn weitesten Kreisen Unklarheit dartiber. wie

eine solche Erfaslung der Exportdevisen durchgeführt werden könne.

Vielfach ift wa« der Ansicht, daß fte überhaupt undurchführbar sei.

Iedoch besteht, vorausgesetzt, daß die Regier« «g de« ernsten Willen

tke. derartige Maßnahmen durchzuführen, eine Möglichkeit, auch

hie? zum ^ele » kommen. Der zehnprozentige Steuerabzug der

»ehalts. und der Lohnempfänger «nd die Stmerzadlung de? Lobn«

bzw. Kel>altsempsänaer überhaupt wird dadurch gesichert, daß von

den Un!«rnehmern Liften de? dei ibnen be -hästigten Arbeitnehmer

eingefordert wenden, in welchen deren Einkommen genau ver«

zeichnet ist. Es tft noch «icht bekannt geworden, daß irgendwelche

lnwendungen von Behörde« oder Unternehmern arge« dieses

Enftem erhöbe« werde« ftnd daß en etwa u«z«Verlussig oder zu

teuer wäre, »a« we«de also ei« ähuliches System a«ch auf die

Erfassung der Exportdevisen an.

Bei Ausgabe eines Postpakets, einer Warensendung bei der

Eisenbahn usw t at der die Sendung in Eingang nekmende Voc¬

oder Eisenbahnbeamte zu priisen. ob diese nach dem Auslande oder

nach dem Anlande gehen soll. Geht dte Sendung «ach dem Aus-

la«be. wird Absender. Empfänger, »ewicht u'Rd Signu« einfach in

eime Liste eingetragen. Gehl die Eendung nicht direkt ins Ans-

land, sondern an etne« Spediteur, kann die Eintragung ohne

weiteres erfolgen, wenn von diesem die VKiterbeförderu«« vorge¬

nommen wird, «us diese «^tse ift es «erndez« »»möglich. d«5

auch nu? die kleinste Sendung nicht beriissichtigt wi?d. Die Be«

hörden haben von den Absende?» nu? die Fakturen einzufordern,

und sie können daraufhin genau festlegen, in welcher Aorm De.

Osten A« das Reich adzufühee« st«d. Rtchtktnie«. mteoiel Prozent

der Devisen die einzel«e« Iudustriezwetge abzuliefern hätten, könn«

ten daneben ne?et«bart «ßerder^ Hte?du?ch wtre eine lückenlose

Ko«trolle der Kr^rtdevtsen «nler «llen UmstZnde« ftchergeftellt.

und es könnte zur Du?chfüh?ung des Punktes t des ADGB und des

AsA Bundes geschnitten werde«, we«« Sderlxrnpt der ernste Wille

besteht, zu einer «esundung unserer wirtschaftliche« verhSltntsse zu



«n öi< ÄfA.Ortsfarielle in Schleswig. Holstein
einschließlich Hamb«a, Lübeck, Lüneburg,

Harburg, Sie»e, Eufhaven

Die Erfahrungen der letzter, Zeit haben dte Notwendigkeit er.

Vielen, dle Ortskartelle des AfA»Vundes. wie dieses in anderen

keilen des Reiches bereits geschehen, auch in unserem Wirtschatts-

gebiet sUsammenzvfassen Zur Besprechung dieser Z^rage lader der

Borstand des Ortskartells Grob Hamburg hiermit zu einer

Bezirtstonferenz des AsA-VundeS
ein. Dieselbe findet am Sonntag, den l5. Januar 1922. vormittags
ZS Uhr, in Hamburg, im Eewerkschaftshause statt.

Tagesordnung',
l. Die nächsten Ausgaben unserer Wirtschaftspolitik, R^erent:

Kali. Dr. Psirrmann. Berlin, vom A^ Vunbesvorstand.
Z. B ürkliche Zusammenfassung der Al'.'l ^ar:elle. Bericht-

eritatteri Koll ^ranz Andresen. sxrmburg.
«. Verschiedenes.

Alle Ortskartelle in Schleswig^Holstein. einschlieszlich Hamburg,
t?übcc!. Lünebura. Harburg. Stade. C^^l>aven werden gebeten.
-Vertreter zu entsenden.

Ortskartelle, die bis Z00 Mitglieder u^r^ssen. entsenden 1 Ver¬

treter, bis ltt<« Mitglieder 2 ^rtre!:r. bis '^'Nv Ali.Wieder ^ Ver¬

treter, bis bOS« Mi^Iied.r ^ ^^rzreter. b:s 1t)t)^ Mü^li-der
K Vertreter, bis 20«ttg Mitglieder tt Vertreter.

stur jede weiteren lS«>« Mitglieder wird ein weiterer Ver¬

treter delegiert.
Solche Ortsgruppen von AfA-Verb^'nden. die deshalb keinem

AlA OrlskarteN angehören, weil ein solches n^cht besteht, entsenden
selbständig, unter Anwendung des obigen Schlüssels, ihre Ver¬
treter zu der Bczirkslsnserenz.
Es wird gc beten, sosort zn dieser Konferenz Stellung zu

Nehmen und die Wabl der Delegierten vorzunehmen. 5ie stumen

der Gewählten sind bis zum S. Januar l9?2 an das A s A -

Ortskartell Grofz.Hamburg einzureichen
Anträge zu der Konferenz müssen ebenfalls bis zum 8 Januar

ZV'^2 dem genannten Kartell zug^andt werde

Allgemeiner sreier Angeftevtenbund. Oetslartell Grob Hamburg.
I. A.. Andre esen.

.Die Zrau in der inter.rutionalen Genosseus-hUstsbewe^ung.-
Bon Emmy freundlich. Wien. Verlag ^ laüftjche Genozzen.

schast Gera.Heutz. « Seiten. Mk.

ese Broschüre enthalt den Verhandlunnsbericht der ersten inter-

nationalen geno,jenschasc!ichen lenkon/erenz im Augu't ls>>l in

Basel. Außerdem noch mehrere Abhandlungen übe? genossenj
liche ^rauenbeZ^ligungsaebiete. ?,e Vcolchüre ist die einzige Aus.

aabe der Berichte und Referate v n de- sirnuenkouferenz und de...

Huld zur Anschaffung, besonders für Büchereien, sehr zu empfehlen.

«g. Engelbert Genf: V« MsKs bis DnnWin. Zu? Schichte
des Entmicklungsgedankens. Berlogsgenossenfthstt ..Freiheit".
Berlin «.!. l«t. «2 Seiten. Z M. — Engelbert Graf hat ln

ner neuesten Broschüre ein für dte Äugend und siir die Er.

wachsenen gleich «sichtiges nnd interessantes Gebiet b.hanoelt:
eine Geschichte des Entwicklungsgedankens vom Standpunkt des
^ stortschen »ertertalismus. Wir haben derartige. Darstellungen
bi-her oft schwer vermißt, die in die Znsammenhönze zwischen dem
znrtlchaltlichen FnndCment aus dem geilteskulturellen U verton

biueinleuchten^ denn gerade das meteorhafte unvermittelte Aus.

Zü^ b,<<)«ot^ch^ffsfl<a« ><<«kV'ZZu„ee< werden

Sekreiöre
reicht. bewerbe? müssen KberMftchtung<draft< ln

der AnzesteNtenbewequng. Vte über geVerksibaftliche,
sozial, und wirtzchaflUPOtitische Kenntnisse verfügen

Bewerbungen mtt genauen Angaben Übm^ebensli-Ms
und Organtsation<;Ztigkeit sind einzureichen an dle

Hauptgeschäftsstelle des

Allgemein«, freien «ngestelltenbundes
« erlln », Werstssraße 7

tauchen neuer Entdeckungen, neuer Erkenntnisse, durch die geniale

Forscher die Welt in Erstaunen setzten und bahnbrechend für ganze

Geschlcktsperioden wurden, schien gegen dte materialrÄifche Ge«

schichtsui'siaswng zn ixrcchen. Das Verdienst der Entdecker und

Erfinder heisst es iedoch durchaus nickt schmälern, «enn man es

unternimmt, «ie Engevbert «ras in der vorliegenden Vroschüre.

zu zeigen, wie geographische Begebenheiten und wirtschaftliche und

gesellschaftliche Bedürsnisse erst den Boden schatten aus dem neue

Erkenntnis gewonnen und nutzbar gemacht werden kann. Auch der

mosati he Scyöpfun^sgedanke. der in öhn'^cher ^orm auf einer be¬

stimmten Ackerbauituke bei vielen Vollern uns gegenubertrltt war

sozusagen eine historische Notwendigst und konnte erst über¬

wunden werden, als neue ökonomische Umwälzn' -r auch ibn

mehr und meh- ^rbicckeln liefen. Heute herrscht an seiner 6:^e

der Entwicklungs^cdanke unbestritten aus allen ?>ebieten Selbst

die Kirche muh ftch ihm allmählich beugen, wie aus den Schriften

neuerer Theologen katholi'cher und proreil^.r'i ä>^r. hervorgeht.

Wie wichtig der Entwicklungsgedanke in seinen Auswirkungen und

Anwendungen gerade sur die Erziehung ist. das hat t5rak ^über¬

zeugender nnd cindrin^'<ch.-r Speise an den ver ^ e^ -

? stellen

seiner Arb.it auseinandergesetzt Eine w.i?e ^erdreit^n^ des

Cchriltchens ist daher im Interesse d<c Auikläruncz und 3ch.il'-:

des Proletariats, der Erwsch'cttcn und Jugendlichen, dringend zu

wünschen.

Der Gesnndheitsslhntz im Betriebe. ?n der Neihe der gemeinsam

vom Allgemeinen Deutschen Gewcrkschoslsbund u,ld Allgemeinen

freien «ncirstelltendund Kero.usgegebenen ^elriedsräleschrinen ift

soeben Hest tt: .Der Gesundheitsschutz im Betriebe", erzenen.

Prosessor Dr. med. Ih. Sommerfeld, wel^. i :uch ^ Ar-

beitnehmerkre^en ei le anerkannte Autorität a em 5)el> ete

ist. hat es übernommen, in durchweg q ^r Welse

die GÄimdheitsgesaKren im Betriebe. t< ii^ durch un-

hygieni^^ «rdeitsruunie. schädliche ^lrb^ilsll^ne. ^iNZu Ärbel'.

weise u^w. ergeben, zu schildern. Zvie
' Dtiststc'nd^n ent-

gegengeneien werden kann, ist in eine n
' Ad chn::t aus-

juhrs!^ d'.rbelegt, während ein i^'.le^r nilt einer c^.7,e^^n-
den Untersuchung, wie die Betriebsräte der ^sundh^:!s d

wandjreien Ausgestaltung und Uebermaß:n/l der Betriebe bei-

tr^en können, gewidmet ist Da H.mreruauiende unserer Ar'

bei:skoll«en unter den Schä^iq.'.nqen idres Perufes sckv?r lei>.n

und viele alljährlich dadurch i^re l^es .'n' '.ntd sogar ihr öe'.> r

verliebn, enlspr.^t die Hcraus.iibe dieser Sckrift ein'M aslse'.:

als dringend empfundenen Bedürfnis. Dieselbe hat daher n!'^. t

nur sür die Betriebsräte, sondern überbau?! siir alle Gewerk-

schi'ts?oll)gen b'^v. Arbeltnel>'^e? eine aroi e ^e>^..tnng. ?^rü^c?

hinaus ist die Sch?i?t unlcr eingehender Versicksil):.iv.ng der ge-

setzl'.chen Bestimmungen paragraphen.v i^e niedergelegt.

.V Wie der Betriebsrat c'ls Körperschaft d-e Aufgabe erfu^en kc?nn.

N Zl^s die ein;c:nen Vetrieds?atsmitg!ieder in dieser Be-

ziedunr '! 'un haben.

>>ler<>l?ch wird die Schrift Mr nnsere Bete^ebsvertretungs«

kolleren noch ganz belonder? wertvoll, da sie stch in ihre? Tätigkeit
aus dl.-Zeide stufen kennen und in ber ^:ge ^ind. lowehl die Ar¬

beitgeber als auch die i', werbe^ussickt samten, wenn dieselden

Schwierigkeiten machen sollten, zur Anerkennung der geglichen
Rechte de? BetriedsvertretunIen in diesen st?agen ^i.l.'en
Die Schrift verdient .viteste Verbreitung und sollte im vesi^e

mindestens 'jedes Betriebsvertretungsmiigliedes s<in Sie ki^n-r

durch jede Buchhandlung bezogen werden. Die Bestellungen sind
an die Berlagsadteilung des Allgemeinen freien Angestellten-
bundes. Berlin 51^.52. Werktst?aKe 7. zu ?ichten. De? Laden¬

preis betragt 5.4V M. derselve ermäßigt fich bei^c Bezug durch
die Organisationen ganz wesentlich, so dich jeder in der Lage ist.
ftch die Schrrft ,« beschaffen

prowKoU
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